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Beginn: 10:04 Uhr 

Präsidentin Carina Gödecke: Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich begrüße Sie alle ganz herzlich zu unse-
rer heutigen, 100. Sitzung des Landtags Nordrhein-
Westfalen. Mein Gruß gilt unseren Gästen auf der 
Zuschauertribüne sowie den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der Medien.  

Für die heutige Sitzung haben sich zwölf Abge-
ordnete entschuldigt; ihre Namen werden in das 
Protokoll aufgenommen.  

Wir können auch heute einem Kollegen zu seinem 
Geburtstag gratulieren. Herr Kollege Frank Sund-
ermann von der SPD-Fraktion feiert heute einen 
runden Geburtstag. Herzlichen Glückwunsch, Herr 
Kollege! Alles Gute!  

(Allgemeiner Beifall) 

Wir hoffen in unser aller Interesse, dass zumindest 
der heutige Plenartag nicht allzu lange dauert, damit 
Sie Ihren Geburtstag auch noch im privaten Kreis 
begehen können.  

Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte ich gerne 
auf die Kleine Anfrage 3917 des Abgeordneten 
Hendrik Schmitz von der CDU-Fraktion zu spre-
chen kommen. Wie Sie alle mittlerweile aus den 
Medien, aber auch über die Information, die an die 
Fraktionen gegangen ist, wissen, hat es ein sehr 
bedauerliches Büroversehen der Landtagsverwal-
tung gegeben.  

Die Kleine Anfrage ist bei der Landtagsverwaltung 
am 29. September dieses Jahres eingegangen, am 
30. September als Parlamentspapier verarbeitet 
und in diesem Zusammenhang auch auf die Inter-
netseite des Parlamentes öffentlich eingestellt wor-
den. Die Übersendung an die Staatskanzlei ist aber 
bedauerlicherweise unterblieben. Das wiederum ist 
erst sehr spät aufgefallen, nämlich in der letzten 
Woche, als die scheinbare Verfristung der Antwort 
auf die Kleine Anfrage zu öffentlichen Reaktionen 
geführt hat und dann auch Thema in der Sitzung 
des Ältestenrates war.  

Dass ein Büroversehen der Landtagsverwaltung zu 
öffentlichen Spekulationen und Vorwürfen geführt 
hat, tut mir für alle daran Beteiligten sehr leid. Ich 
bitte daher sowohl den Fragesteller und damit auch 
die CDU-Fraktion als auch die Landesregierung 
ganz herzlich um Entschuldigung. Gleichzeitig be-
danke ich mich für die umgehende Beantwortung 
der Kleinen Anfrage, die beim Landtag am 11. De-
zember dieses Jahres eingegangen ist.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wenn der be-
dauerliche Vorfall der einzige seiner Art seit vielen 
Jahren ist, werden wir natürlich verwaltungsintern 
und in Abstimmung mit der Landesregierung unsere 
Verfahrensabläufe erneut überprüfen.  

Dann möchte ich Sie vor Eintritt in die Tagesord-
nung, damit es keine Irritationen oder erneute Spe-
kulationen gibt, darüber informieren, dass gestern 
mitgeteilt worden ist, dass Frau Ministerpräsiden-
tin Hannelore Kraft erkrankt ist und daher an der 
heutigen und an der morgigen Plenarsitzung nicht 
teilnehmen kann. Ihre Abwesenheitsvertretung wird 
Frau Ministerin Löhrmann als stellvertretende Minis-
terpräsidentin übernehmen. Was die Beratungen 
zum Haushalt betrifft, haben Sie ja schon gesehen, 
dass der Finanzminister den Part der Landesregie-
rung übernimmt.  

Weiterhin möchte ich mitteilen, dass alle fünf im 
Landtag vertretenen Fraktionen sich inzwischen 
darauf verständigt haben, den ursprünglich für 
heute vorgesehenen Tagesordnungspunkt 3 
„Klimaschutzplan Nordrhein-Westfalen, Entwurf 
der Landesregierung gemäß § 6 Abs. 1 Klima-
schutzgesetz, Vorlage 16/3020“ erst in der morgi-
gen Plenarsitzung am 17. Dezember unter Tages-
ordnungspunkt 1 gemeinsam mit der Aktuellen 
Stunde und in Verbindung mit dem Eilantrag zu 
beraten. Dadurch verschieben sich heute die nach-
folgenden Tagesordnungspunkte entsprechend. 
Wenn ich keinen Widerspruch sehe – das ist so –, 
dann nehmen wir diese Änderung in die Tagesord-
nung auf.  

Nach diesen Vorbemerkungen können wir nun in 
die Beratung der heutigen Tagesordnung eintre-
ten.  

Ich rufe auf:  

1 Nachwahl eines Schriftführers des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/10426 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen, sodass wir sofort 
zur Abstimmung über den Wahlvorschlag kommen. 
Wer ihm seine Zustimmung geben möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktio-
nen von FDP, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, SPD 
und Piraten. Stimmt jemand dagegen? – Das ist 
nicht der Fall. Möchte sich jemand enthalten? – Das 
ist auch nicht der Fall. Damit ist der Wahlvorschlag 
Drucksache 16/10426 einstimmig angenommen 
worden. Herzlichen Glückwunsch, Herr Terhaag, zu 
Ihrer neuen Aufgabe!  

Ich rufe auf:  

2 Gesetz über die Feststellung des Haushalts-
plans des Landes Nordrhein-Westfalen für 
das Haushaltsjahr 2016 (Haushaltsgesetz 
2016) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
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Drucksache 16/9300 

Und: 

Ergänzung 
Drucksache 16/10150 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/10600 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/10485 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/10486 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/10487 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/10488 

Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/10489 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/10477 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/10478 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/10479 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/10484 

dritte Lesung 

In Verbindung mit: 

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des 
Landes Nordrhein-Westfalen an die Gemein-
den und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 
2016 (Gemeindefinanzierungsgesetz 2016 – 
GFG 2016) und zur Änderung des Stärkungs-
paktgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/9302 

Und: 

Ergänzung 
Drucksache 16/10150 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksachen 16/10601 

dritte Lesung 

In Verbindung mit: 

GFG 2016 – Kürzungen zurücknehmen und 
Steuerspirale beenden! 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/10423 

In Verbindung mit: 

Gesetz über die Feststellung eines Vierten 
Nachtrags zum Haushaltsplan des Landes 
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 
2015 (Viertes Nachtragshaushaltsgesetz 
2015) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/10082 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/10427 

zweite und dritte Lesung  

In Verbindung mit: 

Drittes Gesetz zur Änderung des Versor-
gungsfondsgesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/10083 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/10428 

zweite Lesung 

Als Letztes weise ich darauf hin, dass gerade fünf 
Änderungsanträge der CDU eingegangen sind, die 
im Moment verarbeitet werden. Daher kann ich 
Ihnen die Drucksachennummern noch nicht nen-
nen. Sobald sie gedruckt sind, werden sie verteilt 
und in die aktuelle Tagesordnung aufgenommen.  

Die Veränderungen durch die im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss bereits gefassten Beschlüsse sind – 
das kennen die Kolleginnen und Kollegen – in den 
Veränderungsnachweisen dargestellt.  

Nach all diesen Vorbemerkungen eröffne ich die 
Aussprache zu Tagesordnungspunkt 2. Herr Kolle-
ge Laschet hat für die CDU-Fraktion das Wort. 



Landtag   16.12.2015 

Nordrhein-Westfalen 10337 Plenarprotokoll 16/100 

 

Armin Laschet (CDU): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Heute ist Haushaltsdebat-
te – die wichtigste Debatte im Jahr. Denn das 
Haushaltsrecht des Parlamentes heißt, vor Beginn 
eines neuen Jahres zu entscheiden, für was die Mil-
liarden ausgegeben werden, die die Bürgerinnen 
und Bürger durch ihre Steuern aufgebracht haben, 
wie wir dem Gemeinwohl am besten dienen und wo 
man dieses Geld einsetzt. Nicht die Regierung ent-
scheidet darüber – sie legt uns einen Entwurf vor –, 
sondern die Abgeordneten, die wiederum von den 
Wählerinnen und Wählern hierhergeschickt worden 
sind, um genau dies zu tun. 

(Zuruf von den PIRATEN) 

Deshalb ist die Haushaltsdebatte auch eine Debat-
te, in der man über den Zustand unseres Landes 
spricht, in der man über die politischen Prioritäten 
spricht, in der die Opposition die Chance hat darzu-
legen, was sie besser und anders machen würde, 
und ihre Kritikpunkte an der Regierung vorzutragen. 

Wir haben 2013 diese Haushaltsdebatte genutzt, 
um einen Gegenhaushalt vorzulegen und viele Än-
derungsvorschläge zu machen. Sie haben das im-
mer alles abgelehnt. Aber diese Änderungsvor-
schläge haben deutlich gemacht, wie man Sparpo-
tentiale im Land nutzen und wie man umschichten 
kann. 

(Beifall von der CDU) 

In all diesen Jahren, als wir vor allem über Alternati-
ven zur Haushaltsführung gesprochen haben, hat 
Ihnen das Landesverfassungsgericht vier Mal ge-
sagt: So, wie Sie arbeiten, geht das nicht. Der 
Haushalt ist verfassungswidrig. 

(Zurufe von der SPD) 

Das waren die Debatten der letzten Jahre. Sie ha-
ben daran nicht viel verändert. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Hans-Willi 
Körfges [SPD] – Zuruf von Minister 
Dr. Norbert Walter-Borjans) 

– Lustig fanden Sie das damals nicht, Herr Walter-
Borjans. 

(Zuruf von Ministerin Sylvia Löhrmann) 

– Jetzt ruft die Frau stellvertretende Ministerpräsi-
dentin: Aber die gestrige Entscheidung! – Also: 
Wenn das Verfassungsgericht bei der Bitte von Ab-
geordneten, Klarheit herbeizuführen, anders ent-
scheidet und sagt: „Nein, so viel soll man Abgeord-
neten nicht an Wissen geben“, ist das doch eine 
andere Qualität, als wenn die Verfassungsrichter 
sagen: Sie handeln mit Ihrer Haushaltspolitik ver-
fassungswidrig. – Das ist ein Riesenunterschied! 

(Lebhafter Beifall von der CDU – Beifall von 
den PIRATEN) 

Wenn Piraten, Liberale und Christdemokraten sa-
gen, sie hätten gerne ein paar Informationen mehr, 

dann könnten Sie das doch eigentlich ohne Verfas-
sungsgericht von sich aus machen. Das wäre ein 
fairer Umgang mit diesem Parlament. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP)  

Auch wir glauben nicht, dass Sie einen Haushalt 
durch Kürzungen sanieren können. Einen Haushalt 
saniert man, indem die Wirtschafts- und Steuerkraft 
wieder steigt, indem es mehr Arbeitsplätze gibt, in-
dem mehr Arbeitnehmer ihre Steuern zahlen kön-
nen, indem Unternehmen in Nordrhein-Westfalen 
angesiedelt werden und mehr Gewinne machen. 
Diese Impulse haben Sie nicht aufgegriffen. Wir ha-
ben Ihnen Vorschläge gemacht, wie Sie dieses 
starke Land, diesen Riesen entfesseln können, aber 
Sie leben weiter mit bürokratischen Vorschriften. 
Das war der Fehler des letzten Jahres.  

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

Deshalb ist Haushaltsberatung immer Abwägung. 
Jeder Kollege hier im Landtag, jede Partei, jede 
Fraktion hat eigene Ideen, was man in den Haushalt 
gerne aufgenommen hätte. Das Kunststück ist, ne-
ben den vielen Wünschen, die es gibt, am Ende zu 
einem Haushalt zu kommen, der nicht jedem ein 
bisschen gibt, sondern der Prioritäten setzt. Wenn 
Sie die Zuschauer auf der Tribüne, diejenigen, die 
die Debatte am Fernsehen verfolgen, fragen wür-
den, was die für sie wichtigen Prioritäten sind,  

(Michele Marsching [PIRATEN]: Fragen Sie 
sie doch mal!) 

dann würden die sagen: Es gibt die große Flücht-
lingskrise, die im Moment alle Anstrengungen for-
dert und die uns in den nächsten Jahren beschäfti-
gen wird.  

(Norwich Rüße [GRÜNE]: Machen wir doch 
alles!) 

Da kann man manches Lieblingsprojekt der Grünen 
und manches Genderprojekt oder weiß der Teufel 
was auch einmal zurückstellen und sagen: Wir 
kümmern uns jetzt um diese Aufgabe! 

(Lebhafter Beifall von der CDU und der FDP)  

Die Frage ist: Wie gut sind wir auf diese Aufgabe 
vorbereitet? Es ist doch logisch: Wenn Deutschland 
heute noch fünf Millionen Arbeitslose wie Anfang 
des Jahrzehnts hätte, wäre die Lage schwieriger, 
als sie es heute ist. Ein Land, das stark ist, das den 
höchsten Beschäftigungsstand seit der Wiederver-
einigung hat, kann diese Aufgabe natürlich leichter 
bewältigen.  

Die Frage ist: Wie gut sind wir denn in Nordrhein-
Westfalen vorbereitet? – Wir sind in der Finanz- und 
Wirtschaftskraft schwächer als andere Länder. Wir 
sind bei den Bildungsvergleichen schlechter als an-
dere Länder. Wir sind bei der Infrastruktur schlech-
ter als andere Länder. Anhand dieser Prioritäten 
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müssen wir jetzt definieren, was wir uns – vielleicht 
sogar parteiübergreifend – für 2016 vornehmen soll-
ten.  

Die erste große Aufgabe ist, den Haushalt in Ord-
nung zu bringen. Wir haben seit 1973 142 Milliar-
den € Landesschulden angehäuft. Wir haben wieder 
eine Neuverschuldung in der Größenordnung von 
ca. 2 Milliarden €. Die Ausgaben des Landes wur-
den in den letzten fünf Jahren, wo eigentlich die Zeit 
gewesen wäre, sich auf Krisensituationen vorzube-
reiten, wo die Steuern gesprudelt sind wie noch nie, 
um 30 % ausgeweitet.  

Ich sage es Ihnen hier noch einmal, Herr Finanzmi-
nister Walter-Borjans: Das ist der Istzustand des 
heutigen Tages. Kommen Sie in den nächsten Mo-
naten bloß nicht auf die Idee, Ihre Schuldenpolitik 
mit Flüchtlingen zu begründen! Kommen Sie bloß 
nicht auf diese Idee! 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Das schimmert ja immer schon einmal so durch. Ich 
sage Ihnen: Das wäre ein Missbrauch dieser Men-
schen, die nichts dafür können, dass wir heute 
140 Milliarden € Schulden haben! 

(Lebhafter Beifall von der CDU und der 
FDP – Heftiger Widerspruch von der SPD – 
Zurufe von der SPD: Pfui!) 

– Ja, das wäre ein Missbrauch! Ich kann Sie nur 
warnen! Missbrauchen Sie nicht die Menschen, die 
jetzt zu uns kommen!  

(Zurufe von der SPD) 

Ich sage Ihnen: Missbrauchen Sie sie nicht!  

(Marc Herter [SPD]: Ganz schäbig!) 

Instrumentalisieren Sie nicht Flüchtlinge für Ihre ver-
fehlte Politik! Das ist meine Mahnung. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Heftiger 
Widerspruch von der SPD) 

Zweiter Punkt: Wir hatten hier mal nach langen De-
batten mühsam … 

(Zuruf von der SPD: Ungeheuerlich!) 

– Ja, das wäre ungeheuerlich, wenn er so weiter-
machen würde. Lassen Sie das!  

(Beifall von der CDU und der FDP – Wider-
spruch von der SPD – Zuruf von der SPD: 
Unverschämt!) 

Zweiter Punkt: Wir hatten uns einmal in diesem 
Landtag an einen Konsens herangerobbt, nämlich 
im Jahre 2003. 

(Zurufe von der SPD)  

– Ja, ich weiß, dass Sie das trifft. Sie führen die Mo-
ralkeule immer gegen andere – aber diese Schul-
den haben nichts mit Flüchtlingen zu tun, zum letz-
ten Mal! 

(Beifall von der CDU und der FDP)  

Im Jahre 2003 haben wir uns einmal an einen Kon-
sens herangerobbt bezüglich der Frage, wie wir an-
gesichts der Kosten für die Mitarbeiter des Landes, 
insbesondere die Beamten, deren Pensionen später 
gezahlt werden als heute, für die Zukunft vorsorgen. 
Die CDU-Fraktion hat dies 2003 in der Opposition 
angeregt. Knapp vor dem Regierungswechsel 2005 
haben sich CDU, FDP, Grüne und SPD darauf ver-
ständigt, einen Fonds anzulegen, die verfehlte Pra-
xis umzustellen und für jeden Beamten, den wir ha-
ben, in einem Fonds so vorzusorgen, wie das jeder 
Unternehmer in seinem Betrieb macht.  

Mit dem, was Sie heute tun, nämlich indem Sie die-
sen Fonds auf 200 Millionen € einfrieren, obwohl 
jeder weiß, dass 1 Milliarde € gebraucht wird, und 
das mit einem Finanztrick, setzen Sie wiederum die 
falschen Prioritäten. Sie verschieben Lasten in die 
Zukunft, und das ist ein Bruch dessen, was wir uns 
in diesem Landtag einmal vorgenommen haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf 
von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Nun machen Sie bei der Vorsorge nicht das, was für 
diese große Aufgabe jetzt erforderlich wäre. Sie ha-
ben sich lustig gemacht – oft genug – über die 
Haushaltspolitik von Wolfgang Schäuble, über das 
Ziel, keine neuen Schulden aufzunehmen, was man 
anders auch „schwarze Null“ nennt. Aber dass man 
in dieser Lage im Bund und in neun anderen deut-
schen Bundesländern in der Lage ist, mit guten Fi-
nanzen jetzt diese große Herausforderung … 

(Zuruf von Achim Tüttenberg [SPD]) 

– Nein, Sie wissen genau, das hat Schäuble in den 
letzten Wochen geschafft. Dafür hat die Minister-
präsidentin gedankt. Auch wenn sie gerade nicht da 
ist, weil sie krank ist, sollten Sie sich erinnern, dass 
sie für die 6, 8, 10 Milliarden € gedankt hat, mit de-
nen der Bund den Kommunen geholfen hat. 

(Beifall von der CDU) 

Die Kommunen wissen ganz genau, dass Bund, 
Länder und Kommunen das solidarisch stemmen 
können. Aber jetzt merkt man doch, dass man das 
leichter stemmen kann, wenn man Vorsorge getrof-
fen hat, wenn man Milliarden für eine neue Aufgabe 
geben kann, ohne neue Schulden zu machen. 

Im WDR 5 heute hat Herr Walter-Borjans gesagt: 
2019 will er die Schuldenbremse einhalten, wozu er 
dann auch verpflichtet ist, weil sie in der Verfassung 
steht. – Aber er will nicht schneller ohne neue 
Schulden auskommen. Was ist das für ein Finanz-
minister, der es nicht einmal will, ohne neue Schul-
den auszukommen? 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das Gleiche betrifft die Wirtschaftskraft des Landes. 
Die liegt in Nordrhein-Westfalen seit 20 Jahren un-
ter dem Schnitt der westdeutschen Länder. Wir ha-
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ben in Nordrhein-Westfalen, über dessen Haushalt 
wir heute reden, im Jahre 2015 preisbereinigt einen 
Anstieg des Bruttoinlandprodukts, also dessen, was 
die Menschen jeden Tag erwirtschaften, um 0,3 %. 
Deutschland insgesamt hat 1,4 %. Schlechter als 
Nordrhein-Westfalen ist nur noch Sachsen-Anhalt 
mit 0,0 %. 

Und die bundesweiten Bedingungen sind gleich. 
Aber ich will einfach nicht, dass wir immer hinten 
sind, immer Letzter sind, nicht genug Wachstum 
haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wir müssen das nach oben bringen. Wir haben in 
Westdeutschland eine Arbeitslosenquote von 5,4 %, 
in ganz Deutschland von 6 %, in Nordrhein-
Westfalen von 7,6 %. Wenn das so ist, wenn der 
Schnitt unserer Arbeitslosigkeit größer ist als bei 
den anderen, wenn selbst Thüringen als ostdeut-
sches Bundesland es erstmals geschafft hat, wenn 
selbst Thüringen heute besser dasteht als wir in der 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit, dann muss doch 
eine Regierung, die links und rechts dieses Pultes 
sitzt, zusammenkommen und sagen: Was machen 
wir, damit die Menschen, die Arbeit suchen, Arbeit 
bekommen? Das muss doch ein prioritärer Schwer-
punkt einer Landesregierung sein. 

(Beifall von der CDU) 

Das fängt damit an, dass man guckt: Was können 
wir tun, damit unsere Unternehmen und die Men-
schen, die darin arbeiten, stark bleiben? Der Breit-
bandausbau ist so eine Priorität. Jeder weiß heute, 
dass schnelles Internet erforderlich ist, um Daten zu 
übertragen und wettbewerbsfähig zu sein. Wir 
schlagen Ihnen deshalb vor, dass die Mittel aus der 
Versteigerung der Mobilfunkfrequenzen – „Digitale 
Dividende“ nennt man das – verdoppelt werden. Wir 
wollen die Mittel 2017 auf 100 Millionen € aufsto-
cken. Wir wollen so viel geben wie andere Länder, 
damit wir in ein paar Jahren auch wieder so stark 
sind wie andere Länder und unsere Unternehmen 
arbeiten können. 

(Beifall von der CDU) 

Ich war in der letzten Woche im Sauerland unter-
wegs und habe mit dem Unternehmerkreis Sauer-
land-Initiative … 

(Zurufe von der SPD) 

– Ja, ich weiß, dass Sie Südwestfalen und das 
Sauerland nicht interessiert, liebe Kollegen von der 
SPD. Das wissen wir. 

(Beifall von der CDU und der FDP – Wider-
spruch von der SPD) 

Aber das ist doch kein Grund, wenn man jetzt ein-
mal die Sorgen, die die Menschen vor Ort vortra-
gen, schildert, dass man dann bei der SPD-Fraktion 
direkt ins Murren übergeht. Hören Sie einfach mal 

zu, was die Unternehmen im Sauerland sagen und 
die Unternehmen schildern! 

(Zuruf von der SPD) 

– Sie haben keine Abgeordneten aus dem Sauer-
land, das ist klar. Trotzdem ist es eine wichtige Re-
gion in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der CDU) 

Im Sauerland wählt keiner SPD, das ist klar, ja. 

(Zuruf von der SPD: Doch!) 

Aber man kann sich auch um Regionen kümmern, 
in denen man nicht gewählt wird. Da sind nämlich 
auch Menschen, die Unterstützung verdient haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Das Sauerland ist die Region in Deutschland, 

(Anhaltende Zurufe – Unruhe – Glocke) 

die das stärkste Wirtschaftswachstum hat. Der Kreis 
Olpe ist auf Platz drei, glaube ich, in ganz Deutsch-
land bei der Wirtschaftskraft, mithaltend mit den 
Regionen in Süddeutschland.  

Da ist ein Nano-Technologe von einem Ort im Kreis 
Olpe mit seinem Unternehmen an einen neuen 
Standort an einen anderen Ortsteil umgezogen. 
Dieser sagt mir: Hätte ich gewusst, dass ich es in 
zwei Jahren nicht schaffe, eine vernünftige Internet-
leitung zwischen beiden Standorten herzustellen, 
dann hätte ich die ganze Investition gelassen. – So 
ist die Stimmung.  

Die Mitarbeiter fahren jetzt von dem einen Standort 
in Olpe zu dem anderen, wenn sie schnelle Daten 
übertragen wollen bzw. müssen, manchmal in ganz 
kurzer Zeit. 

(Lukas Lamla [PIRATEN]: Dann haben sie 
keine Ahnung!) 

Das ist jetzt ein Beispiel für viele. In dieser Region 
sitzen aber unzählige Unternehmen, die Produkte 
für den Weltmarkt machen, die immer schneller 
werden müssen, die aber das langsamste Internet 
haben. 

Deshalb sage ich: „Priorität“ müsste für eine Lan-
desregierung bedeuten, alles zu tun – schneller, als 
es bisher geschieht, also nicht mit so kleinen Trip-
pelschritten, wie Herr Duin das macht –, um schnel-
les Internet zu erreichen. Damit sichern Sie Arbeits-
plätze. Damit sichern Sie Wirtschafts- und Steuer-
kraft, und damit sichern Sie sogar gute Haushalts-
beratungen, weil wir dann mehr Geld hätten. 

(Beifall von der CDU) 

Nun gibt es andere Regionen, die es schwerer ha-
ben. Da ist der Strukturwandel, den wir im Ruhrge-
biet erleben. Da ist die Arbeitslosigkeit … 

(Zuruf von der SPD: Da sind auch Men-
schen!) 
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– Ja, da sind auch Menschen. Da haben Sie recht, 
Herr Kollege. Aber deshalb, lieber Herr Kollege, 
müsste man dann, wenn man sich für das Ruhrge-
biet einsetzt, auf die Priorität Nummer eins, die Ar-
beitsplätze, setzen. 

(Beifall von der CDU) 

Man müsste jeden Tag darüber nachdenken: Was 
können wir tun, um hier neue Arbeitsplätze zu 
schaffen? Und jeder, der irgendeine Idee hat, ir-
gendeine Voraussetzung schafft, damit ein neuer 
Arbeitsplatz entsteht, der muss jede Unterstützung 
der Landesregierung bekommen.  

(Beifall von der CDU) 

Ich denke an den SPD-Landrat aus Recklinghausen 
bei der Debatte rund um newPark. Das war nämlich 
so ein Punkt, an dem sie hätten sagen können: Hier 
ist eine Idee. Da entstehen neue Arbeitsplätze! – 
Wahrscheinlich wird doch die Reaktion einer sozial-
demokratischen Landesregierung sein: Ja, klasse, 
neue Arbeitsplätze, da machen wir sofort mit! – 
Nein, es braucht eine monatelange, eine wochen-
lange Diskussion unter dem Motto: Wie machen wir 
es, mit welcher Regel? Der SPD-Landrat bekundet: 
Was wir nicht brauchen, sind widersprüchliche und 
hinterhältige Haltungen des Landes. – Damit hat er 
recht. Wir brauchen keine hinterhältigen Handlun-
gen, sondern Priorität für Arbeitsplätze im Ruhrge-
biet! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Nicht alle Regionen sind gleich. Im Sauerland brau-
chen Sie andere Ideen als im Ruhrgebiet. Aber bei-
de Regionen haben es verdient, dass eine Regie-
rung sagt: Das ist für uns Schwerpunkt! 

Es gibt viele ökologische Ansätze, die auch in Ord-
nung sind. Aber man muss entscheiden. Und wenn 
in einer Region eine besonders hohe Arbeitslosig-
keit herrscht, hat Arbeit Priorität. Das muss sich 
auch im Handeln der Landeregierung widerspie-
geln.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Jetzt nenne ich Ihnen ein Beispiel. Wir erleben in 
diesen Tagen die Schließung auch der allerletzten 
Zechen. In Marl steht jetzt eine Zechenschließung 
mit vielen Folgen für die Menschen an.  

Wir haben 2007 – Bund, Gewerkschaften, Unter-
nehmer, die Regierung Rüttgers, CDU und FDP 
plus die Grünen – im Landtag beschlossen: Wir wol-
len aus der Steinkohlesubvention aussteigen – aber 
nicht mit der Hauptidee – die Grünen waren in diese 
Richtung aber vielleicht doch etwas stärker moti-
viert – Klimaschutz, sondern mit der Idee, Mittel 
freizumachen für Investitionen, damit neue Arbeits-
plätze in dieser Region entstehen.  

(Beifall von der CDU) 

Neue Steinkohlekraftwerke sind trotzdem geplant 
worden. Die Debatte heute, wann wir irgendwann 
aus den fossilen Energieträgern aussteigen werden, 
ist eine andere. 2007 war das begründet.  

Jedes Jahr viele Hundert Millionen Subventionen 
sind falsch. Wir müssen aussteigen, aber sozialver-
träglich aussteigen. Und wir müssen das Geld, das 
dann eingespart wird, für Investitionen einsetzen.  

Der damalige Ministerpräsident Jürgen Rüttgers 
sagte hier unter Zustimmung von CDU, FDP und 
Grünen: Es gilt insbesondere, den Mittelstand, das 
Handwerk und Innovationen im Ruhrgebiet zu stär-
ken. Wir brauchen mehr Firmengründungen, gerade 
auch in technologieintensiven Bereichen.  

Seit 2010 sind die ehemals 492 Millionen € – so viel 
betrug die Steinkohlebeihilfe damals – auf 165 Milli-
onen abgeschmolzen worden. Allein in 2016, das 
heißt in dem Haushalt, über den wir gerade reden, 
stehen Ihnen dadurch 142 Millionen € mehr zur Ver-
fügung, also Geld, mit dem man genau die Wachs-
tumsimpulse setzen könnte, die wir damals ver-
sprochen haben. Damit könnten Sie den Breitband-
ausbau voranbringen, Start-ups und Digitalisierung 
fördern und dem Ruhrgebiet nachhaltig beim Struk-
turwandel helfen. 

Das Problem ist jedoch: Diese Zusage von 2007 lö-
sen Sie nicht ein. Sie geben das Geld nicht für In-
novationen. Es versickert im Landeshaushalt oder 
landet bei dem einzigen großen steigenden Etat, 
beim Umweltminister. Das gönne ich Ihnen alles, 
Herr Remmel, was Sie da an mehr Geld bekom-
men. Aber das Versprechen gegenüber den Bür-
gern war ein anderes. 

(Beifall von der CDU) 

„Innovationen im Ruhrgebiet“ lautete 2007 das Ver-
sprechen!  

Deshalb werden wir Sie, wenn jetzt die Zechen 
schließen, Jahr für Jahr daran messen – man kann 
das genau nachrechnen –: Ist das Geld wirklich bei 
Innovationen gelandet, oder wird es für andere Lieb-
lingsprojekte, die man immer schon mal machen 
wollte, genutzt? Schwerpunktsetzung wird heißen, 
dieses Geld für Innovationen einzusetzen. 

(Beifall von der CDU) 

Ein weiterer Punkt, wie man Arbeitsplätze schafft, 
ist nicht nur die Bereitstellung der digitalen Infra-
struktur, sondern auch der analogen, also von Stra-
ßen, Brücken und vielem anderem in einer Zeit lan-
ger Wertschöpfungsketten, die wir Gott sei Dank in 
Nordrhein-Westfalen noch haben: von der Stahlpro-
duktion bis hin zu den Automobilzulieferern im 
Sauerland. Jeder BMW, mit dem die Bayern weiß-
blau stolz durch die Gegend fahren, ist 30 % Nord-
rhein-Westfalen. Das müssen wir deutlich machen, 
dass wir hier Produkte herstellen, die in die Welt 
gehen. 
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Die Erwartung auf dem Weltmarkt ist heute längst 
nicht mehr „just in time“, sondern „just in sequence“, 
sprich: in laufende Förderprozesse hinein ein Pro-
dukt zu liefern, weil die Welt immer schneller wird. 

Unser Problem ist: Die Welt wird immer schneller. 
Die Logistiksysteme werden immer globaler, und 
unser Verkehr wird immer langsamer. Heute brau-
chen Sie beispielsweise von Siegen bis zum Duis-
burger Hafen eine Woche. Früher waren Sie nur ein 
oder zwei Tage unterwegs, je nachdem, ob das ein 
Schwerstlasttransporter war. 

Wir haben 280.000 km Stau in diesem Land. Wer 
wissen will, wie der Zustand dieser Landesregierung 
ist, braucht nur zwischen 7 und 9 Uhr die Meldun-
gen von „WDR 2“ nach den Nachrichten zu hören. 
Dann wissen Sie, wie der Zustand in diesem Lande 
ist. 

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP) 

In Köln, der deutschen Stauhauptstadt Nummer 
eins, stehen die Bürger pro Jahr 65 Stunden im 
Stau, also fast drei ganze Tage. Das muss sich 
dringend ändern. Deshalb möchte ich auch von die-
ser Stelle der neuen Oberbürgermeisterin in Köln, 
die gestern ihr Amt angetreten hat, gratulieren und 
sagen: Räumen Sie mit dieser Erblast in Köln auf! 
Köln gehört in die Champions League der deut-
schen Städte. Die Erblast von vielen Jahren SPD-
Herrschaft in dieser Stadt muss jetzt beendet wer-
den.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Zuruf 
von Jochen Ott [SPD] – Unruhe) 

Aber – ich habe das an dem Beispiel des Schwer-
transporters eben beschrieben –: Es gibt Maßnah-
men, mit denen ein ganzes Land alles tut, um ein 
Unternehmen, das weit weg von den Logistikunter-
nehmen liegt, trotzdem wettbewerbsfähig zu halten. 
Dieses Unternehmen ist die Meyer Werft in Papen-
burg. Mitten im Land gelegen werden da riesige 
Schiffe gebaut. Die Bedingungen, Schiffe mitten im 
Land zu bauen, sind eigentlich sehr schlecht. Der 
Standort der Werft ist aber historisch so gewachsen. 

(Unruhe von der SPD und den GRÜNEN) 

Aber dort tut eine Landesregierung alles dafür, die 
Arbeitsplätze zu erhalten. Und alle Menschen, die 
die Bilder sehen, wenn ein großes Schiff scheinbar 
über die Wiesen herausfährt,  

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das ist wohl eine Ab-
schiedsrede! Er kandidiert für Niedersach-
sen!) 

wissen: Wir müssen uns kümmern, weil unsere Ar-
beitsplätze daran hängen.  

(Beifall von der CDU) 

Die kleinen mittelständischen Betriebe und die gro-
ßen Unternehmen, die die Brücken nicht mehr be-

fahren können, haben nicht solch schöne Bilder, die 
in der Tagesschau zu sehen sind. Aber sie haben 
die gleichen Sorgen, ihre Produkte auf die Welt-
märkte zu bringen. Deshalb muss man das ernst 
nehmen. 

(Beifall von der CDU) 

Ich glaube, ich könnte sogar bei diesem Thema 
Herrn Remmel als Verbündeten gewinnen.  

(Nadja Lüders [SPD]: Das heißt doch „Bun-
desautobahnen“! – Zuruf von Mehrdad 
Mostofizadeh [GRÜNE] – Weitere Zurufe von 
der SPD und den GRÜNEN) 

Die Sperrung, Herr Remmel, der A1-Rheinbrücke 
bei Leverkusen bedeutet, dass man 40 km Umweg 
fahren muss, um den Rhein zu überqueren, was der 
Wirtschaft jedes Quartal 242 Millionen € Zusatzkos-
ten verursacht. Das sind eine riesige Summe und 
ein volkswirtschaftlicher Schaden.  

Durch diese Umwege werden zusätzlich 150.000 l 
Diesel pro Tag benötigt. Das entspricht exakt 384 
Extratonnen CO2. 

(Unruhe von der SPD und den GRÜNEN) 

Deshalb: Wenn Sie in Infrastruktur investieren und 
die Leute keine Umwege fahren müssen und nicht 
im Stau stehen, dann können Sie sich Ihren ganzen 
Klimaschutzplan mit vielen kleinteiligen Maßnah-
men – wie der Kampagne LRKS 6 M136; das ist 
das Thema: Mein Wäschetrockner ist eine Leine – 
sparen.  

(Heiterkeit von der CDU und der FDP) 

Sie müssen nur verhindern, dass die Leute riesige 
Umwege fahren müssen, weil die Infrastruktur in ei-
nem schlechten Zustand ist. Das ist ein Beitrag zum 
Klimaschutz! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Es ist ein echter Beitrag zum Klimaschutz, wenn wir 
weniger Staus haben, wenn man über die Brücken 
fahren kann und keine Umwege fahren muss. Die-
ses einmal in den Blick zu nehmen, Herr Remmel, 
würde lohnen.  

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir müssen den Bundesfernstraßenbau vorantrei-
ben. Ich finde, das gehört wieder zu den Prioritäten 
in einer Zeit, in der die Zinsen so niedrig sind, in der 
Rentenfonds und Pensionsfonds – das Geld, das 
die Menschen für ihre Altersversorgung zurückle-
gen – gut angelegt sein wollen. In dieser Zeit sollten 
wir doch eine dreifache Gewinnsituation daraus 
machen. Die einen wollen Geld anlegen, bekom-
men aber bei den niedrigen Zinsen keine Erträge. 
Denen sollte angeboten werden: Gebt das Geld für 
öffentliche Infrastruktur, und wir garantieren euch 
eine Rendite. – ÖPP nennt man das.  
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(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE: Wie 
Schäuble das macht! – Michael Hübner 
[SPD]: Schön, dass Sie das gelernt haben! – 
Weitere Zurufe von der SPD) 

– Ja, Sozialdemokraten können immer etwas ler-
nen. 

(Beifall von der CDU) 

Also, wir sind jetzt in Phase 1. Sie haben jetzt ver-
standen, was das ist.  

(Heiterkeit und Beifall von der CDU) 

Phase 2 bedeutet: Umsetzen! Machen! Anfangen! 
Projekte machen! 

(Beifall von der CDU – Zurufe von der SPD) 

Die Situation „niedrige Zinsen und schlechte Infra-
struktur“ ist historisch gesehen nicht so oft vorhan-
den. Das heißt: Sehr schnell das Geld, das inves-
tiert werden wird, für das Gemeinwohl einsetzen. 
Davon profitieren die Menschen, davon profitieren 
die Arbeitsplätze, davon profitieren die Renten-
fonds, die ihr Geld anlegen wollen. Seien Sie doch 
einmal kreativ, wie das andere Bundesländer sind. 
Dann kommen wir in Nordrhein-Westfalen auch 
wieder auf die Beine. 

(Beifall von der CDU) 

Ich könnte das endlos fortsetzen. Beim Landesstra-
ßenbau haben wir eine relativ geringe Summe.  

(Unruhe von der SPD) 

– Ich verstehe doch, dass bei Ihnen so mancher 
denkt: Wir könnten mehr für Arbeitsplätze tun. So 
ein Mist! Der Laschet sagt genau das, was wir den-
ken. – Und dann wird man unruhig. 

(Heiterkeit und Beifall von der CDU – Lachen 
von der SPD und den GRÜNEN – Zuruf von 
Marc Herter [SPD]) 

– Herr Herter, ich nenne Ihnen noch ein anderes 
Beispiel, und zwar zum Thema „Aufstieg durch Bil-
dung“, das vielen Ihrer Kollegen wichtig ist.  

Ich weiß, dass es vielen Ihrer Kollegen wichtig ist, 
dass Menschen, deren Eltern nicht studieren konn-
ten, ein Studium machen können. Mein Vater hat 
auch nicht studiert, der war Bergmann. Ich aber 
konnte studieren. 

(Zurufe von der SPD) 

– Ja, vielleicht finden das Teile der Sozialdemokra-
ten auch schon lustig. Ich finde es nicht lustig. – Für 
diese Menschen ist es wichtig, dass man Prioritäten 
setzt und an den Hochschulen einen guten Schlüs-
sel im Betreuungsverhältnis von Dozenten zu Stu-
dierenden hat. 

(Beifall von der CDU) 

Das ist eine wichtige Frage. Kinder, die immer 
schon optimale Unterstützung durch hochakademi-

sierte Elternhäuser hatten, packen das vielleicht 
leichter. Für jemanden aber, der sich hart hochge-
arbeitet hat, sind gute Studienbedingungen, gute 
Tutoren und ein guter Schlüssel beim Betreuungs-
verhältnis wichtig. 

(Zurufe von der SPD) 

– Ich wundere mich, dass Sie selbst bei diesem 
Thema nicht zu den alten sozialdemokratischen 
Werten stehen. Es wundert mich zutiefst! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Als die Regierung Rüttgers mit ihrer Arbeit anfing, 
lag der Betreuungsschlüssel – also das Verhältnis 
von Dozenten zu Studierenden – bei 10,6 %. Nach-
dem CDU und FDP unter Wissenschaftsminister 
Pinkwart, der sich um diese Dinge gekümmert hat, 
regierten, lag er bei 8,8 %. Da wurde hart gearbei-
tet, um Studienbedingungen an den Universitäten 
zu verbessern. 

Jetzt, nach vier Jahren Rot-Grün, sind wir wieder 
bei 9,6 %. Sie sind da, wo Sie aufgehört haben! 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der SPD) 

Es fällt schwer, Politik gegen die Statistik zu ma-
chen. Das Statistische Bundesamt sagt, dass Nord-
rhein-Westfalen an seinen Universitäten das 
schlechteste Betreuungsverhältnis aller Länder hat. 
Wir wollen, dass Nordrhein-Westfalen das beste 
Betreuungsverhältnis aller Länder hat. Das ist der 
Unterschied! 

(Beifall von der CDU und der FDP – Zurufe 
von der SPD) 

Was aber machen Sie? 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Die starken Hochschulen, die wir haben, schwä-
chen Sie. Sie wissen genau, dass das Hochschul-
freiheitsgesetz selbst von SPD-Rektoren und grü-
nen Kanzlerinnen kritisiert worden ist. Sie kämpfen 
nicht um die Spitzenwissenschaft, die wir haben. 
Das Care-Institut in Münster ist inzwischen nach 
Bayern abgewandert. Und Sie unternehmen nichts, 
um das Fujitsu Forschungs- und Entwicklungszent-
rum in Paderborn zu halten. Dafür aber haben Sie 
inzwischen dreizehn Professuren für Genderfor-
schung. 

(Zurufe von der SPD und von den GRÜNEN) 

Gleichberechtigung ist eine wichtige Angelegenheit, 
Frau Beer. Es gibt aber unzählige andere wichtige 
Fragen. Ich habe über Prioritäten gesprochen. Ich 
habe gelernt, dass Physik die Lehre ist, wie sich 
Materie und Energie sowie deren Wechselwirkun-
gen in Raum und Zeit ergeben. Das ist Physik. 
Dass jetzt aber Genderforschung bei experimentel-
ler Physik gemacht wird, hat doch nichts mit Män-
nern und Frauen zu tun. Das sind naturwissen-
schaftliche Vorgänge! 
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(Beifall von der CDU und der FDP) 

Nehmen wir uns doch all diese Spielwiesen in dem 
Moment vor, in dem wir keine anderen Sorgen ha-
ben. Jetzt aber sollten wir erst einmal sagen, welche 
Priorität wir setzen müssen. Das ist sicher nicht 
Genderforschung in der experimentellen Physik. Bei 
aller Liebe nicht! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir stehen vor der gro-
ßen Aufgabe der Integration von 300.000 Flüchtlin-
gen – das ist Ihre Schätzung, Herr Innenminister –, 
die in diesem Jahr nach Nordrhein-Westfalen ge-
kommen sind. Diese Zahl ist, wie Sie alle wissen, 
höher als die Zahl der Flüchtlinge, die Deutschland 
in vielen Jahren überhaupt aufgenommen hat. Das 
ist eine Aufgabe, zu der uns die letzte „WESTPOL“-
Umfrage glücklicherweise gesagt hat: Die große 
Mehrheit der Menschen in Nordrhein-Westfalen hat 
keine Angst vor Flüchtlingen. Sie sieht sie partei-
übergreifend als eine Bereicherung an. 

(Beifall von der CDU und der SPD sowie Mi-
nister Michael Groschek – Stefan Zimkeit 
[SPD]: Da klatscht Ihre Fraktion eben nicht so 
richtig!) 

Deshalb glaube ich, dass wir versuchen sollten, hier 
zu einer gemeinsamen Kraftanstrengung zu kom-
men. Ich hätte mich gefreut, wenn man bei der Ka-
binettsumbildung gesagt hätte – wir haben kritisiert, 
dass das nicht geschehen ist –: Jetzt brauchen wir 
einen starken Integrationsminister, der alle Ressorts 
koordiniert und sich dieser Aufgabe widmet! – Das 
ist eine Frage von Prioritäten. Frau Kraft hat das 
anders entschieden. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich hätte das in dieser Phase gemacht.  

Letztes Jahr habe ich von diesem Pult aus erklärt, 
dass wir eine Regierungserklärung zur Digitalisie-
rung bräuchten. Eins und eins und eins und eins ist 
vier, aber noch lange nicht 4.0. Deshalb bin ich froh, 
dass im Januar dieser Anregung gefolgt wurde.  

Ich würde heute empfehlen beziehungsweise die 
Bitte äußern – bitte, übermitteln Sie sie der Minis-
terpräsidentin –: Machen Sie das Thema „Integrati-
on“ im Jahr 2016 zu Ihrer Priorität. Beginnen Sie die 
Jahresauftaktpressekonferenz mit nichts anderem 
als diesem Thema. Das ist das Thema, was wir jetzt 
brauchen. Wir erwarten von Ihnen nach der Notauf-
nahme, die wir geleistet haben, eine große Integra-
tionsidee, wie das alles denn in den nächsten Jah-
ren funktionieren soll. Das ist meine Bitte für das 
kommende Jahr. 

(Beifall von der CDU) 

Das heißt, dass wir, wenn wir darüber reden, fragen 
müssen: Wie sind wir denn vorbereitet? – Natürlich 
ist ein Land besser vorbereitet, das über genügend 
U3-Plätze verfügt. Es ist nicht gut vorbereitet, wenn 

es 16. von 16 ist und die Betreuungsquote bei 25 % 
liegt. 

(Eva Voigt-Küppers [SPD]: Stimmt überhaupt 
nicht!) 

– Das muss man ja noch einmal sagen dürfen. – 
25 % der Kinder in Nordrhein-Westfalen können ei-
nen U3-Platz bekommen. Nirgendwo in Deutsch-
land sind es so wenig wie bei uns. Und jetzt kommt 
die Integrationsaufgabe für die Flüchtlinge hinzu. 

Die umgekehrte Rechnung ist übrigens: 75 % wer-
den immer noch familiär betreut, weil die Plätze feh-
len.  

(Stefan Zimkeit [SPD]: Das ist doch falsch! 
Sie haben keine Ahnung! – Weiterer Wider-
spruch von der SPD) 

Ich sage Ihnen: Diese 75 % der Eltern, 100.000, die 
in Nordrhein-Westfalen Betreuungsgeld beantragt 
haben, haben nicht Ihre Häme für die Arbeit ver-
dient, die sie in den Familien leisten.  

(Beifall von der CDU – Zurufe von der SPD) 

Sie haben sich riesig gefreut, dass die Eltern, denen 
Sie keinen Platz geben, jetzt das Betreuungsgeld 
nicht mehr bekommen. Das ist vom Verfassungsge-
richt entschieden.  

(Eva Voigt-Küppers [SPD]: Aha!) 

Ein Landesbetreuungsgeld wollen Sie nicht.  

(Stefan Zimkeit [SPD]: Wollen Sie das? Wol-
len Sie das? Wollen Sie das? – Sigrid Beer 
[GRÜNE]: Erklären Sie sich doch mal: Wollen 
Sie das? – Weitere Zurufe) 

Sie stecken das Geld jetzt in die Kitas; das ist gut. 
Aber was hätten Sie eigentlich gemacht, Frau 
Kampmann, wenn der Bund nicht so großzügig ge-
wesen wäre?  

(Lachen von der SPD) 

Die Bundesregierung aus SPD und CDU  

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

hat dem Land dieses Geld nahtlos weitergegeben.  

(Zuruf von Marc Herter [SPD]) 

Was hätten Sie eigentlich gemacht, wenn Sie den 
Schlüssel für die Kitas bzw. die Kindpauschale hät-
ten erhöhen wollen?  

(Marc Herter [SPD]: Abenteuerlich! – Weitere 
Zurufe) 

Wir finden das richtig.  

(Marc Herter [SPD]: Die Kindpauschale ist 
aus eigenem Geld erhöht worden! Aus Lan-
desgeld! – Weitere Zurufe) 

Ich finde, da könnte man noch mehr machen. Wir 
haben im KiBiz festgeschrieben …  
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(Fortgesetzt Zurufe – Glocke) 

Im Konsens …  

(Stefan Zimkeit [SPD]: 1,5 % haben Sie fest-
geschrieben!) 

– Ja, 1,5 % zugesagt. Damals haben auf einem 
Blatt sechs Wohlfahrtsverbände unterschrieben,  

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Rufen Sie die 
doch jetzt mal an! – Heiterkeit von der SPD 
und den GRÜNEN) 

zwei Kirchen, drei kommunale Spitzenverbände. 
Die haben genau diese Summe genannt. Aber sie 
haben das getan, weil im Gesetz stand: 2011 wird 
evaluiert. Da wird geschaut, ob es reicht. – Sie al-
lerdings haben seit vier Jahren nichts gemacht.  

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP – Widerspruch und Zurufe von der 
SPD und den GRÜNEN) 

Sie haben vier Jahre lang nicht das eingelöst, was 
wir mit den Eltern, den Kitas, den Kirchen – ich per-
sönlich – verabredet haben. Sie haben das vier Jah-
re lang nicht gemacht.  

(Zuruf von Hans-Willi Körfges [SPD]) 

Jetzt hilft Ihnen der Bund, dass Sie es schaffen. Sie 
schaffen es wieder nicht aus eigener Kraft.  

(Zuruf von Marc Herter [SPD]) 

Das ist der Unterschied.  

(Beifall von der CDU und Marcel Hafke 
[FDP]) 

Der zweite Bereich des Lebens, in dem Integration 
jetzt gelingen muss, ist die Schul- und Bildungspoli-
tik. Wir haben auch da denkbar schlechte Voraus-
setzungen.  

Frau Löhrmann, Sie haben mal in einem Papier ge-
schrieben: Was soll eigentlich eine Schulleitung 
machen? – In Sachen Wortkreation und PR ist die 
Landesregierung groß. Sie hat geschrieben: Schul-
leitung ist verantwortlich für die Implementation ei-
ner innovativen Lehr- und Lernkultur mit den Merk-
malen eines selbstverantworteten Lernens und ei-
nes qualitätsorientierten Unterrichtsentwicklungs-
konzeptes. Der Schulleiter soll pädagogische Füh-
rungsfähigkeiten und Managementqualität besitzen, 
Konfliktmanagement, rollenbezogene Gesprächslei-
tung und Gesprächsführung, Qualitäts- und Evalua-
tionsmanagement durchführen und und und.  

(Zuruf von der CDU: Richtig!) 

Diese Schulleiter sind jetzt die Hauptakteure bei der 
Integration der Flüchtlingskinder.  

(Zuruf von der SPD: Nein, die Lehrer!) 

Sie müssen wissen: In welcher Klasse kümmere ich 
mich um welches Kind?  

(Eva Voigt-Küppers [SPD]: Dazu brauchen 
wir ein paar Kompetenzen!) 

Aber wie sieht es im Lande aus? Diese groß be-
schriebene Stelle ist an 700 Schulen im Lande gar 
nicht mehr die Realität, weil es die Rektoren nicht 
mehr gibt.  

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Wir haben Ihnen vorgeschlagen: Der Bund hat uns 
die BAföG-Mittel zur Verfügung gestellt. Geben Sie 
einen finanziellen Anreiz, statten sie die Schulleiter 
besser aus, damit wir mehr Menschen finden, die 
diese Aufgabe wahrnehmen. – Das machen Sie ein-
fach nicht. Sie schreiben große Texte, aber wenn es 
um die Realität geht, sind Sie nicht dabei, und das 
ist schlecht.  

(Beifall von der CDU und Dietmar Brockes 
[FDP]) 

Das geht quer durch die ganze Bildungspolitik. Sie 
machen Riesentexte zur Inklusion. Ich habe im 
Sommer eine Inklusionstour gemacht. Gerade die 
Gesamtschulen haben mir geschildert – sie haben 
auf diesem Feld schon seit Jahren viel geleistet –,  

(Zuruf von André Stinka [SPD]) 

dass es Ihnen finanziell mit Blick auf den Betreu-
ungsschlüssel schlechter geht als vor Ihrem Gesetz. 
Die GEW schreit auf und sagt: Das reicht nicht, wir 
sind schlecht ausgestattet. Wir haben zu wenige 
Lehrer. – In so einer Phase, wo wir so schlecht vor-
bereitet sind, da wollen Sie uns erklären, dass wir 
gut auf Flüchtlinge vorbereitet wären?! 

(Hans-Willi Körfges [SPD], auf den Redner 
deutend: Schlecht vorbereitet, richtig! – Wei-
tere Zurufe) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jeder von Ihnen 
oder viele haben ein solches iPhone. Damit kann 
man tolle Sachen machen.  

(Zurufe von den PIRATEN: Ui! Oh! – Weitere 
Zurufe) 

Man kann beispielsweise rechnen: Wie viele Stock-
werke habe ich erklommen? Wie viele Schritte bin 
ich gegangen? 

Präsidentin Carina Gödecke: Ihre Redezeit.  

Armin Laschet (CDU): Wenn Sie wollen, können 
Sie sogar eingeben, wie viel Vitamin A, B, C, D, E 
und K …  

(Fortgesetzt Zurufe) 

Es gibt eigene Raster darin. Da kann man Aktivi-
tätskalorien messen. Das ist etwas für die Oppositi-
on.  

(Zuruf von Britta Altenkamp [SPD]) 
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Es gibt andere, die messen Ruhekalorien. Schlafa-
nalysen können Sie machen. Das ist etwas für die 
Regierung.  

(Heiterkeit und Beifall von der CDU – Zurufe 
von der SPD) 

Das ist heute für jeden privat zu Hause möglich. 
Viele Menschen nutzen das.  

Und Sie wollen uns ernsthaft erklären, dass das Vi-
tamin U, Unterrichtsausfall, nicht messbar ist,  

(Zuruf von Norbert Römer [SPD]) 

dass es in Zeiten der Digitalisierung nicht messbar 
sein soll, dass jede Schule sagt, wieviel Unterricht 
ausfällt?  

(Lebhafter Beifall von der CDU – Vereinzelt 
Beifall von der FDP) 

Das ist das Konkrete, …  

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege La-
schet, Ihre Redezeit ist zu Ende.  

Armin Laschet (CDU):… wo man konkrete 
Schwerpunkte setzen kann: Bildung besser ma-
chen, Aufstiegschancen schaffen, Integration für die 
vielen Kinder jetzt durch ein optimales Bildungssys-
tem ermöglichen. Das ist die Aufgabe, für die wir 
stehen.  

Dieser Haushalt ist kein Konzept, setzt keine Priori-
täten, und deshalb werden wir ihn heute hier in die-
sem Landtag ablehnen.  

(Langanhaltender lebhafter Beifall von der 
CDU – Anhaltender Beifall von der FDP – Zu-
rufe von der SPD und den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Laschet.  

(Fortgesetzt Beifall) 

Nachdem Sie nun festgestellt haben, dass wir uns 
nicht auf einem Parteitag befinden, sondern im Par-
lament von Nordrhein-Westfalen,  

(Große Heiterkeit und Beifall von der SPD 
und den GRÜNEN – Lebhafte Zurufe von der 
CDU: Oh! Pfui! Unverschämt! – Weitere Zu-
rufe) 

danke ich Herrn Kollegen Laschet noch einmal ganz 
herzlich für seine Rede.  

(Fortgesetzt lebhafte Zurufe) 

Ich danke Herrn Kollegen Laschet noch einmal 
ganz herzlich für seine Rede.  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Unverschämt-
heit! – Zuruf von der CDU: Pfui! – Weitere Zu-
rufe von der CDU und der FDP – Michele 

Marsching [PIRATEN]: Ihr seid doch humor-
frei! – Weitere Zurufe) 

Für die SPD-Fraktion hat Herr Kollege Römer das 
Wort.  

(Fortgesetzt Zurufe) 

– Herr Kollege Römer, Sie haben das Wort. Alles 
andere können wir an anderer Stelle klären.  

(Vereinzelt demonstrativer Beifall von der 
CDU – Dr. Stefan Berger [CDU]: Da können 
wir eine Präsidiumssitzung machen! – Weite-
re Zurufe) 

Norbert Römer (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Herr Kollege Laschet, die Heftig-
keit und die Maßlosigkeit Ihrer Kritik entblößen Ihre 
größte Schwäche: 

(Vereinzelt Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN – Lachen von der CDU) 

Weil Sie keinen Rückhalt haben, Herr Kollege La-
schet, haben Sie auch keinen Standort. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie bleiben sich treu: Sie irren von Position zu Posi-
tion, verändern immerfort Ihren Standpunkt und 
können sich doch nie sicher sein – das macht Sie 
doch so nervös –, dass man Ihnen auch tatsächlich 
folgt. Herr Kollege Laschet, das war vorhin heraus-
zuhören. 

(Zurufe von der CDU) 

Ich habe Ihre Rede gerade als eine weitere Bewer-
bungsrede an Ihre eigene Fraktion empfunden; es 
war gefühlt die 20. Rede dieser Art. 

(Zurufe von der CDU) 

Aber, Herr Kollege Laschet, Sie haben kein Zu-
kunftsbild für Nordrhein-Westfalen aufgezeigt, und 
streckenweise war Ihre Rede auch noch schäbig, 
insbesondere im Zusammenhang mit den Flüchtlin-
gen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Mit dem Haushalt 2016 stellt sich Nordrhein-
Westfalen einer historischen Bewährungsprobe. Wir 
werden die Unterbringung und die Betreuung Hun-
derttausender Flüchtlinge organisieren und finanzie-
ren. Wir werden aber auf keine einzige Investition 
verzichten, die für ein besseres und gerechteres 
Bildungssystem unerlässlich ist. Wir werden keine 
Investition unterlassen, die für mehr Wirtschafts-
wachstum, für mehr sichere Arbeitsplätze und für 
mehr bezahlbaren Wohnraum sorgt. 

Nordrhein-Westfalen investiert in seine Zukunft, in 
die Zukunft dieses Landes. Allein für Bildung, Wis-
senschaft und Forschung wird Nordrhein-Westfalen 
im kommenden Jahr 30 Milliarden € ausgeben – 
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mehr als jedes andere Bundesland und mehr als je 
zuvor, meine Damen und Herren! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Und wir werden die Finanzen unserer Städte und 
Gemeinden weiter stärken. Allein über das Ge-
meindefinanzierungsgesetz zahlen wir 10,4 Milliar-
den €. Das ist die höchste Zuweisung, die es in 
Nordrhein-Westfalen je gegeben hat. Insgesamt 
geht jeder dritte Euro aus dem Landeshaushalt an 
unsere Kommunen – und das allein ist schon eine 
Leistung, die ihresgleichen sucht. 

Doch sie reicht nicht. Die historische Bewährungs-
probe verlangt auch einen historischen Kraftakt. Mit 
der rechten Hand stemmen wir notwendige Zu-
kunftsinvestitionen in zweistelliger Milliardenhöhe, 
und mit der linken Hand stemmen wir die Kosten 
des größten Flüchtlingszuzugs seit dem Zweiten 
Weltkrieg; das sind noch einmal 4 Milliarden €. 
Nordrhein-Westfalen kann beide Gewichte gleich-
zeitig stemmen; denn Nordrhein-Westfalen ist ein 
starkes Land. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vor etwa drei Wochen hat mich eine junge Frau aus 
dem Kreis Soest gefragt, 

(Christian Möbius [CDU]: Das konnten Sie 
sich merken?) 

ob wir es uns überhaupt leisten können, so viele 
Flüchtlinge aufzunehmen. Sie wollte wissen, was 
uns diese Flüchtlinge kosten, und sie äußerte den 
Verdacht, die Politik würde die wahren Kosten des 
Flüchtlingszuzugs verschweigen; auf den letzten 
Punkt komme ich gleich noch einmal zurück. 

Zunächst habe ich der jungen Frau die Summe von 
4 Milliarden € genannt und ihr gesagt, wofür wir das 
Geld ausgeben: Zuallererst helfen wir unseren 
Kommunen. In 2016 wird das Land eine Jahrespau-
schale von 1,948 Milliarden € über das aktuelle 
Flüchtlingsaufnahmegesetz an Städte und Gemein-
de für die Unterbringung und die Betreuung von 
Flüchtlingen auszahlen. Davon zahlt der Bund 
626 Millionen €, also gerade einmal ein knappes 
Drittel. Mehr als zwei Drittel kommen also vom 
Land.  

Gemessen an den Gesamtaufwendungen des Lan-
des für Flüchtlingshilfen sinkt der Anteil des Bundes 
sogar von 22 % in diesem Jahr auf nur noch 19 % 
in 2016. Da muss der Bund noch enorm zulegen, 
wenn er seiner Verantwortung gerecht werden will. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Und auch das will ich herausstellen: Es gibt fast 
kein anderes finanzstarkes Flächen- und Geber-
land, das seine Kommunen stärker entlastet als 
Nordrhein-Westfalen – Hessen nicht, auch nicht 
Baden-Württemberg. Unser Angebot ist fair. Hinzu 
kommt ein Sonderprogramm in Höhe von 72 Millio-
nen € für den Neu- und Umbau von Kindertagesstä-

ten, von Jugendtreffs, von Schulen und Sportein-
richtungen. 

Ja, Integration beginnt immer mit Sprache, mit Bil-
dung und mit Arbeit. Nordrhein-Westfalen ist das 
erste und einzige Land, das Flüchtlingen mit guter 
Bleibeperspektive flächendeckend schon in den 
Ersteinrichtungen Begleitung, Berufsberatung und 
Basissprachkurse anbieten kann. So viel zur Be-
hauptung, andere Bundesländer seien bei der In-
tegration ehrgeiziger als wir. Das sind sie nicht, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ja, Nordrhein-Westfalen ist das Pionierland einer 
vorbeugenden Bildungs-, Sozial- und Wirtschaftspo-
litik, und nie war vorbeugende Bildungspolitik wich-
tiger als heute. Wir kümmern uns um die Infrastruk-
tur. Deshalb investiert beispielsweise Lanxess in 
dreistelliger Millionenhöhe an seinen Standorten in 
Nordrhein-Westfalen – im Vertrauen auf unsere 
vernünftige, vorbeugende Wirtschaftspolitik. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ja, andere Länder können von uns lernen, und das 
tun sie auch. 

Ich komme noch einmal auf die junge Frau aus dem 
Kreis Soest zurück. Warum hat sie den Verdacht, 
die Politik würde die wahren Kosten verschweigen? 
Was steckt dahinter? – Es ist der Eindruck, die Poli-
tik würde sich nur noch um Flüchtlinge kümmern. 
Es ist schlicht und einfach die Angst, wir würden ih-
re Sorgen – also die Sorgen dieser jungen Frau – 
und ihre Probleme aus den Augen verlieren. Wer-
den die Mieten jetzt noch weiter steigen? Geht die 
Aufnahme von Flüchtlingskindern zulasten der Bil-
dungschancen ihrer eigenen Kinder? 

Um es vorwegzunehmen: Der Eindruck, die Politik 
würde sich nur noch um das Thema „Flüchtlinge“ 
drehen, ist falsch. Aber ich verstehe, warum er ent-
steht. Denn in den öffentlichen Debatten scheint es 
ja um nichts anderes mehr zu gehen. Die hohen 
Flüchtlingszahlen sind für uns der Anlass, um Zu-
kunftsinvestitionen, Initiativen und Programme auf 
den Weg zu bringen, die allen Bürgerinnen und 
Bürgern in Nordrhein-Westfalen zugutekommen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wohlgemerkt, die Flüchtlingszahlen sind der Anlass, 
nicht der Grund; denn in einem Punkt hat die junge 
Frau aus dem Kreis Soest doch recht: Alle Men-
schen in unserem Land brauchen Arbeit, Bildung 
und bezahlbare Wohnungen, und es gibt immer 
noch zu viele, die von all dem zu wenig haben.  

Aus diesem Grund werden wir den Wohnungsmarkt 
nicht mehr länger sich selbst überlassen. Der Trend 
zu stetig steigenden Mieten muss gebrochen wer-
den. Die öffentliche Hand muss im Wohnungsbau 
wieder mitmischen und dort, wo die Nachfrage das 
Angebot überragt, für einen Ausgleich sorgen. 
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Wir haben im Bund ein 500-Millionen-€-Programm 
für den sozialen Wohnungsbau durchgesetzt, und 
wir drängen jetzt auf Verbesserungen der steuerli-
chen Anreize für private Investitionen. 

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

Das Land selbst geht in die Offensive. Die Landes-
regierung startet eine Wohnungsbauinitiative, die 
ihresgleichen sucht. Unser Ziel ist es, in nur weni-
gen Jahren 120.000 Neubauwohnbungen in Nord-
rhein-Westfalen zu errichten. 

Zudem erhöhen wir unsere Investitionen in Bildung, 
Kinderbetreuung und innere Sicherheit. Wir werden 
im kommenden Jahr fast 2.000 zusätzliche Stellen 
für Polizeianwärter schaffen – mehr als je zuvor in 
einem Haushaltsjahr und mehr als die schwarz-
gelbe abgewählte Rüttgers-Regierung in ihrer ge-
samten Regierungszeit zustande gebracht hat, mei-
ne Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir werden fast 5.800 zusätzliche Lehrerinnen und 
Lehrer einstellen – ebenfalls ein Rekordwert. Im 
Jahre 2016 werden wir an den Schulen unseres 
Landes weitere 22.500 Plätze für den offenen 
Ganztag einrichten. Ab 2016 ist darüber hinaus eine 
weitere dynamische Steigerung der Landeszu-
schüsse für offene Ganztagsschulen vorgesehen. 

Das Gleiche gilt für die Kostenpauschale für unsere 
Kitas aus Landesmitteln, Herr Kollege Laschet. 
Auch hier werden wir die Dynamisierung auf 3 % 
pro Jahr verdoppeln, und jeder Euro, der bisher für 
das unvernünftige und verfassungswidrige Betreu-
ungsgeld aufgewendet wurde, fließt ab 2016 in die 
frühkindliche Bildung. Das sind bis zum Kindergar-
tenjahr 2018/2019 insgesamt mehr als 580 Millio-
nen € zusätzlich für Ausbau und Unterhalt unserer 
Kitas. Ich wiederhole: mehr als 580 Millionen € zu-
sätzlich, meine Damen und Herren! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Die gesamten Landesausgaben für die Kinderta-
gesbetreuung steigen im kommenden Jahr auf 
2,6 Milliarden € – doppelt so viel, Herr Kollege La-
schet, wie noch 2010. Doppelt so viel, Herr Kollege 
Laschet! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Damals gab es in Nordrhein-Westfalen noch Zehn-
tausende Eltern – das betraf vor allem Mütter –, die 
im Berufsleben bleiben oder dorthin zurückkehren 
wollten. Aber sie konnten es nicht. Sie mussten auf 
Einkommen verzichten oder gar Sozialleistungen 
beziehen, weil es nicht genügend Betreuungsplätze 
für Kinder unter drei Jahren gab. Die gibt es jetzt, 
Herr Kollege Laschet. Seit 2013 erfüllen wir den 
Rechtsanspruch 

(Armin Laschet [CDU]: Das müsst ihr auch!) 

für Kinder unter drei Jahren, und im Jahre 2016 – 
ich nenne Ihnen jetzt einmal die Zahl – 

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

werden es über 170.000 Betreuungsplätze sein. 
Das ist ebenfalls eine Steigerung um fast 100 % im 
Vergleich zu 2010, Herr Kollege Laschet. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Christian Möbius [CDU]) 

Alle diese Initiativen und Investitionen werden unser 
Land stärker, gerechter und auch sicherer machen. 
Das gilt unabhängig davon, wie viele der Menschen, 
die zu uns kommen, tatsächlich auf Dauer bleiben 
werden. Einwanderungsgesellschaften sind langfris-
tig sowieso dynamischer, innovativer und auch wirt-
schaftlich stärker als Länder, die glauben, sich ab-
schotten zu müssen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist gut möglich, dass man die Einwanderung in 
15 Jahren ein „Geschenk der Geschichte“ nennen 
wird, ein Geschenk, mit dem wir dem demografi-
schen Wandel ein Schnippchen schlagen konnten. 
Zur Wahrheit gehört aber auch – ich will das gar 
nicht verschweigen –, dass die Aufnahme, die Un-
terbringung und die Integration von Flüchtlingen zu-
nächst viel Geld kosten werden. 

Wäre die Zahl schutzsuchender Menschen in die-
sem Jahr nicht so stark gestiegen, dann hätten wir 
schon im kommenden Jahr das Ziel eines ausgegli-
chenen Haushalts erreichen können. Das ist leider 
nicht möglich. Dennoch: Die Neuverschuldung sinkt 
weiter – und das, obwohl wir die Ausgaben für die 
Flüchtlingshilfe von 2 Milliarden € auf 4 Milliarden € 
erhöhen werden. 

(Dr. Marcus Optendrenk [CDU]: Wie lange 
noch?) 

Ja, unser Land ist stark, und unsere Finanzen sind 
gesund. Wir können es uns leisten, jetzt zu helfen. 
Das ist entscheidend. 

(Beifall von der SPD) 

Und weil wir es können, müssen wir es auch tun, 
müssen wir auch helfen. Frauen, Männer und Kin-
der zu schützen, die durch Terror und Fassbomben 
aus ihrer Heimat vertrieben wurden, ist für uns eine 
moralische Pflicht. Für Christen ist das eine Frage 
der Nächstenliebe, für Menschen, die nicht glauben, 
eine Frage der Humanität. 

Deshalb helfen wir jetzt und heute, meine Damen 
und Herren!  

(Beifall von der SPD) 

Ich glaube, ich spreche auch für unsere europäi-
schen Freunde in Schweden und in Österreich, 
wenn ich mit Blick auf Europa eigentlich Selbstver-
ständliches betone. Nicht diejenigen, die helfen, 
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müssen sich rechtfertigen, sondern diejenigen, die 
es nicht tun, obwohl sie es könnten.  

(Beifall von der SPD und den PIRATEN) 

Ich jedenfalls bin stolz auf die nach wie vor große 
Hilfsbereitschaft in unserem Land.  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN und den 
PIRATEN) 

Ich sage daher heute an die Adresse der vielen, vie-
len Tausend Helferinnen und Helfer in unserem 
Land gerichtet: Herzlichen Dank für Ihren Einsatz. 
Herzlichen Dank für Ihre Hilfsbereitschaft. Sie sind 
die wahren Helden des Alltags, meine Damen und 
Herren!  

(Beifall von der SPD, den GRÜNEN, den 
PIRATEN und von der Regierungsbank) 

Ja, es ist wahr: Nicht jeder, der zu uns kommt, wird 
bleiben können. Es ist auch wahr, dass wir nicht auf 
Dauer Jahr für Jahr 1 Million Menschen aufnehmen 
können. Wir müssen dafür sorgen, dass weniger 
Menschen zu uns fliehen wollen und zu uns fliehen 
müssen. Wer aber glaubt, dieses Problem durch 
Obergrenzen lösen zu können, der erliegt einer ver-
gifteten Versuchung; denn diese Obergrenzen wä-
ren am Ende nur mit Stacheldraht und Wasserwer-
fern an unseren Grenzen durchzusetzen.  

Was stattdessen jetzt von uns verlangt wird, hat 
Helmut Schmidt „pragmatisches Handeln zu sittli-
chen Zwecken“ genannt. Ja, unsere Werte verlan-
gen nach Haltung. Konkrete Probleme verlangen 
nach pragmatischen Lösungen. Was wir jetzt aber 
nicht benötigen, sind Scheinlösungen für Schein-
probleme.  

Damit, Herr Kollege Laschet, bin ich beim soge-
nannten Abschiebeplan der CDU. Lieber Herr La-
schet, der Vorwurf des Organisationsversagens 
weiß uns aufgrund seiner unfreiwilligen Komik 
durchaus zu unterhalten. Schließlich wird er ja vom 
größten Organisationstalent dieses Landtags vorge-
tragen.  

(Beifall von der SPD) 

Ich will nur ein Stichwort nennen: Ihre Klausurenaf-
färe ist dafür ein schlagender Beweis.  

(Zurufe von der CDU) 

Herr Kollege Laschet, abgesehen davon ist dieser 
Vorwurf in der Sache schlicht falsch und im Stil ein-
fach schlecht.  

(Zurufe von der CDU) 

Kaum sind Umfragen im Umlauf, die dem Vorsit-
zenden der NRW-CDU einen Mangel an Zustim-
mung und Vertrauen bescheinigen, kommen Sie mit 
diesem sogenannten Plan um die Ecke. Das kann 
man für Zufall halten, muss man aber nicht. In der 
nächsten Auflage des Politlexikons wird man Ihr Bild 

finden, und zwar direkt neben dem Schlagwort „po-
pulistische Verzweiflungstat“, Herr Kollege Laschet.  

(Beifall von der SPD – Zurufe von der CDU) 

Ich kann verstehen, dass Sie nicht immer „hinten 
sein wollen“, wie Sie es vorhin ausgedrückt haben. 
Ich kann verstehen, dass Sie nicht immer Letzter 
sein wollen. Alles das kann ich verstehen. „Will sich 
Armin Laschet jetzt mit der Methode Seehofer in die 
Offensive ledern?“ fragt die „Bild“-Zeitung. – Offen-
sichtlich, Herr Kollege Laschet! Doch dieser Schuh 
ist Ihnen viel zu groß. Sie stolpern schon beim ers-
ten Schritt.  

„Blöd für Laschet, dass die zahlreichen Forderun-
gen der CDU von der Landesregierung bereits um-
gesetzt werden“, stellt der WDR nüchtern fest.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von der CDU: 
Schön wäre das!) 

Das zu Ihrem Plan.  

Tatsächlich werden die Unterbringungskapazitäten 
für Flüchtlinge ohne Bleibeperspektive derzeit ver-
vierfacht. Kein Bundesland hat im Jahr 2015 mehr 
abgelehnte Asylbewerber in ihre Herkunftsländer 
zurückgeführt als Nordrhein-Westfalen.  

(Ralf Witzel [FDP]: In absoluten Zahlen! – Zu-
rufe von der CDU) 

Kein Bundesland konnte mehr Menschen zu einer 
freiwilligen Rückkehr bewegen als Nordrhein-West-
falen.  

(Beifall von der SPD) 

Es kommt uns vor allen Dingen darauf an, die Men-
schen dazu zu bewegen, freiwillig in ihr Herkunfts-
land zurückzukehren und dort beim Aufbau zu hel-
fen.  

(Michele Marsching [PIRATEN]: Freiwillige 
Rückkehr! Wenn du nicht freiwillig gehst, 
schiebe ich dich ab!) 

Herr Kollege Laschet, Hand aufs Herz: Die Rolle ei-
nes Horst Seehofer passt doch gar nicht zu Ihnen. 
Sie wirken dabei weder authentisch noch glaubwür-
dig. Das können Sie jetzt ruhig als Kompliment auf-
fassen; denn in der gesamten Flüchtlingsfrage ge-
hörten Sie bisher zu den Stimmen der Vernunft in-
nerhalb der Union. Es gibt nicht viele davon, aber 
immerhin; Sie gehörten dazu. Sie haben sich aus 
guten Gründen gegen Obergrenzen gewandt. Statt-
dessen haben Sie sich für ein Einwanderungsge-
setz ausgesprochen. Auch das war und ist weiterhin 
richtig, Herr Kollege Laschet.  

Als Ihre Parteifreunde das Taschengeld für Flücht-
linge streichen wollten, haben Sie das völlig zu 
Recht als reine Symbolpolitik kritisiert. Den CSU-
Plan für die sogenannten Transitzonen fanden Sie 
so überzeugend, dass er Ihnen in unserer Debatte 
zu diesem Thema nicht einmal eine Erwähnung 
wert war. Aber jetzt verfallen Sie selbst in diese po-
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pulistische Symbolpolitik. Ihre neun Punkte sind 
kein Plan zur Lösung eines echten Problems – aber 
ich gehe davon aus, das sollten sie auch gar nicht 
sein.  

(Zuruf von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Was Sie vorgestellt haben, ist das Libretti für ein 
Possenspiel, das Ihre Parteifreunde unterhalten soll. 
Ihr rechter Parteiflügel will jetzt Brot und Spiele. Sie 
müssen dem Drängen nachgeben, weil Ihnen an-
sonsten Ihre eigenen Leute von der Fahne gehen, 
Herr Kollege Laschet. Das ist der eigentliche Grund 
für diesen Plan.  

(Beifall von der SPD) 

Ausnahmsweise – ich verspreche es: nur diesmal 
und sonst nicht – kann ich zustimmend Ihren innen-
politischen Sprecher Theo Kruse zitieren: Wir haben 
überhaupt keine Strategie. – Das hat er Ihnen in Ih-
rer Fraktionssitzung in der vergangenen Woche an 
den Kopf geworfen. Treffsicherer kann man es nicht 
auf den Punkt bringen, meine Damen und Herren!  

(Beifall von der SPD) 

Durch die Heftigkeit ihrer Kritik versucht die Opposi-
tion, zu ersetzen, was ihr an Wahrhaftigkeit, an ei-
genen Ideen und an Führungskraft fehlt. Sie haben 
vorhin keine eigene Idee präsentiert – angekündigt, 
ja; es kam aber kein Vorschlag.  

Dabei enttarnt sie nur ihren Hang zum Opportunis-
mus. Woran kann man Opportunisten erkennen? 
Der Schauspieler Ernst Schröder wusste es: „Op-
portunisten sind Leute, die den Zug erst auf der 
Endstation besteigen.“ – CDU und FDP beschweren 
sich dann auch noch über vermeintliche Unpünkt-
lichkeit.  

Als wir unsere Ziele für die Reform des Länderfi-
nanzausgleichs formulierten – mehr Fairness, mehr 
Transparenz –, da lehnten Sie diese Ziele erst ein-
mal ab. 

(Lachen von Christian Lindner [FDP]) 

Als klar wurde, dass wir sie erreichen würden, 
sprangen Sie auf den Zug auf. Jetzt, nachdem wir 
am Ziel sind, fangen Sie an zu nörgeln, behaupten, 
die 1,5 Milliarden €, die NRW behalten wird, seien 
nicht genug. Das ist nicht nur falsch, das macht Sie 
auch unglaubwürdig, meine Damen und Herren. 
Das zeigt einmal mehr, wie schwer es Ihnen fällt, 
die Interessen unseres Landes zu vertreten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Von ganz besonderer Finesse – ich gebe das gerne 
zu – ist Ihre Kritik an unseren Reformen des acht-
jährigen Gymnasiums und an der Kitafinanzierung. 
Sowohl G8 als auch die Kitapauschale sind Ihre Er-
findungen. Wir haben Sie damals vor den Folgen 
Ihrer schlechten Gesetze gewarnt – leider ohne Er-
folg. Jetzt müssen wir Schritt für Schritt in Ordnung 
bringen, was Sie damals angerichtet haben. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Lutz Lienen-
kämper [CDU]) 

Und wofür kritisieren Sie uns? 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Für alles!) 

Dafür, dass wir schwarz-gelbe Gesetze verän-
dern? – Nein, das tun Sie nicht. Sie werfen uns vor, 
dass wir Ihre Gesetze nicht schneller und nicht 
gründlich genug verändern. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Ja, so ist das!) 

Das ist wahrlich bemerkenswert, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich wiederhole es noch einmal: CDU und FDP kriti-
sieren uns dafür, dass wir nicht schnell genug repa-
rieren, was sie in ihrer eigenen Regierungszeit ver-
masselt haben. 

(Zurufe von der CDU) 

Das können Sie sich doch nur erlauben, weil sich 
außerhalb dieses Landtags kein Mensch mehr da-
ran erinnert, dass Sie jemals Regierungsverantwor-
tung in Nordrhein-Westfalen hatten. 

(Minister Johannes Remmel: Unmöglich!) 

Aber wir lassen Sie nicht raus. Hier im Landtag er-
innern wir Sie daran. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von der CDU: Was sagt denn Gabriel?) 

Es gibt übrigens noch einen Zug, in den unsere Op-
positionsparteien erst eingestiegen sind, als er 
schon seine vorläufige Endstation erreicht hatte. Im 
Mai dieses Jahres haben sich die Europäische Uni-
on und die Schweiz auf den Austausch von Bankda-
ten über Steuerpflichtige ab 2018 geeinigt. Für alle 
ehrlichen Steuerzahlerinnen und Steuerzahler ist 
diese Einigung eine Genugtuung; denn sie ist ein 
Meilenstein im Kampf gegen die grenzüberschrei-
tende Steuerhinterziehung. 

Was hat dieses Abkommen möglich gemacht? – Es 
waren die rot-grün regierten Länder, die unter der 
Führung von Nordrhein-Westfalen, unter der Füh-
rung von Finanzminister Norbert Walter-Borjans, ein 
Vorgängerabkommen zwischen Deutschland und 
der Schweiz verhindert haben. Das waren rot-grün 
regierte Länder. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Warum haben wir dieses Abkommen verhindert? – 
Weil das ein Hilfsprogramm für Steuerhinterzieher 
und ihre Helfershelfer war. Das war der Grund, wa-
rum wir es verhindert haben. Unser Finanzminister 
hat sich damals nicht beirren lassen, schon gar 
nicht durch die lautstarken Proteste von CDU und 
FDP auch hier im Plenum, sondern er hat diesen 
Steuerhinterziehern beharrlich nachgestellt. Das 
macht er bis heute. Der Erfolg gibt ihm recht. 
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Im Hinblick auf die Steuergerechtigkeit in Deutsch-
land und Europa wird mit dem neuen Abkommen 
Zeitgeschichte geschrieben. – Herr Finanzminister, 
die Öffentlichkeit vergisst allzu leicht, welch großen 
Anteil Sie an diesem Erfolg hatten. Wir vergessen 
das nicht. Wir sind stolz auf Ihre Leistung, Herr Fi-
nanzminister. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Weil der Kollege Laschet vorhin ja wieder versucht 
hat, das Land schlechtzureden,  

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Sie regieren das 
Land schlecht! Das ist viel schlimmer!) 

füge ich hinzu: Es ist auch unserem Finanzminister 
zu verdanken, dass sich die Finanzen unseres Lan-
des in einer guten Verfassung befinden. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: So ein Unfug!) 

Herr Laschet, Sie können hier noch so sehr wie 
Rumpelstilzchen durch den Plenarsaal tanzen, das 
ändert nichts an den Fakten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Es gibt niemanden mit Sachverstand in unserem 
Land, die oder der noch daran zweifelt, dass Nord-
rhein-Westfalen die Nettoneuverschuldung bis 2020 
auf null senken wird.  

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Die rote Brille ist 
eine rosarote Brille!) 

Niemand mit Sachverstand! 

(Christian Lindner [FDP]: Doch, Ihr eigener fi-
nanzpolitischer Sprecher!) 

Selbstverständlich setzen wir zur Konsolidierung 
des Haushalts auf steigende Steuereinnahmen. 
Worauf denn sonst? 

(Zuruf von Lutz Lienenkämper [CDU]) 

Wolfgang Schäuble macht doch nichts anderes. 
Herr Schäuble hat in seiner Amtszeit im Übrigen 
weit weniger gespart als wir in Nordrhein-Westfalen. 
Welches Sparprogramm hat denn der Bund in den 
letzten sechs Jahren durchgesetzt? 

(Zuruf von der CDU: Die schwarze Null!) 

– Gar keins. Die schwarze Null des Bundes ist in 
erster Linie die Folge steigender Steuereinnahmen 
und der Verabschiedung von Ausgaben. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Warum machen 
Sie das denn dann nicht? Ihr könnt es ein-
fach nicht!) 

Im Übrigen, meine Damen und Herren von der Op-
position, 

(Zuruf von Armin Laschet [CDU]) 

Herr Kollege Laschet, seit wann sind denn steigen-
de Steuereinnahmen ein Kennzeichen schlechter 
Wirtschaftspolitik? Was ist das denn für ein absur-

des Argument? Steigende Steuereinnahmen und 
schlechte Wirtschaftspolitik – das passt doch nicht 
zusammen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Was sind die schwarz-gelben Alternativen? – Bisher 
haben wir nur gehört: Studiengebühren und Kitage-
bühren. Ja, CDU und FDP wollen Studierende mit 
1.000 € im Jahr und Eltern kleiner Kinder mit bis zu 
3.000 € im Jahr belasten. Diese Mehrbelastung für 
Familien nennen Sie dann auch noch „Einsparun-
gen“. Das sind doch keine seriösen Vorschläge – 
das ist blanke Ideologie! 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Herr Kollege Laschet, dann nehme ich mal Ihr Mär-
chen von der verschwundenen Steinkohle-Milliarde 
für das Ruhrgebiet auf. Sie werfen der Landesregie-
rung vor – das haben Sie vorhin schon wieder ge-
macht –, sie nutze die durch den Wegfall der Kohle-
subventionen frei werdenden Haushaltsmittel nicht 
für Investitionen im Ruhrgebiet, und das sei angeb-
lich ein Bruch der Vereinbarung zwischen Bund, 
Ländern, RAG Aktiengesellschaft und der Gewerk-
schaft IG BCE. Diese Behauptung, Herr Kollege La-
schet, ist gleich dreimal falsch. 

Erstens. In der Kohlevereinbarung gibt es eine sol-
che Regelung nicht. Eigentlich müssten Sie das 
wissen. Wer lesen kann, ist klar im Vorteil! 

(Zuruf von Armin Laschet [CDU])  

Eigentlich müssten Sie das wissen. Das haben Sie 
sich nur ausgedacht. 

Zweitens – ich komme auf Ihre Verantwortung zu-
rück –: Auch die abgewählte schwarz-gelbe Regie-
rung Rüttgers hat ein solches Versprechen nie ge-
geben. 

(Armin Laschet [CDU]: Sie haben sie im Stich 
gelassen!) 

– Herr Kollege Laschet, ich belege das gleich. 

Drittens. Wir haben trotzdem Milliarden Euro in den 
Strukturwandel, auch in den Strukturwandel des 
Ruhrgebiets, investiert. Sie wollten – gucken Sie in 
Ihrem ehemaligen Koalitionsvertrag nach – doch 
nur einen Teil der ehemaligen Subventionen in das 
Ruhrgebiet investieren, nicht alles. 

Und was haben Sie tatsächlich getan? Das kann 
man in Drucksache 14/7001 nachlesen, nämlich in 
dem Finanzbericht 2009, den die abgewählte 
schwarz-gelbe Landesregierung dem Landtag vor-
gelegt hat. Darin heißt es – ich zitiere –:  

(Zuruf von der CDU: Seit wann können Sie 
lesen?) 

„Insgesamt werden durch den Ausstieg aus dem 
subventionierten Steinkohlenbergbau mittel- bis 
langfristig erhebliche Einsparungen bei den öf-
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fentlichen Steinkohlenbeihilfen erwartet, die den 
Landeshaushalt entlasten.“ 

So viel zu Ihrem Märchen, Herr Kollege Laschet! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir hingegen haben seit 
2010 die Zukunftsinvestitionen für Nordrhein-
Westfalen und das Ruhrgebiet deutlich erhöht. Die 
Steigerungsraten für Investitionen in unsere Kom-
munen, in Wissenschaft, in Forschung, in Bildung 
und in Kinderbetreuung und in Infrastruktur liegen 
bei 30 %, 40 %, teilweise bei 100 %. Also ist Ihr 
Vorwurf ein politisches Eigentor. 

Ich möchte die Bergleute daran erinnern, was Sie 
eigentlich vorhatten. Sie wollten den Steinkohle-
bergbau bereits 2014 geschlossen haben. Das hät-
te Massenentlassungen und Strukturbrüche in der 
Region zur Folge gehabt. 

(Beifall von der SPD) 

Erinnern Sie sich daran, Herr Kollege Laschet. Las-
sen Sie das mit diesen Märchen sein! 

(Zuruf von der CDU) 

Meine Damen und Herren, das Gute an einer Gene-
raldebatte ist, dass Alternativen erkennbar werden 
können. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Warum sehen Sie 
keine?) 

Unser Leitbild dafür ist der Haushalt 2016; er ist be-
redtes Zeugnis. Unser Leitbild für Nordrhein-
Westfalen ist ein Land, in dem die Hoffnung auf so-
zialen Aufstieg weitaus realistischer ist als die Angst 
vor dem Abstieg. Es ist ein Land, in dem der Anteil 
der Mittelschicht wieder wächst, weil es hier echte 
Chancen und Leistungsgerechtigkeit gibt.  

Sie von CDU und FDP reden immer vom schlanken 
Staat. Sie wollen in Wahrheit aber nur einen schwa-
chen Staat. Wir hingegen wollen eine starke öffent-
liche Hand, die schützt und stützt, die anschiebt 
und, wenn nötig, auch auffängt, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ja, in unseren Städten gibt es einen unheilvollen 
Trend zu stetig steigenden Mieten gibt. Sie aber 
wollen tatenlos zuschauen. Wir werden diesen 
Trend brechen. Für Sie sind Wohnungen doch reine 
Marktobjekte. Wir hingegen wissen, dass darin 
Menschen zu Hause sind. Es geht um deren Hei-
mat. Darum kümmern wir uns, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Für Sie sind frühkindliche Bildung und gute Kinder-
betreuung nur Güter, die man sich leisten kann oder 
eben nicht. Für uns sind das soziale Rechte. Des-
halb sieht der Haushalt so aus, wie ich es gerade 
dargestellt habe. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Sie wollen Studierende – wir können das nicht oft 
genug wiederholen – und junge Eltern mit Gebüh-
ren überziehen. Wir stehen für eine gebührenfreie 
Bildung, von der Kita bis zur Uni und darüber hin-
aus. Und dafür setzen wir uns ein, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Ralf Witzel [FDP]: Sie meinen „leistungsfrei“!) 

Sie wollen Familien belasten. Wir werden sie entlas-
ten. 

In der Flüchtlingspolitik setzen wir auf Mut und Tat-
kraft. Sie setzen auf Angst und auf Scheinlösungen. 

Meine Damen und Herren, wir zeigen Haltung. Sie 
verfallen dem Populismus. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Weil bald Weihnachten ist, mache ich Ihnen einen 
Vorschlag zur Güte: Wenn Sie aufhören, Unwahr-
heiten über Rot-Grün zu verbreiten, dann können 
wir aufhören, die Wahrheit über Schwarz-Gelb zu 
sagen, meine Damen und Herren. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Herzlichen Dank fürs Zuhören. 

(Anhaltender Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Römer. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Lindner. 

Christian Lindner (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Diese Haushaltsbera-
tungen finden in bewegten Zeiten statt. Angesichts 
der großen Herausforderungen durch die steigende 
Zahl von Menschen, die Zuflucht bei uns suchen, 
benötigt die Regierung Flexibilität. Nicht jede Plan-
zahl ist in Stein gemeißelt. Manches steht unter ei-
nem gewissen Vorbehalt. 

Das hat die Opposition anerkannt, und das wird die 
Opposition in diesem Haus auch weiter anerken-
nen. Aber auf Dauer können wir so eben nicht wei-
termachen. 

Um es klar zu sagen: Der moralische Imperativ, den 
die Frau Bundeskanzlerin in ihrer Parteitagsrede 
benannt hat, ist auch für uns Freie Demokraten eine 
Richtschnur. Wir genügen aber diesem Anspruch 
nicht, wenn in Bund und Land weiter konzeptionslos 
der Flüchtlingskrise entgegengetreten wird.  

(Beifall von der FDP) 

Das herrschende, das entstandene Chaos muss 
beendet werden; denn die Zahlen werden nicht 
durch Parteitagsreden sinken. 
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(Beifall von der FDP) 

Das Niveau, das wir erreicht haben – die Zahlen hat 
der Innenminister heute noch einmal öffentlich ge-
macht –, ist zu hoch, um dauerhaft eine Integration 
sicherzustellen. 

(Beifall von der FDP) 

Neben vielen anderen Baustellen, die teilweise be-
reits angegangen werden, fehlt eine Strategie. 

Um es hier in diesem Haus noch einmal zu unter-
streichen: Deutschland benötigt einen eigenen vo-
rübergehenden Status für Kriegsflüchtlinge einer-
seits und endlich ein modernes Einwanderungs-
recht andererseits, um unsere humanitäre Verant-
wortung und unsere ureigenen Interessen wieder zu 
vereinen. 

(Beifall von der FDP) 

Wir haben dazu in diesem Haus Vorschläge unter-
breitet. Ich lade alle Fraktionen ein, im Januar-
Plenum mit uns eine gemeinsame Initiative für die 
Beratung im Bundesrat auf den Weg zu bringen. 

(Beifall von der FDP) 

Die absehbare Inanspruchnahme, meine Damen, 
meine Herren, des Staates durch Zehntausende 
Zuwanderer bestimmt auch die Anforderungen an 
die Haushaltspolitik neu. Denn mehr denn je ist eine 
klare Prioritätensetzung nötig, um einerseits die 
Handlungsfähigkeit des Staates sicherzustellen und 
andererseits durch hinreichende Wirtschaftskraft 
überhaupt erst Humanität und Stabilität zu ermögli-
chen. 

Was ist hier seit der ersten Lesung des Haushalts 
2016 passiert? Hannelore Kraft hat ihr Landeskabi-
nett umgebildet. Das war die Chance, auch für eine 
neue politische Dynamik in Nordrhein-Westfalen zu 
sorgen. Geändert wurden aber leider nur die Na-
mensschilder und nicht die Politik. Wir suchen un-
verändert nach einem Plan, wo, wie und wann end-
lich die rot-grüne Koalition das Potenzial Nordrhein-
Westfalens nutzen will. 

Deshalb kann ich das Fazit meiner Rede bereits an 
den Anfang stellen: Dieser Landeshaushalt ent-
spricht nicht den Anforderungen an eine gestalteri-
sche Landespolitik – 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

weder in seinen finanziellen Kennzahlen noch in der 
schmerzlich vermissten Vorfahrt für Bildung, Infra-
struktur und Wirtschaftskraft. 

Auf die Frage, wie und wovon wir in zehn oder 
20 Jahren leben werden, bleibt die Landesregierung 
jede Antwort schuldig. 

(Beifall von der FDP, der CDU und Michele 
Marsching [PIRATEN]) 

Aber es gibt ja einen Hoffnungsschimmer, Herr Kol-
lege Römer. Das will ich Ihnen einmal entgegenru-

fen, nachdem Sie hier mit der Ihnen eigenen be-
sonderen Ausstrahlung von Selbstbewusstsein ge-
sprochen haben. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU) 

– Ich habe versucht, ein anderes Wort zu vermei-
den. Das wäre nicht kollegial gewesen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf 
von Stefan Zimkeit [SPD]) 

– Zu Ihnen komme ich gleich noch, Herr Kollege. 
Ich habe mir eben schon etwas dazu aufgeschrie-
ben, und zwar während der Rede von Herrn Römer. 

(Heiterkeit bei der FDP) 

Wir beraten hier heute den letzten Landeshaushalt 
dieser Wahlperiode, der beschlossen und vollzogen 
werden wird. Wenn man der Umfrage des WDR 
vom vergangenen Sonntag, Herr Römer, Glauben 
schenken darf, ist das aber nicht nur der letzte 
komplett in der Legislaturperiode vollzogene Haus-
halt, sondern es ist auch der letzte rot-grüne Haus-
halt. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Deshalb ist dieses besondere Selbstbewusstsein, 
das Sie zur Schau tragen, vielleicht fehl am Platz. 
Etwas mehr Demut würde auch der Landesregie-
rung gut zu Gesicht stehen. 

Was haben Sie aus den Möglichkeiten dieses Lan-
des gemacht, verehrte Anwesende, meine Damen 
und Herren? Im kommenden Jahr wird die Koalition 
mit 15,7 Milliarden € höheren Einnahmen rechnen 
können als zum Regierungsantritt. Zudem sind die 
Zinsausgaben um 1,5 Milliarden € niedriger als zu 
Beginn Ihrer Verantwortungszeit. Das sind finanzpo-
litische Ausnahmebedingungen. 

Dennoch plant die Landesregierung, Herr Finanz-
minister, im kommenden Jahr mit 1,8 Milliarden € 
neuen Schulden. Der Grund ist klar. Rot-Grün hat 
keine vernünftige Finanzpolitik in den vergangenen 
Jahren betrieben. Sie sind der Beleg für eine alte 
politische Lebensweisheit. Der Haushalt wird nicht 
in Krisenzeiten ruiniert, sondern in den guten Zeiten. 
Genau das haben Sie in den vergangenen Jahren 
belegt. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sie wiegen jetzt die Bürgerinnen und Bürger in einer 
trügerischen Sicherheit, indem Sie eine angeblich 
fallende Linie der Nettokreditaufnahme zeigen kön-
nen. Ich unterstreiche: eine nur angeblich fallende 
Linie der Nettokreditaufnahme. 

Denn im Jahr 2015 – das ist der erste Punkt – ha-
ben Sie 635 Millionen € an Haushaltsverbesserun-
gen erzielt, und zwar durch weniger Zinsen und 
durch höhere Einnahmen. In Wahrheit müssten Sie 
also im Jahr 2015 nur etwa 1,3 Milliarden € neue 
Kredite aufnehmen. Was aber macht die rot-grüne 
Koalition? Diese Haushaltsverbesserungen nutzen 
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Sie, um bereits in diesem Jahr die Zuführung zu 
dem Versorgungsfonds des Landes des nächsten 
Jahres zu zahlen. Statt in diesem Jahr die Schulden 
zu reduzieren, schaffen Sie also Spielräume im 
nächsten Jahr. Was Sie dort gemacht haben, ist ein 
Lehrbuchfall von Bilanzkosmetik. 

(Beifall von der FDP) 

Der zweite Punkt: Sie greifen in das Sondervermö-
gen des Bau- und Liegenschaftsbetriebs und holen 
sich von dort Mittel in einer Größenordnung von 
400 Millionen €. Der Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
wird sich aber dieses Geld am Kapitalmarkt be-
schaffen müssen. So, wie wir es gegenwärtig se-
hen, wird er vermutlich sogar 600 Millionen € in An-
spruch nehmen, die nicht in diesem Haushaltsge-
setz notiert sind, weil er noch alte Kreditermächti-
gungen nutzt. Das ist finanzpolitischer Trickdieb-
stahl, den Sie beim BLB machen, Herr Finanzminis-
ter. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Wir haben ja lange auf die Ergänzungsvorlage 
2016, die wir heute ebenfalls beraten, warten müs-
sen. Wir haben lange auf diese Ergänzungsvorlage 
gewartet, weil der hochverehrte Herr Finanzminister 
gesagt hat, er wolle erst einmal die Ergebnisse der 
November-Steuerschätzung abwarten, bevor er die 
Ergänzungsvorlage dem Landtag vorlegt. Im No-
vember haben die Steuerschätzer ihre Prognose 
nach unten korrigiert, und Norbert Walter-Borjans 
hat seine Prognose nach oben korrigiert. Das ist rot-
grüne Haushaltslogik par excellence, wie Sie sie 
vorgeführt haben. 

(Beifall von der FDP) 

Die wahre Bilanz für das nächste Jahr liest sich also 
anders: 1,8 Milliarden € ausgewiesene Nettokredit-
aufnahme plus 400 Millionen € vom Bau- und Lie-
genschaftsbetrieb plus 600 Millionen €, die Sie be-
reits in diesem Jahr geleistet haben, obwohl sie im 
nächsten Jahr fällig gewesen wären. Ohne Bilanz-
tricks, Herr Finanzminister, würden Sie in diesem 
Jahr nur 1,3 Milliarden € neue Schulden aufneh-
men, im kommenden Jahr aber mit 2,8 Milliarden € 
das Doppelte. 

Lackschäden übertünchen, Tacho runterdrehen, ab 
in den Verkauf! Mit diesen Tricks, die Sie in den 
vergangenen Jahren systematisiert haben, folgt die 
Finanzpolitik Nordrhein-Westfalens denselben Me-
thoden wie der Gebrauchtwagenhandel auf dem 
Kiesplatz. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sie setzen das fort – es ist eben in der Debatte be-
reits angesprochen worden –: 2018 und 2019 wol-
len Sie an den Mitteln drehen, die für die Beamten-
pensionen zurückgestellt werden, und zwar in einer 
Größenordnung von 700 Millionen € im Jahr 2018. 
Ohne dass eine einzige Maßnahme der Konsolidie-

rung beschlossen oder gar umgesetzt ist, reduzie-
ren Sie durch diesen Dreh das Ausgabenniveau um 
700 Millionen €. 

Ich sage Ihnen, Herr Finanzminister, das vorweg-
nehmend, was Sie immer antworten: Wenn der 
Freistaat Bayern das macht – er tut das auch –, 
dann tut er das vor einem fundamental anderen 
Hintergrund; denn das Land Bayern nimmt nicht nur 
keine neuen Schulden auf, sondern tilgt Schulden. 
Wenn Bayern die Rückführung für die Beamten 
aussetzt, hat das eine ganz andere Qualität als Ihre 
Trickserei. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Im Jahr 2019 verfolgen Sie – Herr Kollege Römer 
hat es gerade noch mal unterstrichen – das Ziel ei-
nes ausgeglichenen Landeshaushalts. Herr Römer, 
Sie haben eben gesagt: Niemand mit Sachverstand 
zweifelt am Haushaltsausgleich 2019. 

(Zuruf von Michael Hübner [SPD]: Ja! Gute 
Worte!) 

Das waren Ihre Worte.  

Der finanzpolitische Sprecher der SPD – ich bin mir 
nicht sicher, ob er in den Kreis der Leute mit Sach-
verstand, die Sie gemeint haben, einbezogen ist – 

(Heiterkeit von Armin Laschet [CDU]) 

hat dagegen vor zwei Wochen gesagt – ich zitiere 
ihn –: 

„Möglicherweise wird die schwarze Null in Nord-
rhein-Westfalen erst 2020 erreicht werden. Dies 
ist kein Grund zu feiern, ist aber leider nicht zu 
vermeiden.“ 

Die mittelfristige Finanzplanung mit Haushaltstricks 
und einer geschönten Null in 2019 ist noch nicht 
einmal hier beschlossen, da sind Sie schon dabei, 
Ihre eigenen Versprechen wieder einzukassieren. 
Oder, um im Bild zu bleiben, Herr Kollege Römer: 
Der aufgemotzte Gebrauchtwagen ist noch nicht 
vom Hof, da hat er schon einen Totalschaden. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Seit Jahr und Tag ist Ihre einzige Strategie, die Ein-
nahmen schönzurechnen und darauf zu spekulie-
ren, dass es Ihnen über die dynamisch steigenden 
Staatseinnahmen irgendwie gelingt, die Enden zu-
sammenzubekommen. Am Ende läuft es immer da-
rauf hinaus, dass die Bürgerinnen und Bürger für 
Ihre Luftbuchungen zahlen müssen. 

Wir haben das bei der Grunderwerbsteuer erlebt. 
Vor der Kommunalwahl haben Sie Stein und Bein 
geschworen, da nichts zu machen. Kaum war die 
Wahl vorbei: Grunderwerbsteuer erhöht. 

Kollege Römer, weil Sie hier über die Mittelschicht 
gesprochen und Krokodilstränen über die Vorschlä-
ge von Union und FDP vergossen haben, will ich 
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Ihnen Folgendes sagen: Die Grunderwerbsteuer, 
die Sie erhöht haben, 

(Michael Hübner [SPD]: Ja!) 

zahlt der Millionär aus der Portokasse. Der gewerb-
liche Immobilienkäufer hat Möglichkeiten, die 
Grunderwerbsteuer gleich komplett zu umgehen. 
Zahlen müssen die Familien, die sich mit Fleiß und 
Sparsamkeit überhaupt erst etwas aufbauen wollen 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

und ohnehin schon – etwa durch steigende Sozial-
abgaben, kalte Progression – belastet sind. 

Das haben wir im Übrigen auch beim Länderfinanz-
ausgleich erlebt. Die Ministerpräsidentin fand ja, die 
Einigung habe einen guten Tag für den Föderalis-
mus markiert. Dieser Einschätzung der Ministerprä-
sidentin hat sich nicht ein einziger Experte ange-
schlossen. Sie lesen heute noch im „Handelsblatt“ 
einen Generalverriss der Einigung der 16 Länder. 
Das System bleibt intransparent. Es gibt keine ver-
nünftigen Anreize dafür, die eigene Wirtschaftskraft 
zu pflegen. 

Herr Finanzminister – das muss man sich einmal 
vorstellen, das ist die besondere Delikatesse –, Sie 
haben den Umsatzsteuervorwegausgleich abge-
schafft, indem Sie die Umsatzsteuer gleich ganz zur 
Verteilmasse erklärt haben. 

In bemerkenswerter Klarheit hat die Ministerpräsi-
dentin in einem „WAZ“-Interview erklärt, wer am 
Ende die Zeche zahlen darf: 

(Zuruf von Michael Hübner [SPD]) 

Über die Verlängerung des Solidaritätszuschlags 
über 2020 hinaus sind es wieder einmal die Bürge-
rinnen und Bürger, die zur Kasse gebeten werden. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Wir erleben Ihre Strategie, den Haushalt nur über 
Einnahmeverbesserungen unter Kontrolle zu halten. 
Die Erbschaftssteuer generiert nach den aktuellen 
Plänen 4,2 Milliarden € an zusätzlichen Einnahmen. 
Das ist Geld, das den mittelständischen Betrieben 
nicht in der Substanz zur Verfügung steht, um in 
Zukunft zu investieren. 

Jeder mittelständische Betrieb wird vom 3D-Drucker 
als neuer Wettbewerbsposition in diesem bzw. im 
nächsten Jahrzehnt betroffen sein. Da muss inves-
tiert werden. Das unterstützen Sie ja. Hier nehmen 
Sie den mittelständischen Betrieben aber die Mög-
lichkeit, aus eigener Substanz Arbeitsplätze sicher 
zu halten. 

Vielleicht gewinnt der Fiskus am Ende ein paar Mil-
lionen Euro. Aber unser Land verliert viel mehr, 
wenn wir Millionen Arbeitsplätze im Mittelstand 
schwächen und vielleicht auf Dauer sogar verlieren 
werden. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Der nächste Coup, den Sie, Herr Finanzminister, 
vorbereiten, soll die Abschaffung der Abgeltungs-
steuer sein, die ja einst von Rot-Grün eingeführt 
worden ist. Herr Walter-Borjans, Sie lassen sich in 
Zeitungen gerne mit dem Argument zitieren, dass 
Steuersätze von 25 % auf Kapital und 42 % auf Ar-
beit ungerecht seien. – Sie bestätigen das hier, in-
dem Sie nicken. 

Jetzt wissen wir aber – und Sie doch auch –, dass 
der weit überwiegende Teil des Aufkommens der 
Abgeltungssteuer durch die Besteuerung von Divi-
denden erfolgt, also von ausgeschütteten Unter-
nehmensgewinnen, aus denen der Fiskus zuvor die 
Körperschaftsteuer, die Gewerbesteuer und den 
Solidaritätszuschlag herausgeschnitten hat. Damit 
ist die Besteuerung ausgeschütteter Gewinne deut-
lich höher als die Besteuerung von Arbeit. 

Das, was Sie bei der Abgeltungssteuer machen, ist 
ein einziger politischer Täuschungsversuch, Herr 
Finanzminister. Das wissen Sie auch besser. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Mehr noch: Für alle Bürgerinnen und Bürger, die 
über 14.000 € verdienen – für unsere Zuhörer auf 
der Tribüne: im Jahr, nicht im Monat –, beträgt der 
Grenzsteuersatz für jeden zusätzlich verdienten Eu-
ro 25 %. 14.000 € Jahreseinkommen: Grenzsteuer-
satz 25 %.  

Wenn Sie die Abgeltungsteuer abschaffen, Herr Fi-
nanzminister, dann belasten Sie die Leute, die 
kaum Zinsen auf ihr Erspartes bekommen, bereits 
dann, wenn sie ein Jahreseinkommen von mehr als 
14.000 € haben. Im Jahr 2013 waren es noch die 
Landesbeamten mit 35.000 € Jahresbrutto, die Sie 
zu Besserverdienern erklärt haben, denen man kei-
ne Besoldungsanpassung gönnt. Im Jahr 2015 sind 
wir weiter: Da ist man schon mit 14.000 € Jahres-
einkommen so reich, dass Sie umverteilen wollen. 
Das zeigt: Sie haben sich von der Lebenswirklich-
keit der arbeitenden Mitte in unserem Land voll-
ständig abgekoppelt. 

(Beifall von der FDP und der CDU)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Nordrhein-
Westfalen braucht einen politischen Wechsel. Es 
muss gelingen, Zukunftsaufgaben anzugehen, ohne 
die Schuldenlast für die kommende Generation zu 
erhöhen und ohne die Belastungen für die Bürge-
rinnen und Bürger weiter zu steigern. Das wäre eine 
verantwortungsbewusste Finanzpolitik. Es führt 
deshalb kein Weg daran vorbei, einerseits die Auf-
gaben und Standards des Staates kritisch zu hinter-
fragen und andererseits alle wirtschaftlichen Brem-
sen zu lösen. 

Ein Kernbereich ist dabei der Abbau von Bürokratie; 
denn sie belastet Staat, Betriebe und Bürger gleich-
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ermaßen. Wie hier im Haus bekannt ist, ist das ein 
besonderes Anliegen meiner Fraktion. 

Dazu gab es vor drei Wochen folgenden Vorgang: 
Die Landesregierung spielt die Antwort auf eine 
Große Anfrage meiner Fraktion an die Medien, be-
vor sie dem Parlament zugestellt wird, und versieht 
diesen Vorgang mit einem fiktiven Preisschild von 
350.000 €; eine eigene Arbeitsgruppe habe einge-
richtet werden müssen. Erstmalig in der Geschich-
te – Herr Römer, Sie haben ja eben gesagt, wie oft 
von der Landesregierung Zeitgeschichte geschrie-
ben werde – haben Sie damit angegeben, wie lange 
Sie an einem Vorgang gearbeitet haben. 

Das ist für sich genommen eine gute Idee. Herr 
Lersch-Mense, dann erfahren wir hoffentlich bald 
auch, wie teuer es war, dass ein Referent des Wis-
senschaftsministeriums ein ganzes Jahr mit dem 
befristeten Arbeitsverhältnis einer Handballfreundin 
der Ministerpräsidentin an der Universität Duisburg-
Essen beschäftigt war. 

(Beifall von der FDP und der CDU)  

Frau Schulze, eine so intensive Eins-zu-eins-
Betreuung wünschen sich die Studierenden dort 
auch. 

(Beifall von der FDP und der CDU)  

Aber Spaß beiseite! Jetzt stellen wir uns – ich bin 
noch nicht bei der Großen Anfrage, sondern noch 
bei Duisburg-Essen – nur ein einziges Mal für eine 
Minute vor, dieser Vorgang wäre nicht Hannelore 
Kraft politisch zuzuordnen, sondern Jürgen Rütt-
gers: Was hätten Sie da für eine Hexenjagd veran-
staltet! Insofern haben Sie wirklich Doppelstan-
dards. 

(Beifall von der FDP und der CDU)  

Zu den angeblich durch unsere Anfrage entstande-
nen Kosten will ich Folgendes sagen: Allein das Ta-
riftreue- und Vergabegesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen beansprucht sechs Stellen und bedeutet 
Bürokratiekosten in Höhe von 725.000 € im Jahr für 
den Landeshaushalt. Mit einem Federstrich könnten 
Sie die Ausgaben des Landes strukturell um den 
doppelten Betrag dessen entlasten, was unsere 
Große Anfrage angeblich gekostet haben soll. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Auf die 159 Gutachten, die die Landesregierung im 
vergangenen Jahr in Auftrag gegeben hat, will ich 
jetzt hier gar nicht im Einzelnen eingehen. Es sind 
Delikatessen dabei: 52.600 € für die Berechnung 
eines ökologischen Fußabdruckes oder eine be-
sonders zukunftsweisende Studie für 16.270 € zu 
Grabsteinen aus Naturstein. Aber darauf will ich gar 
nicht im Einzelnen eingehen. Sie wissen ja selbst, 
dass Sie hier deutliche Einsparpotenziale haben.  

Nein, die Antwort auf die Große Anfrage ist in mehr-
facher anderer Hinsicht erhellend. Da müssen wir 

gar nicht aufrechnen. Herr Lersch-Mense, nach Ih-
rer Berechnung musste die Verwaltung 5.871 Stun-
den an der Beantwortung von 287 Fragen arbeiten. 
Das macht pro Frage bzw. Antwort 20 Stunden. Un-
sere erste Auswertung der Antwort hat aber erge-
ben, dass 96 Fragen entweder gar nicht oder fak-
tisch nicht beantwortet worden sind; im Stil von: Da-
zu liegen uns keine Daten vor. – Ohne diese Fragen 
betrug der durchschnittliche Aufwand der beantwor-
teten Fragen sogar 30 Stunden, also eine Dreivier-
telwoche Arbeitszeit für Antworten, die in aller Regel 
nicht über zehn Druckzeilen hinausgehen. 

Herr Lersch-Mense, entweder haben Sie bei der 
Berechnung des Aufwands ein kleines bisschen ge-
schummelt, oder es gibt dringenden Bedarf nach 
einer Effizienzsteigerung in der politischen Lei-
tungsebene.  

(Beifall von der FDP und der CDU – Michael 
Hübner [SPD]: Warum stellen Sie denn Fra-
gen, wenn Sie so einfach zu beantworten 
sind?) 

Auch das verfügbare bzw. nicht verfügbare Daten-
material ist erstaunlich. So hat sich zum Beispiel die 
Landesregierung sichtlich schwer damit getan, dar-
zulegen, wie sich der Anteil weiblicher Beschäftigter 
in den Ressorts in den letzten Jahren entwickelt hat. 
Ich habe gedacht, im Jahre 2015 sei das bei einer 
modernen Verwaltung eine Frage des Knopfdrucks. 

(Beifall von der FDP)  

Stattdessen lieferte die Landesregierung eine lange 
und im Zeitverlauf – das kann jeder in der Drucksa-
che nachschauen – unvollständige Liste mit einem 
bemerkenswerten Ergebnis: In den Jahren 2005 bis 
2010 ist der Anteil an Frauen im Landesdienst um 
4,2 % gestiegen. Seit Rot-Grün das Land regiert, 
liegt das Wachstum nur noch bei 2 %. Vielleicht ist 
der Grund für die merkwürdige Beantwortung also 
nicht schlechtes Zahlenmaterial, sondern, dass bei 
Ihrer gegenderten Personalpolitik Anspruch und 
Wirklichkeit so weit auseinanderfallen. 

(Beifall von der FDP) 

Und zuletzt werden auch bemerkenswerte politische 
Prioritäten durch diesen einen parlamentarischen 
Vorgang, den Sie dankenswerterweise so beleuch-
tet haben, hervorgehoben. 

Die Ministerpräsidentin hatte ja in ihrer legendären 
„Mega“-Regierungserklärung zur Digitalisierung An-
fang dieses Jahres völlig zu Recht eine neue Grün-
derkultur gefordert. Nun wissen wir, dass insbeson-
dere Menschen, die sich mit dem Gedanken tragen, 
eine Existenz zu gründen, Bürokratie als Bremsklotz 
begreifen. Nach den aktuellen Erhebungen sagen 
58 % der Gründer: Entlastet uns von Bürokratie und 
komplizierten Gesetzen! 

Vor dem Hintergrund und in der Hoffnung darauf, 
gemeinsame Prioritäten zu haben, haben wir die 
Landesregierung zum Beispiel gefragt: Durch wel-
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che Maßnahmen kann der administrative Aufwand 
bei Betriebsgründungen verringert werden? Antwort 
der Landesregierung: Mangels vorliegender Daten 
können keine Maßnahmen aufgezeigt werden. 

Wir haben gefragt: Wo könnten wir im Baurecht 
komplizierte Vorschriften einfacher gestalten? Ant-
wort: Der Landesregierung sind keine unnötig kom-
plizierten Regelungen im Baurecht bekannt. 

(Lachen von der FDP und der CDU) 

Wir haben die Landesregierung gefragt: Wie schätzt 
sie die Belastung der Unternehmen durch Bürokra-
tiekosten, durch schwer verständliche und kompli-
zierte Formulare ein? Antwort: Der Landesregierung 
sind solche Formulare nicht bekannt. 

(Lachen von der FDP und der CDU) 

Welche Formulare werden durch Behörden des 
Landes im Rahmen der statistischen Berichtspflich-
ten an kleine und mittlere Unternehmen versandt?, 
haben wir gefragt. Antwort: Der Landesregierung 
liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 

Ich fasse zusammen: Die Landesregierung weiß 
nicht, welchen Aufwand sie Bürgern und Betrieben 
zumutet. Sie haben 287 Fragen auf 629 Drucksei-
ten beantwortet. In der Sache haben Sie aber nur 
eines ausgesagt: Bürokratie und ihr Abbau ist für 
uns kein Thema. – Und das ist Ihr Problem und das 
Problem dieses Landes! 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Das Thema ist Ihnen sogar so lästig, dass sie es für 
Regierungspropaganda gegen legitime parlamenta-
rische Kontrollrechte genutzt haben. Ich will darauf 
gar nicht näher eingehen, weil die Präsidentin des 
Landtages in einem bemerkenswerten, vielleicht 
sogar einmaligen Vorgang der Landesregierung 
links und rechts eines um die Ohren gegeben hat.  

Ich kann Ihnen für die Fraktion der FDP nur eines 
sagen: Verehrte Damen und Herren der Landesre-
gierung! Wir sind frei, gleich und geheim gewählte 
Abgeordnete. Und wir lassen uns durch keine Lan-
desregierung einschüchtern. 

(Lebhafter Beifall von der FDP und der 
CDU – Beifall von Michele Marsching 
[PIRATEN]) 

Meine Damen, meine Herren, liebe Kollegen, liebe 
Kolleginnen, ich habe zu den finanzpolitischen 
Kennzahlen, zu der Notwendigkeit eines Stan-
dardabbaus gesprochen, um wieder Handlungsfä-
higkeit zu gewinnen. Ich will nun im dritten, ab-
schließenden Teil auch noch zu den Schwerpunk-
ten respektive fehlenden Schwerpunkten im Lan-
deshaushalt sprechen. Denn der Haushalt ist ja so 
etwas wie politische Prioritätensetzung in Zahlen. 

Prioritätensetzung ist das entscheidende Stichwort 
bei der inneren Sicherheit, dem ersten Punkt, über 
den ich sprechen will. Wir haben eine Bedrohungs-

lage, die sich verändert hat. Wer wollte das denn 
nach den Anschlägen von Paris – spätestens – in-
frage stellen? 

(Michele Marsching [PIRATEN]: Ich!) 

Ich bin der festen Überzeugung, dass wir nicht 
schärfere Gesetze brauchen, die in unsere bürgerli-
chen Freiheitsrechte eingreifen, wie etwa die pau-
schale Verdächtigung durch die Vorratsdatenspei-
cherung. Was aber notwendig ist und was die Bür-
gerinnen und Bürger zu Recht erwarten, ist, dass 
die Menschen, die nach Syrien oder anderswohin 
ausreisen, und verroht – möglicherweise haben sie 
sich sogar Verbrechen schuldig gemacht – nach 
Nordrhein-Westfalen zurückkommen, lückenlos 
überwacht werden. Und das, Herr Innenminister, ist 
eine politische Schwerpunktsetzung, die notwendig 
ist.  

Es kann nicht sein, dass Sie jede Messstelle beim 
Blitzmarathon benennen können, aber nicht ange-
ben können, wo sich die 500 Gefährder in Nord-
rhein-Westfalen aufhalten. 

(Beifall von der FDP und der CDU– Zuruf von 
Minister Ralf Jäger) 

Unter Ihrer Verantwortung steuert Nordrhein-
Westfalen auf einen neuen Rekord bei der Ein-
bruchkriminalität zu. Es gibt einen neuen Höchst-
stand bei den Einbruchszahlen. Dass es anders 
geht, zeigt Bayern, obwohl Bayern ebenfalls ein 
Land mit vielen Landesgrenzen ist. Dort zeichnet 
sich aber eine Entspannung bei der Einbruchkrimi-
nalität ab. Die Voraussetzung dafür ist, dass Täter 
ermittelt und nicht Einbrüche nur noch verwaltet 
werden. Einbrüche, Herr Innenminister, müssen 
aufgeklärt werden und dürfen nicht zu einer bloßen 
Aktennotiz gemacht werden. Das ist Ihre Verantwor-
tung. Für das Landesarchiv ist die Kollegin Kultus-
ministerin zuständig. 

(Beifall von der FDP) 

Zweiter Bereich: Ohne Frage muss Bildung das 
Schlüsselthema der Landespolitik sein. Aber wie ist 
die Realität? Die große Zahl von Flüchtlingskindern 
ist eine enorme Herausforderung für das Land und 
für unser Schulwesen. Wir brauchen ein Konzept, 
wie das Potenzial dieser Kinder und Jugendlichen 
erkannt wird, gefördert wird, bevor sie in Regelklas-
sen kommen. Die Aufgabe ist, eine differenzierte 
und individuelle Förderung der Kinder und Jugendli-
chen, die zu uns kommen, sicherzustellen und nicht 
pauschal Zuweisungen in das gegliederte Schulsys-
tem vorzunehmen.  

Ich führe das deshalb so aus, weil bislang vor Ort 
noch nichts ineinandergreift. Die Berufsschulen ge-
ben an, dass die Bezirksregierungen keine Anga-
ben machen können, wie mit der großen Zahl von 
Flüchtlingskindern umzugehen sei. Trotzdem gibt es 
Äußerungen aus der grünen Fraktion. Dort wurde 
angedeutet, dass die Schulen des längeren ge-
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meinsamen Lernens, die gegenwärtig zu geringe 
Anmeldungen haben, durch die große Zahl von 
Flüchtlingskindern jetzt stabilisiert werden könnten – 
ich füge die polemische Bemerkung hinzu: künstlich 
beatmet werden könnten.  

Das, Frau Löhrmann, ist nicht die differenzierte und 
individuelle Förderung von Flüchtlingskindern, die 
wir wollen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Bitte, nutzen Sie nicht auch noch die hohe Zahl von 
Flüchtlingen, um die Vergesamtschulung des Schul-
systems voranzutreiben! 

Bei der GEW-Umfrage, die unlängst veröffentlicht 
worden ist, Frau Löhrmann, haben 64 % der Schul-
leitungen an allgemeinbildenden Schulen zu wenig 
Fortbildung kritisiert, drei Viertel zu wenig Sonder-
pädagogen. 80 % der Förderschulen mussten durch 
Abordnungen und Versetzungen ihr Förderangebot 
verändern, und fast 50 % mussten größere Klassen 
bilden.  

Wir haben Sie vor den Folgen Ihrer überstürzten 
und konzeptlosen Inklusionspolitik gewarnt. Frau 
Löhrmann, Sie lachen. Hinter jeder Zahl dieser 
GEW-Umfrage – das ist doch keine FDP-nahe Or-
ganisation – stehen einzelne Kinder mit und ohne 
Förderbedarf, auf deren Kosten Sie an Ihrer Politik 
bedingungslos festhalten. Das ist falsch. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sie müssen die Inklusionspolitik korrigieren, Tempo 
rausnehmen und Qualität reinnehmen. Das ist keine 
Frage, bei der allein die erreichten Zahlen für Sie 
politischen Prestigegewinn bedeuten dürfen, son-
dern hier geht es um die praktisch zu beobachtende 
Qualität im Alltag. 

Frau Löhrmann, an Gymnasien und Berufskollegs 
haben Sie Stellen gestrichen. Gleichzeitig stellt der 
Landesrechnungshof fest, dass noch nicht einmal 
der verpflichtende Unterricht erteilt werden kann. 
Eine schulscharfe digitale Erfassung des Unter-
richtsausfalls wird konsequent verschleppt. 

Inzwischen wissen wir auch, warum. Eine bildungs-
politische Kollegin Ihrer Fraktion, Herr Römer, hat 
das doch dieser Tage in verblüffender und entwaff-
nender Offenheit verkündet. Sie hat gesagt, man 
wolle der Opposition beim Unterrichtsausfall kein 
Angriffsfeld bieten. Das scheint der Grund zu sein, 
warum es keine ordentliche Statistik gibt. Das lässt 
tief blicken, wie Ihre Prioritäten aussehen:  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

nur noch über den Wahltag kommen, aber nichts für 
die Menschen im Land bewirken! 

Notwendig wäre jetzt, sofort Transparenz zu schaf-
fen. Sie haben ja nicht gezögert, verehrte Kollegen 
der SPD, mit Ihrer Arbeitsministerin Nahles jedem 
mittelständischen Handwerksbetrieb eine umfängli-

che Arbeitszeitdokumentation wegen des Mindest-
lohns abzufordern. Da ist es doch das Mindeste, 
wenn die öffentliche Hand darlegt, welcher Unter-
richt erteilt und welcher Unterricht nicht erteilt wird.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wir müssen die strukturelle Benachteiligung von 
Gymnasien, Realschulen und Berufskollegs über-
winden. Dazu haben wir Ihnen ja auch Vorschläge 
nicht nur in dieser, sondern auch in den vorange-
gangenen Haushaltsberatungen unterbreitet.  

Die Abschaffung der Studienbeiträge bleibt ohne 
Kompensation. – Da lachen Sie, Frau Schulze?! Die 
Hochschulen haben pro Jahr Einnahmeausfälle in 
Höhe von 50 Millionen €. Aber darum kümmern Sie 
sich überhaupt gar nicht mehr. Sie machen Ihre ei-
gene kleinteilige von ver.di diktierte Politik.  

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Da geht es nur noch um „gute Arbeit“. Nichts gegen 
gute Arbeit! Aber wir hätten auch gerne gute Ar-
beitsbedingungen für die Studierenden. Das wäre 
der Anspruch. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sie machen nur noch diese kleinteilige Politik. Ich 
wollte es eigentlich mit Blick auf die Uhr gar nicht 
ausführen, aber wenn Sie mich schon so anlachen: 
Sie kriegen es ja noch nicht einmal hin, dass in 
Nordrhein-Westfalen exzellente Forschungsberei-
che im Land bleiben.  

(Beifall von der FDP) 

Wir haben das nicht nur in Münster bei einem exzel-
lenten Bereich erlebt, sondern jetzt kommt mit der 
Wald- und Forstforschung ja der nächste Bereich, 
bei dem Sie nicht in der Lage sind, Fördergelder 
auszuzahlen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sie haben inzwischen Trophäen an der Wand.  

Ich komme zu den Studienbedingungen zurück. 
Das bleibt nicht ohne Folgen. Armin Laschet hat es 
eben bereits angesprochen. In Nordrhein-Westfalen 
betreut ein Professor im Schnitt jetzt 86 Studieren-
de. Das sind 14 mehr als im Jahr 2010. Für Ihre an-
gebliche Wohltat der Abschaffung von Studienbei-
trägen zahlen die Studierenden den bitteren Preis 
schlechterer Zukunftschancen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Zuletzt: Zur Bewältigung des digitalen Wandels 
müssen die MINT-Fächer gestärkt werden. Sie ha-
ben eine besondere Rolle. Das ist in der Regie-
rungserklärung Anfang dieses Jahres ja auch aus-
gedrückt worden. Es hat nur leider nicht dazu ge-
führt, dass es in Nordrhein-Westfalen mehr Ausbil-
dung gibt. Im Gegenteil: Wir liegen im MINT-Bereich 
im Ländervergleich hinten und kommen in keinem 
Fach über die Abstiegsränge hinaus.  
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Jetzt ist interessant, welche Schwerpunktsetzung 
vor diesem Hintergrund vorgenommen wird. Das 
hat Armin Laschet eben auch kurz angesprochen, 
aber nicht im Vergleich. In der Tat: Jetzt werden hier 
13 neue Professuren gefördert, zum Beispiel für 
Theoretische Physik und Geschlechterforschung. 
Nichts gegen Gender-Studies, aber im Bereich der 
Gesellschaftswissenschaften, denn bei allen Unter-
schieden zwischen den Geschlechtern wäre mir 
neu, dass die sich auch auf die physikalischen Na-
turgesetze beziehen würden. Aber nun im Ver-
gleich: Hier in Nordrhein-Westfalen werden 13 sol-
cher Professuren gefördert mit – ich sage es mal 
freundlich – unklarem Fokus, Spielwiesen, und im 
Land Berlin werden zeitgleich 30 neue Professuren 
im IT-Bereich geschaffen. Das macht den Unter-
schied klar und erklärt, warum Nordrhein-Westfalen 
zurückfällt: 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Andere investieren in Zukunftschancen und Sie in 
Spielwiesen. Das muss sich ändern. 

Bedauerlicherweise trifft dieser Befund auch auf die 
Infrastrukturpolitik zu. Noch niemals wurde in der 
Geschichte dieses Landes so wenig in neue Lan-
desstraßen investiert. Nur noch 32 Millionen € ste-
hen dafür zur Verfügung. Im Jahr 2010 waren es 
noch – ich schaue meinen Kollegen Rasche an – 
bald 100 Millionen €. Das heißt, es ist ungefähr nur 
noch ein Drittel, Herr Römer, des Niveaus des Jah-
res 2010.  

Trotz einer kleinen Mittelverstärkung beim Erhalt der 
Landesstraßen sind auch dort die Investitionen un-
terhalb der Abschreibungen. Oder um es weniger 
technisch zu sagen: Sie schaffen es nicht einmal, 
den Verfall der Infrastruktur zu stoppen, geschweige 
denn dass von Sanierung die Rede ist.  

(Minister Michael Groschek: Das sagt der 
Richtige!) 

Dafür müssten – wie wir Ihnen vorgeschlagen ha-
ben – die Investitionen verdoppelt werden, weil an-
sonsten Volksvermögen verschleudert wird. 

Michael Groschek mahnt im Bund ja andere und die 
richtigen Prioritäten an. Das gestehen wir Ihnen ja 
zu. Herr Groschek, wenn es nach uns, nach der 
FDP, ginge, dann dürften Sie hier im Land Ihren 
richtigen Worten auch Taten folgen lassen. Denn 
wenn 80 % der Verkehrsleistungen dieses Landes 
über die Straße abgewickelt werden, dann ist es 
falsch, dass Sie und dieser Landeshaushalt sich 
überwiegend grünen Prestigeprojekten wie Rad-
schnellwegen widmen. Da geht das Geld hin, und 
es fehlt an anderer Stelle. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Mit Schlaglöchern übrigens kann man im Zeitalter 
der Digitalisierung noch besser umgehen als mit 
sogenannten Funklöchern. Das haben Sie zu Jah-
resbeginn erklärt: Digitaler Wandel braucht breit-

bandige Netze, braucht Infrastruktur. – Das ist auch 
der entscheidende Punkt, wenn es darum geht, ob 
unser Land die Möglichkeiten nutzt und die entspre-
chende Infrastruktur zur Verfügung stellt. 

Herr Duin, dazu haben Sie die Tage etwas gesagt. 
Ich zitiere das: „Bayern hat es dringender nötig, in 
den Breitbandausbau zu investieren, als wir, weil 
das Land“, also Bayern „an dieser Stelle schlechter 
aufgestellt ist.“  

Abgesehen davon, dass das in Bayern auch mit der 
ländlichen Struktur zusammenhängt: Die Betriebe 
hier in Nordrhein-Westfalen, zum Beispiel in Süd-
westfalen, stehen doch nicht im Wettbewerb mit 
Bayern. Die stehen im Wettbewerb mit Osteuropa, 
mit China oder mit den Vereinigten Staaten. Des-
halb dürfen Sie sich doch nicht mit Bayern verglei-
chen und froh sein, dass es noch ein Land in 
Deutschland gibt, das schlechter abschneidet als 
Sie. Unsere mittelständische Wirtschaft, insbeson-
dere die innovativen Unternehmen und diejenigen 
im Exportbereich, braucht die besten Standortbe-
dingungen – nicht im deutschen, sondern im globa-
len Vergleich. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zuruf 
von Michael Hübner [SPD]) 

– Hören Sie doch auf! Dafür ist mehr nötig als 1,9 % 
Ausbaudynamik, die Sie hier in Nordrhein-
Westfalen erreicht haben. Dazu ist mehr nötig, als 
nur Geld von anderen weiterzuleiten.  

Es ist doch bezeichnend, Herr Duin, dass Sie für 
diese Schlüsselfrage nicht einmal verantwortlich 
sind; denn Breitbandausbau im ländlichen Raum 
liegt – als ich das erfahren habe, ging ein kalter 
Schauer über meinen Rücken – im Verantwor-
tungsbereich von Johannes Remmel. Und deshalb 
bewegt sich dort doch auch nichts!  

(Beifall von der FDP und der CDU – Minister 
Johannes Remmel: Da haben wir mehr Geld 
ausgegeben als ihr!) 

Also: Der Zustand der Infrastruktur unseres Landes 
ist ein Spiegelbild rot-grüner Politik: Es bröckelt 
überall, tiefe Risse werden provisorisch geflickt, und 
an vielen Stellen geht deshalb gar nichts mehr. 

Das bleibt nicht ohne Folgen für die Wirtschaftskraft 
in unserem Land. Sie werden nicht auf Dauer am 
Länderfinanzausgleich drehen können, um zu ver-
decken, dass Nordrhein-Westfalen zurückfällt. Das 
Wachstum bei uns ist schwächer, der Arbeitsmarkt 
entwickelt sich weniger dynamisch, die Menschen 
haben deshalb weniger Chancen als anderswo – 
zum Beispiel weniger Chancen als selbst in Thürin-
gen. Die Investitionen der Industrie bleiben unter-
halb des Niveaus von Ländern wie beispielsweise 
Bayern, Baden-Württemberg, Hessen und Nieder-
sachsen zurück. 

Man sollte also meinen, Herr Duin, dass Sie mit 
Hochdruck daran arbeiten, neue Ideen zu entwi-



Landtag   16.12.2015 

Nordrhein-Westfalen 10359 Plenarprotokoll 16/100 

 

ckeln, wie Nordrhein-Westfalen wieder an Wettbe-
werbsfähigkeit zulegt. Aber die wirklich einzige Idee 
der letzten Monate, die wir von Ihnen gehört haben, 
war die Idee, Ihr Ministerium umzubenennen.  

Johannes Rau und Richard von Weizsäcker – Na-
men, die jetzt für unterschiedliche Vorhaben durch 
die Zeitungen geistern – sind wirklich verdiente Per-
sönlichkeiten der Zeitgeschichte. Unser Land hat 
aber wirklich größere Probleme als die Umbenen-
nung von Türschildern an Ministeriumsgebäuden.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wo sind die Ideen für die wirtschaftliche Dynamik? 
Als es um neue Gewerbeflächen ging, hat ein Kol-
lege der SPD hier am Pult davon gesprochen, dass 
die Grünen bei newPark eine Blutgrätsche gemacht 
hätten. Das sagte nicht die Opposition. Das war ein 
sozialdemokratischer Kollege. Was ist das für eine 
bizarre Debatte in der Energiepolitik um den Kohle-
ausstieg, die Sie jetzt nicht nur zwischen Rot und 
Grün führen, sondern bei der Frau Hendricks aus 
Berlin noch hinzukommt?  

Deutschland hat bereits die höchsten Energiepreise 
der EU. Nur noch 25 % werden durch den Markt 
bestimmt. Was haben Sie uns alles gesagt, was Sie 
besser machen würden! Ich habe noch im Ohr, mit 
welcher Chuzpe Sie in den letzten Jahren hier ans 
Pult getreten sind. Jetzt würde alles anders, und 
das Chaos würde man auflösen. Und so weiter.  

Ergebnis ist: Zum 1. Januar 2016 steigt die EEG-
Umlage auf ein historisches Hoch von 6,35 Cent die 
Kilowattstunde. Gar nichts haben Sie erreicht! Und 
das verschlechtert die Standortbedingungen für die 
Industrie in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der FDP – Norwich Rüße 
[GRÜNE]: Solch ein Unsinn!) 

Der unkontrollierte Ausbau erneuerbarer Energien 
jenseits des physikalisch Möglichen und jenseits 
des wirtschaftlich Verantwortbaren ist und bleibt der 
größte Preistreiber. Endlich, spät – lange hat es ge-
dauert –, stellt die Bundesregierung jetzt auf ein 
Ausschreibungsmodell bei neuen Kapazitäten für 
das Erneuerbare-Energien-Gesetz um. Endlich!  

Und was ist die Antwort der Grünen hier in Nord-
rhein-Westfalen? – Bei uns gibt es ja viele windstil-
le, windschwache Standorte. Die Ausbauziele von 
Herrn Remmel könnten in einem solchen marktwirt-
schaftlicheren Modell nicht erreicht werden. Und 
was macht daraufhin Herr Remmel? – Er schlägt 
öffentlich vor, dass in Nordrhein-Westfalen Extra-
subventionen für Windenergie gezahlt werden sol-
len, weil sie sich ja eigentlich und sonst nicht ren-
tiert. Was für eine Logik! Weil Windenergie in Nord-
rhein-Westfalen nicht rentabel ist, müssen die Sub-
ventionen noch weiter erhöht werden. Solche Vor-
schläge unterbreitet nur, wer die Deindustrialisie-
rung unseres Landes weiter vorantreibt. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU – Zuruf von Norwich Rüße 
[GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, Nordrhein-Westfalen 
muss wieder den Ehrgeiz entwickeln, die besten 
Standortbedingungen in Deutschland zu haben. 
Schlanke Bürokratie, moderne öffentliche Infrastruk-
tur, beste Bildung: das wären Anforderungen – um 
es in einem Satz zu sagen –, um mehr Marktwirt-
schaft zu wagen.  

Im vergangenen Jahr haben wir nichts davon gese-
hen. Der Landeshaushalt 2016 zeigt: Auch im 
nächsten Jahr ist davon nichts zu erwarten. Rot-
Grün tritt auf der Stelle, und das Loch unter Ihren 
Füßen wird immer tiefer. Das muss sich ändern. 

(Anhaltender Beifall von der FDP und der 
CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Lindner. – Und nun spricht für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen der Fraktionsvorsitzende, Herr 
Mostofizadeh.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Kollege La-
schet, ich schätze Ihre Person, ich schätze auch Ih-
re Arbeit. 

(Beifall von der CDU) 

Ich finde auch, dass Sie wichtige politische Impulse 
in die CDU hineingetragen haben, die andere sonst 
nicht hineingetragen hätten. Was Sie sich aber heu-
te in Bezug auf die Flüchtlinge geleistet haben, finde 
ich wirklich infam. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Widerspruch von der CDU) 

Wir haben im Jahr 2012 allein im Einzelplan 03 im 
Bereich der Flüchtlingsarbeit Ausgaben von gut 200 
Millionen € gehabt. Im Jahr 2016 werden es rund 
4 Milliarden € sein. Wie Sie da keinen Unterschied 
erkennen können und uns vorwerfen, wir würden 
instrumentalisieren, bleibt Ihr Geheimnis. Ich finde 
das infam. Sie haben auf dem Rücken von Men-
schen, die geflüchtet sind, Politik gemacht. Das ist 
Instrumentalisieren, Herr Kollege Laschet! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Bei der Rede von Herrn Lindner habe ich mir eigent-
lich nur ein Wort bzw. zwei Wörter aufgeschrieben: 
„Demut“ und „Projekt 18“. Viel mehr fällt mir zu Ihrer 
Rede eigentlich nicht ein. 

(Zuruf von der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie haben uns we-
der enttäuscht noch überrascht. Die Beiträge der 
Opposition zeigen doch eines: Sie sind verdammt 
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froh, dass Sie keine Verantwortung haben. Sie sind 
verdammt froh, dass Sie hier nicht regieren müssen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wenn es nämlich so wäre, würden Sie sehr schnell 
erkennen, dass die Arbeit ungemütlich würde. Dann 
müsste man nämlich sagen, wofür man Einsparun-
gen belegen kann. Dann kann man nicht mehr alles 
fordern, sondern muss Deckungsvorschläge für das 
machen, was Sie hier ausgebreitet haben. Da ist 
heute nichts gekommen. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Wieder nichts!) 

Sie haben es in drei Lesungen in diesem Landtag 
nicht geschafft, konkret zu benennen, wo Ihre Lö-
sungen sind, was Sie konkret in Nordrhein-West-
falen anders als Rot-Grün machen möchten. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Was Sie uns hier vorgelegt haben, ist der Ausdruck 
schlichter Planlosigkeit. Dazu greife ich einen 
selbstkritischen Satz des Kollegen Kruse auf, der in 
der Fraktion der CDU gesagt haben soll: Wir haben 
überhaupt keine Strategie. – Ja, Herr Kruse, Sie 
haben recht. Und ich kann Ihre Kritik an der Frakti-
onsführung noch ergänzen: Auch die Taktik ist 
ziemlich schlecht. 

Lassen Sie mich zwei Beispiele geben. Beispiel 
eins: innere Sicherheit. Der Antrag dazu liegt ja heu-
te erneut auf dem Tisch. Sie sind sich nicht zu 
schade, die Ausrüstung von Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamten hier erneut zum Thema zu machen. 

(Armin Laschet [CDU]: Bis es sicher ist!) 

Warum machen Sie das? Sie haben Angst vor dem 
Vergleich. Wir haben bei den Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamten die höchsten Einstellungszah-
len in der Geschichte des Landes Nordrhein-West-
falen durchgesetzt. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir haben für das Jahr 2016 über 1.900 Stellen ge-
schaffen. In drei Jahren haben wir mehr Polizistin-
nen und Polizisten eingestellt als Sie in fünf Jahren. 
Und in fünf Jahren haben wir im Vergleich mit dem 
Zeitraum 2006 bis 2010 genau doppelt so viele Ein-
stellungen – nämlich 8.000 – vorgenommen wie Sie 
mit 4.000 unter Jürgen Rüttgers und Ingo Wolff. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich sage Ihnen an der Stelle ganz deutlich: Wir sind 
die Partei, die über innere Sicherheit nicht nur redet, 
sondern wir bringen Beamtinnen und Beamte auf 
die Straße! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich gebe Ihnen ein zweites Beispiel, Herr Kollege 
Laschet. Herr Kuper hat sich ja einen Namen damit 
gemacht, rumzumäkeln und zu sagen, das Land 
würde die Flüchtlinge zu langsam unterbringen. 
Mehr war von ihm in der Sache nicht zu hören. Was 

haben Sie stattdessen gemacht? Sie haben einen 
Bundesinnenminister verteidigt, der heute selbst 
den hartgesottensten Kollegen aus der CDU pein-
lich ist, weil er einerseits weder das Desaster mit 
den Asylanträgen in den Griff bekommt und ande-
rerseits auf europäischer Ebene nicht für eine integ-
rative und solidarische Flüchtlingspolitik sorgt. 

(Zuruf von Christian Möbius [CDU]) 

– Und jetzt, Herr Möbius, kommt noch Ihre christli-
che Weihnachtsbotschaft: Hauptsache, mehr Ab-
schiebung. Ihr Abschiebungspapier, Herr Laschet, 
ist doch der Ausbruch puren Populismus. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Armin Laschet [CDU]: Wieso das denn?) 

95 % der Dinge, die da drinstehen, haben mit der 
Realität doch nichts zu tun. Das tangiert doch die 
Mehrzahl der Flüchtlinge überhaupt nicht. Sie tra-
gen zur Sachpolitik nichts bei. Dieses Papier ist eine 
schlichte Konzession an die Hardliner in Ihrer Partei 
und in Ihrer Fraktion. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir dagegen haben kluge Sachpolitik gemacht. Es 
wurden 5.766 neue Stellen für Schulen in den Jah-
ren 2015 und 2016 geschaffen. Es gibt 2 Milliar-
den € Zuweisungen an die Kommunen allein für die 
Flüchtlingsunterbringung, und es werden für den 
Integrationsbereich insgesamt 4 Milliarden € ausge-
geben. Das ist eine Politik, die sachlich ist. Das ist 
nicht solch ein Populismus, wie die CDU ihn hier an 
den Tag legt. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Mit Blick auf die Oppositionsvorschläge von heute 
könnte ich es eigentlich kurz machen: Sie haben 
keine Ziele. Sie haben keine Vision von der Zukunft 
des Landes. Sie werden auf der Regierungsbank 
alles andere als vermisst. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben mit dem 
Haushalt 2010 eine klare strategische Linie gezo-
gen und ziehen sie Jahr für Jahr weiter. Und ganz 
zentral ist doch Folgendes: Bildung, Bildung und 
nochmals Bildung! Diese Linie ziehen wir durch von 
der frühkindlichen Betreuung über die schulische 
und berufliche Ausbildung, die Weiterbildung bis hin 
zur Hochschule und zur Wissenschaft. Noch nie 
wurde so stark in Bildung investiert wie in diesem 
Jahr. Jeder dritte Euro des Landeshaushaltes geht 
in diese wichtigen Zukunftsbereiche. Damit sind wir 
bundesweit spitze. 

Über das KiBiz gibt das Land Nordrhein-Westfalen 
rund 2,5 Milliarden € für den Ausbau und die Quali-
tätssteigerung in den Kindertagesstätten aus. Nur 
zur Erinnerung, Herr Kollege Laschet: Bei Ihnen wa-
ren es 1,2 Milliarden €. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 
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Ich war ja bei den Gesprächen mit den kommunalen 
Spitzenverbänden und auch bei denen mit den 
Wohlfahrtsverbänden dabei. Wissen Sie, was die 
uns gesagt haben? Das System, das Sie angelegt 
haben, ist so schlecht, dass wir eine grundständige 
Erneuerung des Systems brauchen und nicht Repa-
raturen, wie Sie sie hier vorgeschlagen haben! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir werden 2016 mit der Anhebung der Dynamisie-
rung der Kindpauschalen auf 3 % weitere 13,4 Milli-
onen € eigenes Landesgeld – Herr Kollege Laschet, 
nicht Betreuungsgeld, sondern eigenes Landes-
geld! – zusätzlich investieren. Das Ganze wird auf 
über 68 Millionen € an zusätzlichen Investitionen in 
Kindertagesstätten ausgebaut. Das ist die Politik 
von Rot-Grün. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir betreiben eine gigantische Aufholjagd gegen-
über dem, was Sie als Familienpolitik in diesem 
Lande hinterlassen haben. Wir machen konkrete 
Zukunftspolitik für den Standort, für Kinder mit Fami-
lien, für mehr Bildungsgerechtigkeit. „Kein Kind zu-
rücklassen!“ – das ist die Maxime. Und die gilt auch 
weiterhin für Rot-Grün in Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Das gilt übrigens auch beim beitragsfreien letzten 
Kitajahr – der Antrag ist eben wieder hereingeflat-
tert –, wo Sie von der Union mit einer Einsparung 
von 162,5 Millionen € tatsächlich mal einen Ein-
sparvorschlag machen – interessanterweise aller-
dings zielgenau da, wo es um Chancengerechtigkeit 
geht.  

Bei Ihnen herrscht doch der gleiche Ungeist wie bei 
Ihrer Schwesterpartei, der CSU aus Bayern. Sie 
wollen allen Ernstes die Erträge aus den freiwer-
denden Mitteln im Wesentlichen im Landeshaushalt 
versickern lassen. Sie wollen dazu beitragen, Kinder 
gerade von jenen Familien, die es besonders nötig 
haben, in die Kita zu gehen, von einem Besuch der 
Kindertagesstätte abzuhalten. Sie wollen die gleiche 
Kitafernhaltepolitik betreiben, wie es die CSU in 
Bayern mit dem Betreuungsgeld getan hat.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Ralf Witzel [FDP]: Blödsinn! – Zuruf von Mi-
chele Marsching [PIRATEN])  

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Sie wollen die Axt an 
eine chancengerechte Gesellschaft legen. Und da, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, machen wir nicht 
mit! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir zeigen Ihnen mit diesem Haushalt ganz konkret, 
wie wir es anders, wie wir es besser machen. Wir 
leiten die als „Herdprämie“ bisher sinnfrei ausgege-
benen Mittel komplett und ohne jeden Abzug dorthin 
weiter, wo sie hingehören, nämlich in die frühkindli-
che Betreuung. Die rund 431 Millionen € für die Jah-

re 2016 bis 2018 sind durch Anträge der Koalitions-
fraktionen in den Haushalt eingebettet worden. 
331 Millionen € davon gehen für Personal- und 
Sachmittel in den Haushalt, und rund 100 Millionen 
€ in die Qualitätssteigerung der Kindertagesstätten, 
im Übrigen auch – das wird oft vergessen – für den 
Ü3-Bereich.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Damit machen SPD und Grüne die Kindertagesstät-
ten noch stärker. Unsere Kinder sind unsere Zu-
kunft. Damit sie diese Zukunft positiv gestalten kön-
nen, gestalten wir die Rahmenbedingungen in den 
Kindertagesstätten so, wie wir es gesagt haben: mit 
mehr Investitionen und mit einer deutlich besseren 
Ausstattung bei den Kindpauschalen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Wie wir die Kindertagesstätten stärken, so stärken 
wir auch die Schulen:  

(Heiterkeit von den PIRATEN) 

mit dem größten Schuletat, den es in der Geschich-
te des Landes Nordrhein-Westfalen gab. So viel hat 
noch keine Landesregierung für einen Haushalt im 
Schulbereich in die Hand genommen.  

(Beifall von den GRÜNEN und Norbert Rö-
mer [SPD]) 

17,26 Milliarden € werden 2016 in Schulen inves-
tiert. Das ist 1 Milliarde € mehr als 2015, und das 
sind 3,3 Milliarden € oder 23 % mehr als 2010 unter 
Schwarz-Gelb.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Das machen wir trotz zurückgehender Schülerzah-
len. Das Geld und die Stellen – das haben wir ver-
sprochen – bleiben im System. Auch das ist eine 
klare inhaltliche Entscheidung für Zukunftspolitik.  

Mit dem Haushalt 2016 inklusive der Ergänzungs-
vorlagen 2015 – ich habe eben darauf hingewie-
sen – werden rund 5.800 neue Stelle für den Schul-
bereich bereitgestellt, und 266 Millionen € werden 
damit finanziert.  

Damit reagieren wir einerseits auf die Herausforde-
rungen der Zuwanderung. Aber – das hat der Kolle-
ge Römer eben auch schon gesagt – diese Stellen 
kommen natürlich allen Kindern zugute.  

(Zustimmung von Norbert Römer [SPD]) 

Es ist gut, dass die Ministerin und die Bezirksregie-
rungen dafür gesorgt haben, dass 70 % der Stellen 
des Haushalts 2015 bereits besetzt sind. Die Stellen 
kommen also an. Das Geld kommt an, und die Stel-
len kommen an.  

Ferner – das ist ein wichtiges Pärchen zum Bereich 
der Kindertagesbetreuung –: Auch die Dynamisie-
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rung bei der offenen Ganztagsschule werden wir 
von 1,5 % auf 3 % anheben und mit 22.500 zusätz-
lichen Plätzen den offenen Ganztag massiv aus-
bauen.  

Mit unseren hohen Investitionen realisieren wir das, 
was wir versprochen haben. Die stellvertretende 
Ministerpräsidentin Sylvia Löhrmann ist damit Ga-
rantin für den Schulkonsens, für eine gelingende In-
klusion und für einen stärkeren Ausbau der offenen 
Ganztagsschule in Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, kein Thema hat 
uns im Jahr 2015 so sehr beschäftigt wie die Flücht-
lingspolitik. Wir reagieren damit auf eine große hu-
manitäre Katastrophe, deren Auswirkungen wir 
auch hier in Nordrhein-Westfalen zu spüren be-
kommen.  

Nordrhein-Westfalen ist ein solidarisches Land. Dies 
belegen auch die jüngsten Umfragen aus dem 
WDR. Die große Mehrheit der Menschen in Nord-
rhein-Westfalen fühlt sich von den Flüchtlingen nicht 
bedroht. Bei uns gibt es deutlich weniger Ängste 
und Vorbehalte gegenüber Flüchtlingen als anders-
wo. Ich will noch einmal betonen: Es ist nicht in al-
len Bundesländern so. Es ist möglicherweise auch 
eine Frage des Umgangs miteinander, dass solche 
Umfragewerte zustande kommen. Da bin ich aus-
drücklich allen dankbar, die daran mitgearbeitet ha-
ben.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

In der Zivilgesellschaft gibt es ein breites Engage-
ment. Viele Haupt- und vor allem viele Ehrenamtli-
che haben sich bis an die Grenzen ihrer Möglichkei-
ten eingesetzt, um die Ankommenden menschen-
würdig aufzunehmen und auch in Nordrhein-
Westfalen unterzubringen. Es gab eine große Welle 
der Solidarität, die für unser Gemeinwesen unend-
lich wichtig ist. Die vielen Helfenden sind aus mei-
ner Sicht das Rückgrat unserer Demokratie. Ihr En-
gagement bildet den Kitt für unsere Gesellschaft.  

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, sage 
ich an dieser Stelle auch herzlichen Dank an alle, 
die sich einbringen für mehr Mitmenschlichkeit und 
für mehr praktische Lösungen des Problems. Vielen 
Dank! 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Vereinzelt Beifall von der CDU und den 
PIRATEN) 

Aber – da beißt die Maus natürlich keinen Faden ab 
– die Finanzierungsverantwortung für die Schaffung 
guter Rahmenbedingungen liegt natürlich bei uns, 
den Vertreterinnen und Vertretern von Bund, Land 
und Gemeinden. Deswegen erhöht die rot-grüne 
Koalition die Mittel für die Kommunen zur Unterbrin-
gung von Flüchtlingen ganz deutlich.  

Im Jahr 2014 waren es noch rund 90 Millionen €, 
die das Land den Kommunen zur Unterbringung 
von Flüchtlingen bereitgestellt hat. Im Jahr 2015, 
also im aktuellen Haushaltsjahr, werden es bereits 
über 800 Millionen € sein. Im Jahr 2016 werden 
dann mit 1,94 Milliarden € fast 2 Milliarden €, die 
den Kommunen nur für die Unterbringung von 
Flüchtlingen zugewiesen werden.  

Der Kollege Römer hat eben darauf hingewiesen: 
Von den rund 2 Milliarden € sind 626 Millionen € 
vom Bund. 1,35 Milliarden € sind vom Land. Wie 
man dann von „klebrigen Händen des Landes“ 
sprechen kann, bleibt mir ein Geheimnis. Das ist 
wieder die Mäkelei von CDU und FDP.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Auf zwei Landeseuro kommt ein Bundeseuro. Wenn 
man sich die Gesamtausgaben in dem Bereich von 
4 Milliarden € anschaut, stellt man fest: Die Zu-
schüsse des Bundes sind von über 20 % im Jahr 
2015 auf unter 20 % im Jahr 2016 gesunken. Bei 
der Flüchtlingsunterbringung unterstützen wir als 
Land unsere Städte und Gemeinden wirklich nach 
Kräften. Die Pauschalen werden aufgestockt. Wir 
zahlen für das ganze Jahr und nicht nur für das hal-
be Jahr, wie der Bund es machen will. Und auch der 
Kreis der Geduldeten wird neu mit einbezogen.  

Im Jahr 2017 wird die Pauschale auf eine monatli-
che Pauschale pro Flüchtling umgestellt und um 
4 % auf dann 866,20 € aufgestockt. 

Außerdem – das ist auch ein wichtiges Signal in der 
Gesundheitspolitik – wird die Kappungsgrenze für 
die Gesundheitskosten von 70.000 € auf 35.000 € 
abgesenkt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, all das, was ich 
jetzt vorgetragen habe, ist gut und richtig investier-
tes Geld. Es stärkt nicht nur den Zusammenhalt der 
Gesellschaft, sondern es führt zu unmittelbaren Im-
pulsen bei der Konjunktur. Die Wirtschaftsforscher 
des ifo Instituts rechnen im kommenden Jahr mit 
einem steigenden Wachstum in Deutschland. Sie 
gehen von einem Wachstum des Bruttoinlandspro-
duktes um 1,9 % aus. 0,3 Prozentpunkte allein sol-
len auf die Zuwanderung fallen. Die investierten 
rund 20 Milliarden € bundesweit sind also ein unmit-
telbar auf die Binnenwirtschaft wirkendes Konjunk-
turprogramm, das der Konjunktur in Deutschland 
hilft; insofern führen diese Ausgaben letztendlich zu 
Einnahmen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Rot-Grün in Nord-
rhein-Westfalen sucht in allen zentralen politischen 
Feldern die Partnerschaft mit den Kommunen. Dies 
dokumentiert im Übrigen auch eine vom RVR in 
Auftrag gegebene Studie bei Herrn Professor Jun-
kernheinrich. Herr Professor Junkernheinrich hat 
der Landesregierung attestiert, dass mit den 4 Milli-
arden €, die im Stärkungspakt bereitgestellt werden, 
genau jene Kommunen unterstützt werden, die be-
sondere Hilfe benötigen. Er hat gesagt: Noch nie 
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war der Haushaltsausgleich bei den Kommunen im 
Ruhrgebiet so nah, wie es heute der Fall ist. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Aber auch insgesamt wurde die finanzielle Basis der 
Kommunen in Nordrhein-Westfalen gestärkt: 300 Mil-
lionen € mehr bei der Grunderwerbsteuer, deutlich 
über 100 Millionen € mehr Zuwendungen im Bereich 
des Kinderfördergesetzes – das musste durch ein 
Verfassungsgerichtsurteil erstritten werden –, 
170 Millionen € beim Gemeindefinanzierungsgesetz, 
120 Millionen € bei der Finanzierung der Deutschen 
Einheit und weitere Regelungen. Mit mehr als 1 Milli-
arde € stabilisieren und stärken wir die strukturelle 
Finanzbasis der Kommunen in Nordrhein-Westfalen. 
Das ist konkrete Politik zugunsten der Kommunen 
und Städte in diesem Land. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Weil die Fans von Bayern hier rechts immer so zahl-
reich Seehofer zuklatschen: 568 € gibt Nordrhein-
Westfalen je Einwohner den Kommunen aus seinen 
Steuermitteln. So viel – auch darauf hat der Kollege 
Römer hingewiesen – gibt kein anderes Bundes-
land. Würden wir so verfahren wie Bayern, müssten 
wir den Kommunen in Nordrhein-Westfalen 2,5 Mil-
liarden € an Zuwendungen entziehen. 

All das zeigt: Wir sind die kommunalfreundlichste 
Landesregierung, und wir tragen Verantwortung da-
für, dass die Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
handlungsfähig werden können. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zu den elementa-
ren Anliegen bei der Aufnahme von Flüchtlingen 
gehört natürlich auch eine vernünftige Gesundheits-
versorgung. Auch hier streben wir besondere An-
strengungen im Jahr 2016 an. Es gilt, schwerwie-
gende Erkrankungen wie zum Beispiel Tuberkulose 
frühzeitig zu erkennen und mit einem guten und 
qualifizierten Impfangebot zu bekämpfen. Diese 
Maßnahmen kommen nicht nur den Geflüchteten 
zugute, sondern natürlich der gesamten Bevölke-
rung, und sorgen für einen vernünftigen Gesund-
heitsschutz. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, viele Flüchtlinge 
kommen aus einer wahren menschlichen Hölle, aus 
Kriegen, in denen Mord, Raub und Vergewaltigung 
an der Tagesordnung sind. Wir wissen heute viel 
mehr über die psychischen Auswirkungen solcher 
Situationen. Gerade diese betroffenen Menschen 
wollen wir besonders intensiv begleiten; denn wir 
wollen verhindern, dass aus psychischen Belastun-
gen lange chronische Erkrankungen werden. 

Integration der Asylsuchenden heißt unseres Erach-
tens auch Schutz vor diskriminierenden Regelun-
gen. Wir sind froh, dass es der Gesundheitsministe-
rin gelungen ist, eine Rahmenvereinbarung für die 
elektronische Gesundheitskarte auszuhandeln, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

und das möchte ich mit einem Appell verbinden: 
Lassen Sie doch diese Rundmails an Ihre Ratsmit-
glieder in den Städten und Gemeinden. Sorgen Sie 
doch, liebe Kolleginnen und Kollegen gerade von 
der CDU, mit dafür, dass dieses gute Angebot allen 
Flüchtlingen in Nordrhein-Westfalen zugutekommen 
kann. Unterstützen Sie doch das proaktiv, was in 
der Flüchtlingspolitik nötig ist. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ein weiteres wichtiges Anliegen ist uns auch, die 
Willkommenskultur in den Gesundheitsberufen zu 
fördern. Dazu gehört einerseits eine schnelle Aner-
kennung von vorhandenen Kompetenzen der 
Flüchtlinge, andererseits eine fachgerechte Bera-
tung darüber, welche Möglichkeiten in den Gesund-
heitsberufen bestehen. 

Bei allen drängenden Fragen in der Flüchtlingspoli-
tik verlieren wir die Anliegen und langen Linien der 
Gesundheitspolitik eben nicht aus den Augen, zum 
Beispiel das Anliegen, allen Menschen ein mög-
lichst langes selbstbestimmtes Leben im Alter zu 
ermöglichen. Hierfür stellen wir im Landesförderplan 
„Alter und Pflege“ weitere Mittel bereit, insbesonde-
re im Bereich der Quartiersentwicklung. 

Und auch die Frauenhäuser liegen uns in ganz be-
sonderer Weise am Herzen, zumal es Einrichtungen 
sind, die oft mit knappen Mitteln und großem Enga-
gement Frauen und ihre Kinder vor Gewalt schüt-
zen. Wir freuen uns, dass wir eine weitere Million 
Euro mehr für Frauenhäuser zur Verfügung stellen 
können. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Kollege Laschet – Herr Lindner hat das ja auch 
gemacht –, da Sie sich so über die Genderfor-
schung lustig gemacht haben: 

(Armin Laschet [CDU]: Nein, ich rege mich 
nur über die Genderprofessuren in der Physik 
auf! – Josefine Paul [GRÜNE]: Das macht 
doch mehr als deutlich, dass Sie keine Ah-
nung haben!) 

Genderuntersuchungen zum Beispiel bei der Pro-
duktion von Elektrowerkzeugen … 

(Armin Laschet [CDU]: Wem soll ich jetzt zu-
hören? – Heiterkeit) 

– Darf ich dazwischen? – Herr Kollege Laschet, die 
Genderuntersuchungen haben unter anderem dazu 
geführt, dass bei der Produktion von Elektrowerk-
zeugen der Akkuschrauber eingeführt worden ist. 
Millionen von Handwerkern würden heute noch an 
der Steckdose hängen, wenn diese Genderfor-
schung nicht stattgefunden hätte. 

(Ministerin Barbara Steffens: Ganz richtig! 
Das ist so!) 

Das ist Genderpolitik ganz konkreter Art und Weise. 
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(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Paris sind an 
diesem Wochenende die Verhandlungen zu einem 
neuen Klimaabkommen zu Ende gegangen. Wir 
haben dramatische und sehr positive Bilder aus Pa-
ris sehen können, und eine ganze Reihe von Men-
schen, die hier sind, hat an diesem Abkommen mit-
gewirkt. Dabei wurden unter anderem das Zwei-
Grad-Ziel und das noch anspruchsvollere 1,5-Grad-
Ziel in Bezug auf die maximale Erderwärmung fi-
xiert. 

Das Abkommen kann historisch werden. Es macht 
den Weg frei für eine globale Energie- und Klima-
wende. Der amerikanische Außenminister hat auch 
die wirtschaftliche Bedeutung betont – Zitat –: „Wir 
senden an die Märkte dieser Welt mit dem Vertrag 
das Signal: Jetzt kommt der grüne Umbau.“ 

Herr Kerry hat recht, aber dazu müssen wir den 
Vertrag mit Leben füllen. Es ist ein neuer Start-
schuss für wirtschaftlich konsequenten Klimaschutz 
und ökologische Modernisierung, aber nicht für die 
strukturkonservative Kohlepolitik. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Raus aus den fossilen Energieträgern! Auch Nord-
rhein-Westfalen kann und muss seinen Beitrag leis-
ten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieses Thema be-
trifft uns in ganz besonderer Art und Weise. Nord-
rhein-Westfalen hat kein eigenes Klima, aber Nord-
rhein-Westfalen hat eine ganz eigene besondere 
Verantwortung. Als Industrie- und Energieland 
Nummer eins sind wir zugleich Emissionsland 
Nummer eins in Deutschland. Klimaschutz national 
und international gelingt nicht ohne, sondern immer 
nur mit Nordrhein-Westfalen. 

Wir stellen uns dieser Verantwortung und verbinden 
dabei ökonomische Vernunft mit ökologischer Ver-
antwortung. Unser Ziel ist die Sicherung der Zukunft 
Nordrhein-Westfalens als Industrie- und Energie-
standort, und zwar nicht mit Kohledinosauriern, 
sondern auf modernster ökologisch-technischer 
Grundlage. Dafür stehen wir Grüne, und dafür wol-
len wir auch Motor sein. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Ausgaben, die 
mit dem Klimaschutz zusammenhängen, betragen 
rund 1,5 % des Haushaltsbudgets 2016 oder unge-
fähr 1 Milliarde €. Das ist ein Aufwuchs – und das 
beklagen wir nicht, sondern wir begrüßen es, Herr 
Kollege Linder – von rund 52,5 Millionen € gegen-
über 2015. Dabei handelt es sich um Ausgaben, die 
große Zukunftsdividenden erbringen: durch Investi-
tionen in nachhaltigen Klima- und Umweltschutz, in 
die Bewahrung des wertvollen Naturerbes und in 
einen erfolgreichen Ernährungs- und Verbraucher-
schutz. Gut 40 % dieser Ausgaben können im Übri-

gen durch eigene Einnahmen und Gebühren ge-
deckt werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in der Debatte um 
Klima und Energie ist uns eine Sache doch ganz 
klar: Die Kohleverstromung hat noch eine Gegen-
wart, aber sie hat keine Zukunft mehr. Das haben 
die Finanzmärkte längst erkannt. Allianz, AXA und 
selbst Rockefeller und diverse Fonds suchen neue 
Felder, meistens in den erneuerbaren Energien. 
Auch die großen Energieversorger suchen nach 
neuen Strategien und fokussieren die Erneuerba-
ren, nachdem sie diese lange ignoriert, verlacht und 
auch bekämpft haben. 

Selbst der stellvertretende RWE-Chef Rolf Martin 
Schmitz erklärte in der letzten Woche in der „Wirt-
schaftsWoche“, dass spätestens nach der Bundes-
tagswahl im Jahr 2017 die Verhandlungen mit der 
Bundesregierung über einen sozialverträglichen 
Ausstieg aus der Kohle beginnen müssten. 

Wir sind bereit, den Versorgern die Hand zu reichen 
und die Debatte über einen – ich betone – geordne-
ten Ausstieg aus der Braunkohle zu führen; denn 
das ist zu diesem Zeitpunkt vernünftig und auch 
dringend erforderlich. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich füge hinzu: Natürlich werden wir über den Aus-
stiegszeitraum zu reden haben, und natürlich haben 
wir auch darüber zu reden, dass kein Mitarbeiter 
und keine Mitarbeiterin ins Bodenlose fällt, dass Ar-
beitslosigkeit zu verhindern ist. 

Klimaschutz ist für uns daher ein Teil einer proakti-
ven Wirtschaftspolitik; denn die Umweltwirtschaft 
gehört zu den größten Wirtschaftsbereichen in un-
serem Land. Nordrhein-Westfalen ist bundesweit 
der größte Anbieter von Produkten und Dienstleis-
tungen der Umweltwirtschaft. 

Sie wollten doch wissen, wo die Wachstumsbran-
chen sind, Herr Kollege Laschet. 

(Armin Laschet [CDU]: Nein, wollte ich nicht 
wissen!) 

Diese Branche ist ein Wachstumsmotor. Sie wächst 
schneller als der Durchschnitt der Wirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen. In den Jahren zwischen 2009 
und 2012 konnte die Umsatzentwicklung um 15,6 % 
gesteigert werden. 

(Armin Laschet [CDU]: Das reicht aber nicht! 
Ist doch super! Ist doch toll!) 

Im Vergleich dazu haben die Umsätze in den ande-
ren Branchen nur um 11,4 % zulegen können. Das 
nennt man einen Wachstumsmotor, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Armin Laschet [CDU]: Das reicht aber nicht!) 

Auch andere Relationen sprechen eine klare Spra-
che: Nordrhein-Westfalen hat einen Bevölkerungs-
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anteil von 0,25 % an der Weltbevölkerung. Aller-
dings haben die Unternehmen in Nordrhein-
Westfalen, die an der Umweltwirtschaft beteiligt 
sind, einen Weltmarktanteil von 2 % und ein Export-
volumen von insgesamt 8,5 Milliarden €.  

Ein weiterer wichtiger Aspekt, der an die Adresse 
von Herrn Laschet geht, ist, dass die Branche äu-
ßerst innovativ ist. Allein für das Jahr 2012 konnten 
1.500 umweltrelevante Patentanmeldungen aus 
Nordrhein-Westfalen generiert werden. Als Bewoh-
ner dieser Region bin ich natürlich stolz darauf, 
dass die allermeisten Patentanmeldungen aus der 
Region Metropole Ruhr stammten. 

Das ist mehr als nur ein Lichtstrahl am Horizont, das 
ist konkrete Innovationspolitik für Nordrhein-
Westfalen, Herr Kollege. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich sage Ihnen eines ganz deutlich: Die Umweltwirt-
schaft profitiert von weltweit steigenden Umwelt-
standards. Ökodumping hingegen würde sie ins 
Mark treffen. Alle diese Dinge zeigen doch, dass 
Ökonomie und Ökologie zusammengehören. Wir 
dürfen sie nicht gegeneinander ausspielen, wie Sie 
es heute wieder getan haben, liebe Kollegen von 
Union und FDP. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Als gelernter Haushälter habe ich mir natürlich auch 
einmal die Mühe gemacht, mir Haushaltsanträge 
der Opposition anzugucken. 

(Zuruf: Und?) 

Die Anträge der FDP haben mit ernsthafter Haus-
haltspolitik aus meiner Sicht relativ wenig zu tun. 
Meistens sind Sie auf der Wiederholungstaste ein-
geschlafen und recyceln lediglich Papiere der Vor-
jahre. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Selbst Ihr Houdini-Running-Gag, dass eine Entfes-
selung der Wirtschaft 25 Millionen € erbringen wür-
de, war wieder mit dabei. Gern suggerieren Sie 
auch, dass durch nicht hinterlegte Globaltitel un-
fassbare Einsparungen zu machen seien. Das ist 
ungefähr so seriös wie die Baupolitik von Schwarz-
Gelb beim BLB in den Jahren 2006 bis 2010. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

An einer anderen Stelle wollen Sie mal eben 
120 Millionen € bei den sächlichen Verwaltungs-
ausgaben streichen und dann 300 Millionen € bei 
den Landesbetrieben. Wie machen Sie das? Sie 
setzen 3 % von der Bilanzsumme ab. Wenn Sie das 
bei der Deutschen Bank machen würden, wären 
51 Milliarden € einzusparen. Dummerweise gibt die 
Deutsche Bank nur 39 Milliarden € pro Jahr aus. Da 
haben die Schwarz-Gelben bzw. Magentagelben 
nicht nur den Umsatz mit dem Gewinn vertauscht – 

was schließlich schlimm genug wäre –, sondern 
schlicht Fantasie mit Realität. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Das ist noch peinlicher als Ihre Erklärung zum Um-
satzsteuervorwegabzug, die heute noch einmal ge-
toppt wurde, liebe Kolleginnen und Kollegen. Viel-
leicht wird der Finanzminister darauf eingehen. Das 
Ganze geschieht frei nach dem Motto: Ich weiß 
nichts, kann aber alles erklären. 

(Heiterkeit) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei der CDU sieht 
es mit den Haushaltsanträgen leider nicht viel bes-
ser aus. Zu Beginn Ihrer Oppositionszeit haben Sie 
hier noch ausgerufen: 20 % auf alles! Kürzung aller 
Förderprogramme um ein Fünftel! 

Das war aus meiner Sicht eine ziemlich abstruse 
Vorgehensweise. Das hätte nämlich beispielsweise 
dazu geführt, dass die Sportfördermittel im zweistel-
ligen Millionenbereich und, Herr Professor Stern-
berg, die Kulturförderung um 30 bis 40 Millionen € 
gekürzt worden wären. Das haben Sie dann schnell 
eingesammelt.  

Dann folgte Phase zwei der Konsolidierungsvarian-
te. Beim Personal sollte um 10 % gekürzt werden. 
Das haben Sie auch nicht wirklich ernst gemeint. 
Ihre Fachpolitik hat immer dagegengeredet.  

Dann kam eine brillante Idee: Wir machen ein Ab-
kommen mit der Schweiz und generieren Mehrein-
nahmen in Millionenhöhe. – Kollege Römer hat 
schon gesagt, es war ein fauler Kompromiss. Wir in 
Nordrhein-Westfalen haben uns zusammen mit dem 
Finanzminister dagegengestellt. Wir haben dafür 
gesorgt, dass es mehr Gerechtigkeit gibt, und zu-
sätzlich noch Steuereinnahmen in Milliardenhöhe 
generiert.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Bis zum heutigen Tag sind ungefähr 2 Milliarden € 
aufgrund der Selbstanzeigen und Steuer-CDs ein-
gegangen. Wenn man der Presse glauben darf, 
schweben weitere 12 Milliarden € aufgrund von ille-
galen Cum-Ex-Geschäften bundesweit in der Luft. 
Wir müssen dafür sorgen, dass die ehrlichen Steu-
erzahler nicht bestraft werden, sondern diejenigen, 
die Steuern hinterziehen wollen, verfolgt werden. 
Unsere Landesregierung ist ein guter Beweis dafür, 
dass das verfolgt wird.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Aber auch in einem anderen Bereich bleiben Sie 
Ihrem Schlingern konsequent treu.  

Erstens. Sie wollen die schwarze Null am besten 
sofort und schon gestern.  

Zweitens. Sie wollen das Füllhorn öffnen und an alle 
alles verteilen. Das passt gar nicht dazu. Es reicht 
bis hin zu staatssozialistischen Ideen des Kollegen 
Laschet bei den RWE-Kohlesubventionen.  
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(Armin Laschet [CDU]: Was?) 

Drittens. Sie wollen jeden ernsthaften Einsparvor-
schlag vermeiden. Vorwärts zur schwarzen Null mit 
massiven Mehrausgaben und massiven Minderein-
nahmen: 800 Millionen € runter bei den Einnahmen 
aus der Grunderwerbsteuer, 150 Millionen € rauf bei 
den Förderprogrammen, 450 Millionen € beim KiBiz, 
150 Millionen € bei der Kultur, 250 Millionen € bei 
der Inklusion, 200 Millionen € beim Personaletat 
und 90 Millionen € beim Stärkungspakt. – Ich könn-
te jetzt noch lange, lange so weitermachen, wenn 
man in Summen packen würde, was Sie hier vor-
tragen. Was ich jetzt aufgezählt habe, ist eine Ver-
schlechterung für den Landeshaushalt um 2 Milliar-
den €.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Heute stellen Sie sich allen Ernstes hierhin und sa-
gen, wir müssen weitere 1,5 Milliarden € an das 
Ruhrgebiet überweisen. Wir müssen 1,5 Milliar-
den € ins Ruhrgebiet investieren. – Ich habe ge-
dacht, es ist eine typische Laschet-Ente, die durch 
das Mediengewitter gezogen ist.  

(Armin Laschet [CDU]: Was?) 

Ich habe grundsätzlich nichts dagegen. Sie wissen, 
wo ich wohne. Aber das ist doch wieder nur Voo-
doo, Herr Kollege Laschet. Ihr Wunschzettel zeigt 
doch nur eines. Die schwarze Null ist pure Rhetorik. 
Sie ist für Sie kein ernsthaftes Ziel Ihrer Haushalts-
politik.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich gehe noch einen Schritt weiter. In Wirklichkeit 
wollen Sie das Volk hinters Licht führen. Sie wollen 
trotz Mehrausgaben und dramatischer Minderein-
nahmen weniger Schulden machen. Das ist entwe-
der Rosstäuscherei oder ein ganz, ganz billiger Ta-
schenspielertrick.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weil Sie so schlin-
gern und alles widersprüchlich ist, was Sie vorge-
schlagen haben, versuchen Sie, die Widersprüche 
zu verdecken. Sie erzählen dazu die Geschichte, 
dass der Wirtschaftsriese Nordrhein-Westfalen mit 
so starken Fesseln von der rot-grünen Landesregie-
rung gefesselt worden sei, dass er förmlich daran 
erstickte.  

Gleichzeitig erzählen Sie ein Deregulierungsmär-
chen – die FDP etwas mehr als die CDU: Wenn wir 
erst hinter den sieben Bergen sind und alle schlim-
men rot-grünen Regulierungen gefallen sind, dann 
wird alles gut. Dann wird die Wirtschaft so irre an-
gekurbelt, dass sich die Steuerbäche massiv füllen 
und wie Milch und Honig fließen. Dann, ja dann 
werden alle Versprechungen wahr, die wir heute 
gemacht haben.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist genau der 
Trick, mit dem Sie verdecken wollen, mit welch lee-
ren Händen Sie dastehen. Deswegen müssen Sie 

massiv Pappkameraden aufbauen und nehmen 
immer wieder gerne das Tariftreue- und Vergabe-
gesetz.  

(Zurufe von der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer hingegen wirk-
lich Zukunftspolitik entwickeln will, der darf nicht 
blind deregulieren, sondern er muss in seiner Wirt-
schaftspolitik sowohl bei der Digitalisierung der 
Wirtschaft als auch beim ökologischen Umbau von 
Wirtschaft und Umwelt in diesem Land sehr genau 
hinschauen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Alles, was Sie zu diesen zentralen Zukunftsaufga-
ben beizutragen haben, ist eine reflexhafte Ableh-
nung sämtlicher Impulse für eine nachhaltige Wirt-
schaftspolitik. Das gilt zum Beispiel für das Thema 
„KlimaExpo“. Die FDP hält sie offensichtlich für eine 
Müsli-Expo, möchte sie diskreditieren und daher auf 
null setzen. In Wahrheit geht es doch darum, dass 
beispielsweise Brachflächen wie in Dinslaken reak-
tiviert und in die Zukunft geführt werden. Wir haben 
die Wirtschaft doch an unserer Seite. Es geht um 
Zukunftsprojekte und nicht um Müsliquatsch, wie 
Sie das erzählen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Das gilt im Übrigen auch für eine moderne Ver-
kehrspolitik. Ich bin froh, dass die Stichworte alle 
gefallen sind. Sie halten es offensichtlich für eine 
Wahnidee verblendeter Ökos, wenn man in der 
Verkehrspolitik umsteuert. Ich kann Ihnen nur sa-
gen: Wir haben die Mehrheit der Bevölkerung und 
die Mehrheit der modernen Wirtschaft an unserer 
Seite, wenn es darum geht, Radwege zu fördern 
und über alle politischen Ebenen Radrouten und 
Radschnellwege auszubauen. Deswegen haben wir 
2 Millionen € zusätzlich dafür bereitgestellt.  

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 

Es kommt ein weiterer Punkt dazu. Das haben Sie 
eben auch eingefordert. 10 Millionen € investieren 
wir zusätzlich in die Sanierung von Landesstraßen 
und verhindern damit weitere unsinnige Ausbauge-
schichten. Wir sanieren die Infrastruktur, ohne auf 
Kosten der Substanz zu leben.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, all diese Regelun-
gen für Umwelt, für Soziales, für Wirtschaft, Klima 
und Landesplanung, die Sie immer pauschal als bü-
rokratischen Unsinn abtun, sind in Wirklichkeit et-
was anderes. Es sind Leitplanken, die übergeordne-
te und – ich füge hinzu – berechtigte Interessen 
schützen und Entwicklungen in die richtigen Bahnen 
lenken.  

Deregulierung dagegen heißt, das Recht des Stär-
keren durchzusetzen, einen Wettbewerb ohne Re-
geln durchzusetzen. Deregulierung riskiert aus mei-
ner Sicht die Spaltung der Gesellschaft. 17 % des 
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Vermögens teilen sich 2 % der Bevölkerung, wäh-
rend die untere Hälfte mit 10 % abgespeist wird.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, kluge Regeln 
schützen die Gesellschaft und die Haushalte. Hät-
ten wir in den Jahren 2007 bis 2009 diese Leitplan-
ken gehabt, wären den öffentlichen Haushalten im 
Bereich der Bankenregulierung Milliarden und 
Abermilliarden an Schulden erspart geblieben.  

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Chris-
tian Lindner [FDP]) 

Nicht blinde Deregulierung, sondern richtiges Han-
deln ist kluge Haushaltspolitik. Auch Ihr Lieb-
lingspopanz, das Tariftreue- und Vergabegesetz, ist 
in Wirklichkeit eine Leitplanke, die hilft, fairen Wett-
bewerb herzustellen.  

(Heiterkeit von der FDP – Dietmar Brockes 
[FDP]: Das war der erste Gag in der Rede!) 

– Es mag sein, dass Sie lachen. Ich sehe das so. 

Herr Kollege, darin liegt auch eine wirtschaftsstrate-
gische Idee. Denn viel und billig – das kann China 
viel besser. Dumping ist nicht unser Weg. Das ist 
nicht der Weg für Nordrhein-Westfalen und auch 
nicht für die Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir wollen hochwertige und innovative Produkte. 
Dafür brauchen wir faire Marktbedingungen, gute 
und faire Löhne, gute Arbeitsbedingungen, hohe 
Umweltstandards und eine kluge und innovative 
Umweltschutzpolitik sowie eine effiziente Verwal-
tung. Genau das ist der Weg, den Nordrhein-
Westfalen mit diesem Haushalt geht. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Mi-
chele Marsching [PIRATEN]: Verhaltener Ap-
plaus!) 

Ich möchte es am Ende meiner Rede noch einmal 
erwähnen: In welch schlechtem Zustand die CDU in 
diesem Landtag ist, wurde in den letzten Tagen ein-
drucksvoll in der Presse vorgetragen. Da empfiehlt 
der Kollege Lothar Hegemann dem Spitzenpersonal 
der CDU eine Imageberatung. Lothar Hegemann 
als neuer Imageberater der CDU – das hatten wir, 
ehrlich gesagt, bisher noch nicht auf der Karte, 

(Michael Hübner [SPD]: Ui! – Zuruf von 
Hans-Willi Körfges [SPD]) 

sondern eher die Selbstinszenierung eines gewis-
sen Jens Spahn, der je nach politischer Richtung 
auch mal zum Rechtspopulismus neigt und sich als 
neuer Spitzenmann der NRW-CDU präsentiert. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Muss es euch 
schlecht gehen!) 

Was sollen wir davon halten? Wir könnten ja sagen: 
Das ist die Posse einer schlingernden Regierungs-
partei. – Aber hat es damit sein Bewenden? – Lei-
der nein. Was da durch die Medien geistert, hat 

ernste Folgen. Das sehen wir an diesem abscheuli-
chen Abschiebungspapier, das Sie auf den Tisch 
gelegt haben. 

(Beifall von den GRÜNEN, der SPD und Mi-
chele Marsching [PIRATEN] – Armin Laschet 
[CDU]: Ach, komm – abscheulich!) 

Herr Kollege, ist denn wirklich so viel Druck auf dem 
Kessel, dass Ihre frostige Weihnachtsbotschaft an 
die Flüchtlinge nur noch lauten kann: „Hauptsache 
mehr Abschiebung“? Da muss man doch froh sein, 
dass die Außentemperatur, Herr Kollege Laschet … 

(Armin Laschet [CDU]: Den Spruch habt ihr 
schon vor einer halben Stunde gebracht! – 
Lutz Lienenkämper [CDU]: Jetzt muss er 
noch mal rausgehauen werden!) 

– Ich kann Ihnen nur sagen: Ich bin froh, dass sich 
die Außentemperaturen nicht Ihrer frostigen Politik 
angepasst haben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Eigentlich – ich habe es ja am Anfang versucht – 
wollte ich die CDU an dieser Stelle loben. Ich wollte 
Sie dafür loben, Herr Kollege Laschet, dass Sie am 
Wochenende vernünftige Dinge zur Europapolitik 
gesagt haben. Ich wollte Sie auch dafür loben, dass 
Sie dem schlimmen Populismus Ihrer Schwester-
partei aus Bayern widerstanden haben. Ich will Sie 
ausdrücklich einladen, das weiterhin zu tun. Mit die-
sem Papier legen Sie jetzt allerdings genau das 
Gegenteil vor. 

(Armin Laschet [CDU]: Das stimmt doch 
nicht! – Klaus Kaiser [CDU]: Ist doch 
Quatsch!) 

Ich frage Sie, Herr Kollege Laschet, wem soll das 
nutzen? Wen soll das denn stabilisieren? – Das 
nutzt dem rechten Rand. Die Ernte fahren doch 
nicht Sie ein – das Original wird die Ernte einfahren. 
Das hat die CSU in Bayern bei der Europawahl 
2014 gesehen. 

(Beifall von den GRÜNEN, der SPD und Mi-
chele Marsching [PIRATEN] – Zuruf von Lutz 
Lienenkämper [CDU]) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, ich 
meine in vollem Ernst: Geben Sie Populisten keine 
Chance! Führen Sie mit uns gemeinsam den Kampf 
gegen rechts! Ich weiß, dass viele von Ihnen das 
genauso sehen. Bleiben Sie doch wenigstens an 
dieser Stelle mal konsequent in Nordrhein-
Westfalen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Die rot-grüne Koalition legt mit diesem Papier einen 
anspruchsvollen Haushalt für 2016 vor. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Oh, Gott! – Mi-
chele Marsching [PIRATEN]: Ich dachte, das 
macht die Landesregierung!) 
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Er setzt klare Schwerpunkte für die Integration von 
Flüchtlingen, für eine noch bessere und eine zu-
kunftsweisende Bildungspolitik. Wir setzen mit die-
sem Haushalt unsere kommunalfreundliche Politik 
fort, wir lassen unsere Kommunen nicht im Regen 
stehen. Wir werden uns auch auf Bundesebene da-
für einsetzen, dass die Kosten der Unterkunft redu-
ziert werden und der Bund hier mehr Verantwortung 
übernimmt. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir setzen auf die richtigen Impulse für mehr Chan-
cengerechtigkeit auf allen politischen Ebenen. Im 
Gegensatz zu Ihnen haben wir eine klare Zukunfts-
strategie für die Erneuerung und Weiterentwicklung 
unserer Umwelt- und Wirtschaftspolitik. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor Ihnen liegt ein 
Haushalt mit Konzepten und Ideen. Das ist ein wei-
terer Schritt, um unsere langen ökologischen und 
sozialen Linien fortzuschreiben. Deswegen bitte ich 
Sie um Zustimmung und danke für die Aufmerk-
samkeit. 

(Anhaltender Beifall von den GRÜNEN und 
der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Mostofizadeh. – Für die Piratenfraktion 
erteile ich Herrn Kollegen Marsching das Wort.  

Michele Marsching (PIRATEN): Vielen Dank. – 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte jetzt nicht 
wie andere Redner vor mir – ich weiß, das kann 
man machen, das ist eine Art, eine Rede zu begin-
nen – über die verfaulten Rosinen in den anderen 
Beiträgen sprechen.  

Ich glaube, wir sind hier nicht bei einer Steinigung à 
la Monty Python, sondern wir reden über den Haus-
halt. Deswegen möchte ich mich vor allen Dingen 
an diesem Haushaltsentwurf – der Landesregierung 
übrigens und nicht der Regierungskoalition; aber 
das, glaube ich, wissen Sie selber, Herr Kollege – 
abarbeiten. 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Auch ich möchte mein finales Statement an den An-
fang stellen: Der Haushalt 2016 ist ein Haushalt der 
verpassten Chancen, und er ist rückwärtsgewandt. 
Er ist die in Totholz gefasste Verwaltung des reinen 
Notstands. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Wir bräuchten Investition, Innovation, Integration. 
Aber es fehlt der Landesregierung mit diesem 
Haushalt am politischen Gestaltungswillen. Das 
spiegelt der Haushaltsentwurf in seiner grassieren-
den Konzept- und Ideenlosigkeit wider. Sie schaffen 
es einfach nicht, die geeigneten Rahmenbedingun-

gen für die fundamentalten Umwälzungen der digi-
talen Revolution zu schaffen. 

Ihr Haushaltsentwurf ist durch mangelnde Zukunfts-
orientierung gekennzeichnet. Die Landesregierung 
rennt lediglich aktuellen Entwicklungen hinterher, 
anstatt die Zukunft durch entsprechende Schwer-
punktsetzung zu gestalten. Ein klarer Ausdruck 
dessen ist eine Investitionsquote von nur rund 9 % 
in diesem Haushalt. Anders ausgedrückt: Nur rund 
6 Milliarden € werden bei einem Gesamtvolumen 
von rund 70 Milliarden € für in die Zukunft gerichtete 
Investitionen getätigt. 91 % aller im Haushalt 2016 
geplanten Ausgaben sind rückwärtsgewandt. 

Dabei wäre genau jetzt der richtige Zeitpunkt, um 
einen Haushalt vorzustellen, der in die Zukunft ge-
richtet ist, und zwar ein Haushalt der Investitionen 
und Innovationen. Unser Land braucht mehr Investi-
tionen, vor allem in die digitale Infrastruktur, und – 
verstärkter noch – für Ausgaben im Bildungssektor.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Wir haben historisch niedrige Zinsen. Das Ganze 
wäre quasi zum Nulltarif finanzierbar; zusätzliche 
Staatsausgaben würden wie ein Konjunkturpro-
gramm wirken. Das wiederum würde die staatlichen 
Einnahmen positiv beeinflussen.  

Generationengerechtigkeit wird nicht nur durch 
staatliche Verschuldung beeinträchtigt. Besonders 
ungerecht ist es, wenn man nicht in die Zukunft in-
vestiert und diese wichtigen Investitionen einfach 
unterlässt. Diese Landesregierung macht sich der 
Unterlassung gegenüber kommenden Generationen 
schuldig.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die etablierte ökonomische, politische und soziale 
Struktur ist inkompatibel mit dem Stand der Techno-
logie und den daraus resultierenden gesamtgesell-
schaftlichen Veränderungen.  

Die fortschreitende Digitalisierung führt unter den 
jetzigen Bedingungen zu einer Verlagerung von Ar-
beit hin zu Kapital. Ob Roboter oder Algorithmen – 
immer mehr Arbeitsplätze werden durch die Digitali-
sierung automatisiert. Weite Teile der sozialen Si-
cherungssysteme jedoch sind auf dem Stand der 
70er-Jahre.  

Schon heute ist doch abzusehen, dass in der Phase 
des Übergangs in die durchdigitalisierte Lebenswirk-
lichkeit mindestens ein Drittel aller herkömmlichen 
Arbeitsplätze, wie wir sie heute kennen, wegfallen 
wird. Das betrifft nicht nur Beschäftigungsverhält-
nisse mit simplen Tätigkeiten, sondern auch Ar-
beitsplätze von höher und vermeintlich hochqualifi-
zierten Menschen.  

Aktuell ist die öffentliche Hand auf die technologi-
schen Umwälzungen und deren Auswirkungen auf 
die Wirtschaftsstruktur in Nordrhein-Westfalen, in 
der Bundesrepublik und in der ganzen Welt über-
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haupt nicht vorbereitet. Mit dem Einzug der künstli-
chen Intelligenz in alle Lebensbereiche werden in 
den nächsten Jahren sämtliche Strukturen der sozi-
alen Sicherungssysteme infrage gestellt.  

Die Besteuerung des Faktors „Arbeit“ allein reicht 
nicht mehr aus, um die benötigten Mittel aufzubrin-
gen, eine lebenswerte Welt mit sozialer Teilhabe bis 
ins hohe Alter zu gewährleisten. Dabei könnten die 
notwendigen Steuermittel durchaus generiert wer-
den, nämlich dann, wenn wir wieder zum Prinzip der 
Einheitlichkeit der Besteuerung zurückkehren. Ins-
besondere die Rücknahme jeglicher Privilegien bei 
der Besteuerung von Kapitalerträgen und die Be-
kämpfung der Ausnutzung von Steuervermeidungs-
strategien, die den Staat in den Ruin treiben, sind 
hier zu nennen.  

Außerdem müssen wir der steigenden Bedeutung 
von immateriellen Gütern wie Software, wie digita-
len Dienstleistungen im Steuer- und im Sozialsys-
tem Rechnung tragen. Der erste Schritt hin zu einer 
auskömmlichen Finanzierung der öffentlichen Hand 
wäre die Abschöpfung einer Digitalisierungsdividen-
de.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Wir brauchen eine Antwort auf diese Entwicklung, 
bevor unsere Gesellschaft, wie wir sie heute ken-
nen, auseinanderbricht.  

Auf der einen Seite steht die immer weiter aufge-
hende Schere bei den Einkommen. Auf der anderen 
Seite aber wird es in Zukunft darum gehen, wie wir 
die enormen Effizienzsteigerungen aufgrund der Di-
gitalisierung von Arbeit sinnvoll einsetzen, und zwar 
zum Wohle aller in dieser Gesellschaft.  

Wir wollen diese Digitalisierungsdividende nutzen, 
um ein sozial gerechtes bedingungsloses Grund-
einkommen einzuführen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Nur wenn wir entsprechend auf den Wandel reagie-
ren, wird Nordrhein-Westfalen für die Menschen mit-
tel- bis langfristig lebenswert bleiben.  

Der Haushalt der Zukunft muss seinen Fokus auf 
Investition, Innovation und Integration legen.  

Reden wir über Investitionen. Wir haben vorhin 
schon darüber geredet; aber Sie wissen: Es ist ei-
nes unserer Hauptthemen. Ich muss es noch einmal 
ausführen: Schnelles Internet ist heutzutage kein 
Luxus, sondern es ist die Grundlage für eine mo-
derne, für eine vernetzte Informations- und Wis-
sensgesellschaft.  

Die Datenmengen steigen jedes Jahr exponentiell. 
Nur mit einem Highspeedzugang zum Internet kön-
nen sich Unternehmen in dieser rasant wachsenden 
Wirtschaftswelt überhaupt behaupten. Nur mit 
schnellem Internet können Arbeitnehmer und 
Selbstständige von zu Hause aus an komplexen 
Produkten mitarbeiten.  

Ein schnelles und ein freies Internet ist die Basis für 
viele unserer heutigen gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Prozesse. Oder kurz gesagt: Das digi-
tale Zeitalter ist voller Chancen, ist voller Möglich-
keiten. Diese müssen wir nutzen. Die Glasfaserre-
bellion gegen das Vectoring-Imperium hat doch be-
reits begonnen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Es gibt nur ein Problem: Wir brauchen dafür eine 
neue digitale Infrastruktur. In der Erde liegen derzeit 
noch die alten Kupferkabel. Diese Technologie 
stammt aus dem 20. Jahrhundert. Wir müssen die-
se Kabel durch moderne Glasfaserleitungen erset-
zen – auch wenn Sie es allmählich nicht mehr hören 
wollen. Aber wenn wir das zügig und flächende-
ckend machen, dann wird Nordrhein-Westfalen zur 
digitalen Spitze gehören. Machen wir das nicht, 
werden wir abgehängt. So einfach ist das Einmal-
eins der digitalen Infrastruktur.  

Wer meinen Vorrednern zugehört hat und die Stel-
lungnahmen der Landesregierung kennt, der weiß, 
dass hinter all dieser 4.0-Rhetorik nichts anders 
steht als das Eingeständnis eines großen Schei-
terns. Sie wollen noch jahrelang auf Vectoring set-
zen, auf eine alte Kupfertechnologie. Ich nenne das 
einen breitbandpolitischen Offenbarungseid. Weil 
sich niemand darum kümmert, leben wir in Nord-
rhein-Westfalen in einer Glasfaserwüste.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die einzige Ausnahme, die Sie machen, betrifft Ge-
werbegebiete. Daran zeigt sich doch, wie struktur-
konservativ Sie sind. Glauben Sie wirklich, dass das 
größte Potenzial der Wertschöpfung im digitalen 
Zeitalter in irgendwelchen altbackenen Gewebege-
bieten liegt?  

Wer es mit einer neuen Gründerkultur wirklich ernst 
meint, wer es ernst meint mit der Förderung von 
kreativen Start-ups, wer die Mehrzahl der Hand-
werksunternehmen, der Dienstleistungsunterneh-
men ins digitale Zeitalter mitnehmen will, der muss 
Glasfaserleitungen flächendeckend ausbauen. Wir 
lassen uns auch nicht von der vermeintlichen Alter-
nativlosigkeit der Landesregierung blenden. Eine 
bessere Infrastrukturpolitik ist machbar.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Ich komme zu den Zahlen. Die aktuelle MICUS-
Studie hat ausgerechnet: Wir brauchen für ein flä-
chendeckendes Glasfasernetz in Nordrhein-Westfa-
len 8,6 Milliarden €. In Wirklichkeit sind es weniger; 
wir haben schon einen Ausbaustand von 7 %. Die-
ser wurde nicht eingerechnet; aber wir wollen mal 
nicht kleinlich sein.  

Die Zahl von 8,6 Milliarden € scheint nur auf den 
ersten Blick groß; denn die neue Technologie hält 
20 Jahre oder länger. Wenn ich das auf diesen Zeit-
raum umrechne, komme ich auf Investitionen von 
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2 € pro Monat pro Bürger.  – Und Sie sagen, das 
können wir uns nicht leisten? 

Das Ganze ist doch nicht alternativlos. Wenn Pri-
vatunternehmen Glasfaser ausbauen – okay. Aber 
wenn nicht, dann versetzt unser Antrag, 860 Millio-
nen € pro Jahr für den Breitbandausbau in den 
Haushalt einzustellen, die Kommunen in die Lage, 
flächendeckend Glasfaser selbst auszubauen und 
sie dann an die Telekommunikationsunternehmen 
zu vermieten. Das Geld ist also nicht einmal weg. 
Es kommt in Form von Pacht- und Mietgebühren 
wieder herein. Das nennen wir eine sinnvolle Zu-
kunftsinvestition.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Noch schlimmer als die Tatenlosigkeit in diesem Be-
reich ist es, an der Vectoring-Technologie festzuhal-
ten. Vectoring – ich wiederhole das gerne immer 
wieder – ist eine Technologie, die nur funktioniert, 
wenn man den Wettbewerb ausschaltet. Wir den-
ken, dass die Zeit des Post- und des Telefonmono-
pols vorbei ist. Sie aber bescheren der Telekom hier 
ein Weihnachtsgeschenk.  

Neben der Monopolbildung untergräbt das Vecto-
ring auch noch die wirtschaftliche Tragfähigkeit von 
all den Initiativen, die sich selbst vor Ort darum 
kümmern, dass ein Glasfasernetz aufgebaut wird. 
Wir Piraten setzen auf dezentrale Gigabitnetze mit 
Glasfaser, und zwar kommunal und in Bürgerhand. 
Mit uns ist eine Remonopolisierung der Netze ein-
fach nicht zu machen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die digitale Revolution dreht sich aber nicht nur um 
die technologische Entwicklung, sondern dabei geht 
es auch um eine gesellschaftliche Entwicklung. 
Deshalb ist nicht damit getan, dass wir Glasfaser in 
jedes Haus legen. Auch gesellschaftliche Prozesse 
brauchen Unterstützung. Wir müssen diese bewusst 
und planvoll begleiten, sodass alle Menschen davon 
profitieren können. 

Als Allererstes – das wurde vorhin auch schon an-
gesprochen – ist die Bildung zu nennen. In der Bil-
dung müssen wir heute Antworten für das Leben im 
Morgen finden. Es ist absehbar, dass wir noch viel 
mehr Wert auf Bildung legen müssen.  

In der Arbeitswelt ist die Automatisierung das The-
ma der digitalen Revolution. Routinetätigkeiten – ich 
habe das gerade schon einmal gesagt – werden 
mehr und mehr von Maschinen erledigt. Für Men-
schen bleiben nur noch die anspruchsvollen Aufga-
ben. Deshalb sind selbstständiges Handeln, Kreati-
vität und Innovationskraft gefragt, und zwar mehr 
denn je.  

Daher muss die Schulbildung in diesen Bereichen 
besser werden. Wir müssen alles tun, um den Bil-
dungserfolg der benachteiligten Kinder und Jugend-
lichen zu fördern. Wir müssen früh ansetzen. Aus 
diesem Grunde müssen wir die Bedingungen an 

den Grundschulen in den Blick nehmen, und darum 
brauchen wir mehr Ganztagsangebote.  

Die digitale Revolution stellt die Frage nach dem 
Leben neu. Was sollte gelernt werden? Wie soll ge-
lernt werden? Die Landesregierung geht diesen 
Fragen jetzt ein bisschen nach. Wir sind gespannt, 
welche Antworten Sie mit Ihrem Beteiligungsverfah-
ren „Bildung 4.0“ bekommen und welche Schlüsse 
Sie daraus ziehen.  

Wir möchten Ihnen schon heute einen kurzen Ein-
druck vermitteln von dem, was wir Piraten in diesem 
Zusammenhang als notwendig erachten, nämlich 
die Medienbildung, die informatische Grundbildung 
und das digitale Lernen.  

Medienbildung gewährleistet den kompetenten Um-
gang mit der allgegenwärtigen vernetzten Kommu-
nikation. Mittlerweile sollte das eigentlich auch all-
gemein anerkannt sein. Daraus müssen wir aber 
auch die Konsequenzen ziehen. Wir müssen ver-
bindliche Angebote in der Medienbildung etablieren, 
und zwar in allen Schulformen.  

Dabei ist die Ausbildung von Medienkompetenz nur 
ein Ziel, aber nicht das einzige. Denn wir müssen 
die Menschen auch dazu anregen, darüber nachzu-
denken, wie sie Medien nutzen und welche Konse-
quenzen sich daraus ergeben. Für eine souveräne 
Nutzung der neuen Medien ist das nicht ausrei-
chend; denn wir müssen on top noch Wege finden, 
um eine informatische Grundbildung zu entwickeln.  

Ohne Kenntnisse der technischen Grundlagen kann 
man nur wischen und chatten und klicken und 
shoppen. Aber es geht darum, dass wir junge Men-
schen in die Lage versetzen, selber kreativ zu wer-
den, selber Angebote zu entwickeln und dass wir 
ihnen die Chance geben, zu Gestaltern der digitalen 
Zukunft zu werden, statt konsumgeile Facebook-
Opfer zu bleiben.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Auch das Lernen selbst müssen wir dafür weiter-
entwickeln. Es geht darum, dass digitale Medien 
sinnvoll im Unterricht eingesetzt werden. Wenn die 
Schule von Kindern und Jugendlichen mehr und 
mehr als Paralleluniversum empfunden wird, dann 
ist das wenig hilfreich. Wenn diese Kluft zwischen 
Schule und Lebenswelt der Kinder zu groß ist, ist 
auch das wenig hilfreich.  

Es ist wichtig, dass Schülerinnen und Schüler die 
neuen Medien als ihre Arbeitsgeräte kennenlernen 
und ihren Gebrauch praktisch einüben. Dafür müs-
sen wir an den Schulen investieren. Die Schulträ-
ger – meistens die Kommunen – brauchen zuver-
lässige Rahmenbedingungen, um diese Investitio-
nen endlich anzugehen.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Außerdem müssen wir reden über Open Source 
Software, über offene Formate, über den Einsatz 
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von Lernmaterialien unter freier Lizenz, denn die 
sind für das digitale Lernen nun einmal besonders 
geeignet. Wir sind davon überzeugt, dass wir zu frei 
lizensierten Lernmitteln wechseln sollten – Open 
Educational Resources –, und dass die gewaltigen 
Summen, die Schulträger und Eltern im Moment für 
Schulbücher aufbringen müssen, anderweitig ein-
fach besser eingesetzt werden können.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die Vorteile von OER sind besonders im Bereich 
der Integration sehr offenkundig. Wir haben einfach 
keine Zeit mehr, jetzt darauf zu warten, dass ir-
gendwelche Sprachschulbücher entwickelt werden, 
wenn die offenen Lernmittel in diesem Bereich 
schon vorhanden sind. Die Flüchtlinge sind jetzt da. 
Wir brauchen die Lernmittel jetzt und hier und heu-
te.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Wo ich gerade über die Ausgaben für Flüchtlinge 
und Integration rede: Heute werden für 2016 Aus-
gaben in Höhe von 4 Milliarden € für Asylbewerber 
und Bürgerkriegsflüchtlinge verabschiedet. Heute 
beschließen und im nächsten Jahr finanzieren wir 
dann Maßnahmen wie zum Beispiel ein Städtebau-
Sonderprogramm. Wir erhöhen die Pauschale nach 
dem Flüchtlingsaufnahmegesetz, und wir fördern 
medizinische, soziale und rechtliche Betreuung von 
Schutzsuchenden in Nordrhein-Westfalen. Das ist 
gut. Aber das ist auch schon lange überfällig.  

Wir Piraten sind uns sicher: Diese Summe wäre 
niemals so hoch ausgefallen, wenn Sie sich früher 
um die Flüchtlingssituation gekümmert hätten. Sie 
könnten hier eine Fehlerkultur vorleben. Aber die 
geht dem Innenministerium und der Bezirksregie-
rung in Arnsberg leider ab. Sie könnten hier die 
Wahrheit sagen. Die Kosten sind doch in dieser 
Höhe entstanden, weil wir uns jahrelang nicht um 
die Flüchtlingsaufnahme gekümmert haben. Diese 
Versäumnisse müssen wir jetzt aufholen.  

Es ist doch ganz einfach: Wenn das Kind einmal in 
den Brunnen gefallen ist, ist es tausendmal schwie-
riger, es wieder herauszuholen. Außerdem ist das 
Kind dann meistens tot. Tote Kinder kennen wir ja – 
aus dem Mittelmeer.  

Eine vorausschauende Politik und eine Planung im 
Bereich der Flüchtlingsaufnahme hat es trotz all un-
serer Warnungen und trotz aller Hinweise auf die 
Experten bisher nicht gegeben. Deshalb handelt es 
sich bei dem Haushalt für das Jahr 2016 um einen 
Haushalt der Versäumnisse.  

Die Kosten für die Amtshilfeersuchen, den Um- und 
Ausbau der Unterkünfte, die Leihgebühren etwa für 
Zelte, Container, Hotels, Hostels, die Kosten der 
Krisenstäbe, der Sitzungen, der Beratungen fallen 
ungefähr doppelt so hoch aus wie eine Neukonzep-
tion der Flüchtlingsaufnahme, die wir 2012 gefordert 
haben.  

Sie erzählen uns seit Jahren, froh zu sein, dass die 
Obdachlosigkeit von Flüchtlingen vermieden wer-
den kann. Aber was ist das für eine Zukunftsvision? 
Wo sind die Konzepte? Wo sind die Neubauten? 
Wo ist der versprochene Paradigmenwechsel? Ein 
paar warme Worte, ein paar unverbindliche Ver-
sprechungen aus Ihrem Eckpunktepapier zur Auf-
nahme und Unterbringung von Flüchtlingen reichen 
nicht mehr.  

Wir können und wollen nicht mehr warten, und wir 
brauchen auch keine schönen Worte mehr. Die 
Landesregierung kolportiert in der Presse, sie be-
treibe in NRW keine Zelte. Aber – Entschuldigung – 
das ist dreist und einfach lächerlich. Nennen Sie 
Zirkuszelte jetzt auch „Zirkusleichtbauhallen“? 

(Beifall von den PIRATEN) 

Es geht es bei der Unterbringung in Zelten doch 
nicht darum, ob sie einen Sturm aushalten, sondern 
darum, dass das Leben außerhalb der Feldbetten 
im Freien stattfindet und man in diesen Zelten nichts 
hat außer einem Bett und einem Spind. Es gibt kei-
ne Privatsphäre. Hygiene findet in Containern statt.  

Diesen Zustand müssen Schutzsuchende zum Bei-
spiel in der Zeltstadt in Köln-Chorweiler nicht nur ein 
paar Tage, sondern teilweise wochenlang ertragen, 
obwohl immer ein anderes Ziel propagiert wird. 
Wenn die Menschen dann an die Kommunen wei-
tergeleitet werden, landen sie in der nächsten Zelt-
stadt – wieder in Zelten oder Turnhallen, unter den 
gleichen Bedingungen.  

Die Kommunen bekommen auch keinerlei Angaben 
zu den besonderen Bedürfnissen der Flüchtenden – 
jedes einzelnen Flüchtenden. Es sind zum Teil 
Kranke, Traumatisierte, Vergewaltigungsopfer, die 
in die Massenunterkünfte gesteckt werden. Viele 
Flüchtende sind unter 18. Was ist eigentlich mit den 
Kinderrechten? Gelten die in Nordrhein-Westfalen 
nicht mehr?  

Meine Damen und Herren, nicht über Standards in 
Unterkünften zu sprechen, kann daher keine Ant-
wort auf die aktuellen Herausforderungen sein. Nur 
mit Standards schaffen wir es auf Dauer, die Kosten 
zu senken, die Menschen human aufzunehmen und 
sie zu integrieren. Nur mit Standards verhindern wir, 
dass Folgekosten entstehen; denn die Unterbrin-
gung in Massenunterkünften macht auf Dauer 
krank.  

Für Standards wird jedoch nicht gesorgt. Auch zu-
künftig werden die Kommunen nicht verpflichtet, die 
auskömmlichen 10.000 € pro Flüchtling und Jahr – 
die es im nächsten Jahr geben wird – in eine men-
schenwürdige Unterbringung zu stecken. Als Argu-
ment führen sie immer wieder die Konnexität an: 
Wer bestellt, muss bezahlen. 

Ich kann dieses Sprichwort langsam nicht mehr hö-
ren. Es fehlt Ihnen der Wille zu einem echten Para-
digmenwechsel. Die Mittel im Flüchtlingsaufnahme-
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gesetz für die Sozialbetreuung in den Kommunen 
sind von 4,5 % auf 3,8 % gesenkt worden.  

Ich sehe einen Lichtblick: Mehr als ein Jahr nach 
der Schande von Burbach bekommt der Flüchtlings-
rat endlich mehr Geld. Seit den Vorfällen in Burbach 
ist der Flüchtlingsrat neben anderen Initiativen aus 
gutem Grund Dauergast im Innenministerium. 

(Dagmar Hanses [GRÜNE]: Vorher auch!) 

Allein der Mehraufwand, der dadurch entstanden ist, 
zeigt: Diese Erhöhung kommt mindestens ein Jahr 
zu spät. Die Flüchtlingszahlen steigen seit Jahren, 
aber die Gelder für Beratung und Unterstützung 
stagnieren, obwohl die Arbeit der Initiativen un-
schätzbar wertvoll ist. An dieser Stelle ein Danke-
schön von mir, dass sich die Initiativen, die Ehren-
amtler und die Freiwilligen der Bedürfnisse der 
Schutzsuchenden annehmen. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Ich habe noch einen zweiten Lichtblick gesehen. Es 
scheint so, dass jetzt das nach Burbach verspro-
chene überregionale Beschwerdemanagement end-
lich kommt. Im Haushalt werden endlich die Ver-
sprechungen umgesetzt, die nach der Schande von 
Burbach, Bad Berleburg, Essen und Co. ausge-
sprochen wurden. Wo allerdings das Beschwerde-
management genau im Haushalt etatisiert ist und 
wie konkret es ausgestaltet werden soll, steht leider 
nirgendwo. 

(Dagmar Hanses [GRÜNE]: Das gibt es 
längst in jeder Landeseinrichtung! Keine Ah-
nung!) 

Ich kann nur hoffen, dass der Flüchtlingsrat das 
nicht auch noch aus seinen jetzt gestiegenen Mitteln 
mitfinanzieren muss. 

Deshalb haben wir einen Änderungsantrag in die 
Haushaltsberatungen eingebracht, mit dem sicher-
gestellt würde, dass ein überregionales Beschwer-
demanagement auch die Mittel bekommt, die es für 
diese wichtige Aufgabe braucht. 

Das Beschwerdemanagement sollte insbesondere 
strukturelle Mängel in Unterkünften identifizieren 
und für nachhaltige Besserung sorgen. Gut mit Per-
sonal ausgestattet, könnte dann dieses Beschwer-
demanagement sogar Ansprechpartner für Helferin-
nen und Helfer sein. 

Was Ihnen, liebe Landesregierung, anscheinend 
endlich klar geworden ist: Wir brauchen mehr Ver-
netzung. Erfahrungswissen, Best-Practice-Beispiele 
aus den Kommunen sollten an zentraler Stelle ge-
sammelt und ausgetauscht werden, zum Beispiel 
durch ein moderiertes Flüchtlingsforum. Dort könn-
ten Fragen professionell beantwortet und für die Ak-
tiven in ganz Nordrhein-Westfalen der Austausch 
ermöglicht werden. 

Es wird auch Zeit, dass die Landesregierung endlich 
einen Leitfaden oder eine Handlungsempfehlung für 

die humane Unterbringung in Flüchtlingsunterkünf-
ten in den Kommunen herausgibt. Es wird Zeit, 
dass diese Eckpunkte auch in den eigenen Auf-
nahmeeinrichtungen umgesetzt und an die Kom-
munen weitergeleitet werden.  

Und es wird außerdem Zeit, dass die Kommunen, 
die humane Konzepte der Flüchtlingsunterbringung 
verfolgen, belohnt werden, statt ihnen dieselben 
Zuwendungen zukommen zu lassen wie den Kom-
munen, die sich durch ihre Form der Unterbringung 
eher Schimmelpreise verdient hätten. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Leider haben Sie alle Haushaltsänderungsanträge, 
die eine Neukonzeption der Flüchtlingsaufnahme 
fördern würden, abgelehnt. Stattdessen erhöhen 
Sie einfach den Titel für Rückführungen auf insge-
samt 17,9 Millionen €.  

Ich habe eine Zahl für Sie. Wussten Sie, dass die 
Lebenserwartung von Roma in den Westbalkanlän-
dern bei 39,02 Jahren liegt? Ich behaupte, Sie 
nehmen hier sehenden Auges Menschenrechtsver-
letzungen, wenn nicht sogar noch mehr, in Kauf.  

Für das nächste Jahr planen Sie Massenabschie-
bungen. Dennoch speisen Sie den Posten „Ab-
schiebebeobachtung“ mit 30.000 € für das ganze 
Jahr ab. Dabei bräuchten wir mehr denn je die Kon-
trolle von Abschiebungen. Meine Damen und Her-
ren von den Grünen, wo finde ich Spuren von grü-
ner Flüchtlingspolitik im Haushalt?  

Ich gebe zu: Die Frage kann man rhetorisch verste-
hen. Ich persönlich sehe keine grüne Flüchtlingspo-
litik in Nordrhein-Westfalen mehr – und das seit 
Jahren. Und wenn ich mir die heutige Aussage Ihrer 
flüchtlingspolitischen Sprecherin im Bund anhöre, 
dann sehe ich überhaupt keine grüne Flüchtlingspo-
litik mehr. Jetzt stimmen Sie sogar Hotspots zu. Für 
mich ist das Verrat an Ihren eigenen Werten. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Flüchtlinge waren in NRW schon immer schlecht 
untergebracht. Teilweise durften sie laut Gesetz 
nicht integriert werden. Sie sollten laut Gesetz in 
Massenunterkünften leben – Abschreckung statt 
Aufnahme. Aber das hat die Probleme nur ver-
schärft. Die alten Flüchtlinge sind nämlich noch da, 
und jetzt haben Sie keinen Platz für die neuen 
Flüchtenden. Dass man so wenig wie möglich für 
die Flüchtlingsaufnahme getan hat, rächt sich dann, 
wenn die Flüchtlingszahlen steigen.  

Diskriminierende Gesetze und die Sonderbehand-
lung von geflüchteten Menschen haben den Um-
stand befördert, dass Teile der Bevölkerung Flücht-
linge und Hilfesuchende als Menschen zweiter 
Klasse wahrnehmen. Flüchtlingsfeindliche Strafta-
ten in Nordrhein-Westfalen befinden sich nicht nur 
deshalb qualitativ und quantitativ auf einem er-
schreckend hohen Niveau. 
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Auch zu diesem wichtigen Thema haben wir Vor-
schläge unterbreitet. Diese haben Sie ohne Erklä-
rung einfach abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, die Hürden bei der In-
tegration müssen abgebaut und dürfen nicht aufge-
baut werden. An dieser Aufgabe muss auch fiska-
lisch gearbeitet werden, im Haushalt gearbeitet 
werden, gerade aufgrund der Herausforderung 
durch die aktuell steigenden Flüchtlingszahlen. 

Wir wollen Menschen, die zu uns nach Nordrhein-
Westfalen geflüchtet sind, willkommen heißen. Wir 
wollen sie in die Lage versetzen, ihren Weg in unse-
re Gesellschaft zu finden. Diese Gesellschaft – das 
bekräftigen wir hier im Hause immer wieder – soll 
eine freie und offene Gesellschaft sein. 

Leider spricht Ihr Handeln, spricht Ihre Politik eine 
andere Sprache. In der Resolution aus dem letzten 
Plenum nach den Anschlägen in Paris fordern Sie 
hier versammelt de facto den völkerrechtswidrigen 
Kriegseinsatz in Syrien. Aber mit der Forderung 
nach Gewalt kommen wir nicht weiter. Wenn wir 
Frieden fordern, dann müssen unsere Handlungen 
und unsere Forderungen das auch widerspiegeln. 

In dieser Resolution führen Sie allen Ernstes aus – 
Zitat –: 

„Wir fordern alle demokratischen Kräfte auf, für 
unsere offene und freiheitliche Gesellschaft ein-
zustehen und mit Besonnenheit und rechtsstaat-
licher Entschlossenheit zu handeln.“ 

Wie sehen Besonnenheit und rechtsstaatliche Ent-
schlossenheit bei Ihnen aus? Liebe Kolleginnen und 
Kollegen der SPD, Ihr Genosse Lischka aus dem 
Bund hat sich dahin gehend besonders besonnen 
aus dem Fenster gelehnt: Er möchte erweiterte 
Überwachungsmöglichkeiten in der Terrorabwehr, 
er möchte mehr Befugnisse für diesen undurchsich-
tigen Verfassungsschutz, und – da packe ich mir 
wirklich an den Kopf – er fordert Drohnenüberwa-
chung für Terrorverdächtige. 

Ich glaube, wenn es nach dem Kollegen Lischka 
ginge, könnten wir die Drohnen auch direkt bewaff-
nen wie in Pakistan. Dann können sie auch direkt 
vom Militär in Ramstein geflogen werden. Das wäre 
wenigstens ehrlich. Dann würden wir uns wenigs-
tens einmal so fühlen wie die Menschen in den 
Ländern, aus denen aufgrund von Drohnenkrieg, 
von Krieg und Gewalt geflohen wird. 

Aber wir müssen gar nicht zum Innenexperten der 
SPD schauen, um zu sehen, wes Geistes Kind 
manche Forderungen sind. Und Sie, werte Kolle-
ginnen und Kollegen von den Grünen, machen da 
leider auch noch mit. In diesem Jahr hat Nordrhein-
Westfalen einem Gesetz zur Vorratsdatenspeiche-
rung im Bundesrat zugestimmt. Nicht einmal enthal-
ten hat sich Nordrhein-Westfalen. Nicht einmal ent-
halten haben sich die Grünen. Ich gehe davon aus, 
dass ich einige von Ihnen bei der Verfassungsklage 

wiedersehen werde, die erfolgreich enden wird. Zu-
zutrauen wäre es Ihnen auf jeden Fall, erst zuzu-
stimmen und dann dagegen zu klagen. 

Erneut erhöhen Sie den Etat für Telekommunikati-
onsüberwachungsmaßnahmen – sprich: für Abfra-
gen von Vorratsdaten, von Funkzellen, für stille 
SMS. Sie bescheren uns damit den dauerhaften 
Ausnahmezustand auf Kosten unserer Grundrechte, 
und Sie stellen damit die gesamte Bevölkerung un-
ter Generalverdacht. 

(Beifall von den PIRATEN)  

Wir Piraten werden nicht müde, Ihnen Alternativen 
ans Herz zu legen. Deswegen haben wir eine alter-
native Resolution vorgelegt. Darüber hinaus haben 
wir Haushaltsänderungsanträge vorgelegt, die un-
sere Vision darlegen. Investieren Sie in eine Poli-
zeiarbeit, die grundrechtsbewusst, faktenbasiert und 
verhältnismäßig ist; denn mehr und mehr Überwa-
chung, mehr und mehr Repression hilft nicht, son-
dern wirkt nur als Brandbeschleuniger. Die Radikali-
sierten fühlen sich bestärkt in ihrer Andersartigkeit, 
fühlen sich als Opfer eines unterdrückenden, nicht 
rechtsstaatlich agierenden Staates. 

Und Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von Gelb-
Magenta, wie ich gerade gehört habe, bis Grün ge-
ben den Behauptungen dieser Rattenfänger mit Ih-
ren Forderungen auch noch recht. 

(Beifall von den PIRATEN)  

Erinnern wir uns: Die CDU rief mit einem Antrag vor 
zwei Wochen sogar offen zum Verfassungsbruch 
auf. Sie haben gefordert, dass Kommunikationsin-
halte überwacht werden. Oder die FDP, die jetzt 
nach ihrem magentafarbenen Total Makeover der 
CDU bei Law and Order den Rang ablaufen will! 
Hier erinnere ich nur an die Diskussion zur Schleier-
fahndung oder an das Vorhaben gegen Salafisten 
im Innenausschuss. 

Herr Lindner, Sie fragen: Wer möchte hier behaup-
ten, die Sicherheitslage hätte sich seit Paris nicht 
verändert? – Ich tue das, und ich tue das auch ganz 
offen. Die Sicherheitslage verändert sich nicht nach 
einem Anschlag, sondern die Sicherheitslage ver-
ändert sich immer durch die Reaktion auf einen An-
schlag. 

(Beifall von den PIRATEN)  

Meine Damen und Herren, wir Piraten fordern Sie 
auf: Besinnen Sie sich eines Besseren. 

Wie fragil unsere Demokratie ist und wie wichtig es 
ist, die Freiheitsrechte hochzuhalten, sehen wir 
doch in Frankreich. Statt einer Erklärung zitiere ich 
hier lieber einen viel beachteten Tweet – für diejeni-
gen, die es nicht wissen: einen Beitrag bei Twitter –: 

„Liebe Politiker. Schaut ihr euch Frankreich an? 
So schnell kanns gehen, dass eine rechtsradika-
le Partei Zugriff auf Vorratsdaten bekommt.“ 
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Wohlgemerkt: Dieser Tweet wurde nach dem ersten 
Wahlgang in Frankreich versendet. Aber mir wird 
angst und bange, wenn ich gestern die Nachricht 
lese, dass die Bayerische Landesregierung erwägt, 
Vorratsdaten für den dortigen Verfassungsschutz zu 
erheben. Noch einmal: So schnell kann es gehen, 
dass Rechtspopulisten an die Vorratsdaten kom-
men. 

Was wir brauchen, ist eine gut ausgestattete, eine 
hochwertige und vor allen Dingen eine verdachts-
bezogene Polizeiarbeit. Diese müssen wir fördern. 
Das haben wir in unserer Resolution noch einmal 
deutlich gemacht. Unabhängige Forschungsgrup-
pen müssen analysieren, welche Schwachstellen 
die Sicherheitsarchitektur in Nordrhein-Westfalen, in 
Deutschland, in Europa hat. 

Einige Täter in Paris waren bereits polizeibekannt 
und standen in einer der sogenannten Terrordatei-
en. Aber diese Dateien sind doch leider inzwischen 
in der Regel so überfüllt mit unbescholtenen Bür-
gern, die einfach zum falschen Zeitpunkt am fal-
schen Ort waren, dass man die Nadel im Heuhau-
fen nicht mehr findet. 

Diese Überwachungsinstrumente und diese Daten-
banken gilt es doch kritisch zu hinterfragen. Dazu 
haben wir Anträge eingebracht. Setzen Sie eine un-
abhängige wissenschaftliche Forschungsgruppe da-
rauf an, unsere Sicherheitsarchitektur zu überprü-
fen! 

Warum sind die Täter der Terroranschläge in der 
Regel bereits polizeibekannt? An welcher Stelle ver-
lieren wir sie? Wo verschwinden sie vom Radar? An 
welchen Stellen müssen wir mit rechtsstaatlichen 
Mitteln nachjustieren? Die Polizei soll sich nicht sel-
ber prüfen. Wir brauchen unabhängige Forschung. 

Natürlich wollen Polizeigewerkschaften und Sicher-
heitslobbyisten immer mehr, mehr und noch mehr 
Befugnisse und Instrumente. Aber viel hilft nun ein-
mal nicht viel. Die wenigen unabhängigen For-
schungsprojekte zeichnen ein enttäuschendes Bild 
aller dieser Maßnahmen. 

Herr Minister Jäger, Sie befürworten diese Praktiken 
auf Kosten unserer Grundrechte, auf Kosten von 
Haushaltsmitteln, die man an anderer Stelle – zum 
Beispiel bei präventiver Arbeit an Schulen, in der 
Kultur, in schwierigen Stadtteilen – wirklich besser 
verwenden könnte, und zuletzt auf Kosten solider, 
guter Polizeiarbeit. Ich wiederhole noch einmal: Wir 
sind für eine grundrechtsbewusste, für eine fakten-
basierte und verhältnismäßige Polizeiarbeit. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Wir sind nicht für undurchsichtige Geheimdienste, 
für Massenüberwachung und für Repressionen, die 
Radikalisierungstendenzen sogar noch verstärken. 

Im Übrigen brauchen wir auch endlich genug Res-
sourcen für die Landesdatenschutzbeauftragte; 
denn dieser fehlen Mitarbeiter, um lange liegen ge-

bliebene Überprüfungen vorzunehmen, zum Bei-
spiel die der angesprochenen Datenbanken. 

Das Bundesverfassungsgericht hat deutlich ge-
macht: Wenn wir diese Verbunddateien wollen – 
davon haben wir inzwischen einige –, dann müssen 
wir auch ausreichend Ressourcen zur Verfügung 
stellen, damit datenschutzrechtlich überprüft werden 
kann. Da hilft es nicht weiter, wenn wir zehn neue 
Stellen zur Umsetzung der heute beschlossenen 
EU-Datenschutzreform schaffen. Das sind Tropfen 
auf den heißen Stein. Und das wird die haushalteri-
sche Untätigkeit nicht ausbügeln können. 

Noch ein Letztes zur Prävention: Ich habe gerade 
von der Prävention durch Kultur gesprochen. Ich 
möchte noch einmal darauf eingehen, warum wir 
mit unseren Anträgen die Verdoppelung wichtiger 
Titel im Kulturhaushalt fordern. Wir Piraten wollen 
ganz deutlich machen, dass Kultur, dass Bildung, 
dass Begegnung im kulturellen Möglichkeitsraum, 
nämlich da, wo Neues, wo Fremdes als positiv und 
erfrischend betrachtet wird, ganz wichtige präventi-
ve Maßnahmen sind – gegen Faschismus, gegen 
Extremismus und gegen Terror. 

Über Musik, über Kunst, über Kultur tauschen sich 
Menschen einfach schneller aus als in politischen 
Debatten. Das liegt auch daran, dass im kulturellen 
Raum eine gewisse Unbeschwertheit herrscht, die 
es in der Politik – das sehen wir hier tagtäglich – 
nicht wirklich gibt. 

In der Kultur kann etwas mehrdeutig sein. Es muss 
nicht gleich weiß oder schwarz sein. Kultur und 
Kunst leben von den Graustufen, dem Regenbogen 
zwischen dem Entweder und dem Oder. 

Diese Tatsache hat die Regierung in Italien ver-
standen. Sie will diese Möglichkeit jetzt zur Ter-
rorbekämpfung einsetzen. Dort soll eine zusätzliche 
Milliarde Euro für Kultur und kulturelle Bildung aus-
gegeben werden. Auch wenn die Ausführung dieses 
italienischen Konzepts mit dem Titel „Kultur gegen 
Terror“ noch nicht optimal ist: die Idee an sich ist ein 
großer Schritt in die richtige Richtung. 

Denn eines müssen wir feststellen: Die Morde vom 
13. November 2015 waren auf den kulturellen Mög-
lichkeitsraum konzentriert. Unbeschwerte Men-
schen, die im Nachtleben und auf kulturellen Veran-
staltungen unterwegs waren, wurden angegriffen 
und ermordet. Unsere demokratische, unsere viel-
fältige, unsere aufgeklärte Gesellschaft wurde im 
Kern getroffen. Unsere Antwort muss daher sein, 
mehr von diesem Kern zu schaffen, damit sich mehr 
Menschen diese Unbeschwertheit und die Früchte 
unserer Kultur leisten können, damit das für mehr 
Menschen zugänglich wird. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Über Zugang und Teilhabe sichert man Menschen-
leben – Leben, Lebensfreude und Lebensläufe jen-
seits von Taschengeldern, von ALG-II-Sätzen oder 
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beruflichen Werdegängen. Teilhabe beugt Furcht 
vor – Furcht, die jetzt schon zu Wut und zu Hass 
geführt wird, und Hass, der in Deutschland schon 
einmal zu unsäglichem Leid geführt hat. 

Dieser Hass führt weltweit akut zu so viel Leid, dass 
Millionen und Abermillionen Menschen auf der 
Flucht sind. Daher müssen wir jetzt zeigen, wie die-
se Katastrophe abgewendet werden kann, auch 
wenn es nur in letzter Minute geschieht. Es ist mög-
lich. Im Angesicht einer drohenden globalen Kata-
strophe ist es möglich, da aufzustocken, wo Zivilisa-
tion, wo Verständigung, wo Demokratie zu Hause 
sind – und das zu einem vergleichbar günstigen 
Preis. 

Unsere Forderungen im Kulturhaushalt sind ein 
vergleichsweise kleiner Posten im Gesamthaushalt. 
Aber diese Mittel wären wirklich gut angelegt. Wir 
sind es den Menschen in unserem Land schuldig, 
mehr präventive Maßnahmen zu ergreifen, statt nur 
noch mehr Geld für Geheimdienste, Armee, Polizei 
und Waffen auszugeben. 

Meine Damen und Herren, ich habe jetzt unsere 
Lösungsansätze für diesen Haushalt zusammenge-
fasst und skizziert. Ihrem Haushalt mangelt es an 
Investition, an Innovation, an Integration. Aber das 
sind die Säulen der Zukunft dieses Landes. Daher 
wird es die Menschen in Nordrhein-Westfalen nicht 
verwundern, wenn wir dem Haushaltsentwurf der 
Landesregierung nicht zustimmen. 

Unsere konstruktiven Haushaltsänderungsanträge 
sind allesamt in herablassender Weise von Ihnen 
abgelehnt worden, obwohl selten zuvor in einem 
Haushalt einmal so viel Kapital zur Verfügung stand, 
um endlich einmal ernsthaft eine Politik der ausge-
streckten Hand in Erwägung zu ziehen, die Sie hier 
immer wieder propagiert haben. Umso entlarvender 
ist das destruktive Verhalten der regierungstragen-
den Fraktionen in den Haushaltsberatungen gewe-
sen. – Danke für nichts. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Marsching. – Für die Landesregierung 
erteile ich Herrn Minister Dr. Walter-Borjans das 
Wort. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen Sie 
mich an den Anfang die Genugtuung darüber stel-
len, dass hier alle, zumindest rhetorisch, deutlich 
gemacht haben: Wir sind in einer außergewöhnli-
chen Situation, was die Aufstellung und auch das 
Management eines Haushalts angeht. 

Wir stehen vor einer Herausforderung, die sicher 
nicht nur eine Herausforderung für den nordrhein-
westfälischen Haushalt und die Finanzlage Nord-
rhein-Westfalens ist, sondern eine Herausforderung, 

die Nordrhein-Westfalen, Deutschland, Europa und 
möglicherweise die Welt verändert, bei der eine 
Menge zu tun ist und die vor allem teuer wird. 

Da ist aber dann die Übereinstimmung schon zu 
Ende. Denn das, was ich heute gehört habe, teilt 
dieses Haus in zwei Teile. Zwei Welten prallen da 
aufeinander. 

Auf der einen Seite stellen sich die Landesregierung 
und die regierungstragenden Fraktionen den Her-
ausforderungen, die aus der Feststellung erwach-
sen, die ich eben gemacht habe und die wir ge-
meinsam gemacht haben. Wir stehen dazu, dass 
wir einen Haushalt dann solide aufgestellt haben, 
wenn er sowohl solide Ausgaben als auch solide 
Einnahmen beinhaltet. Der Haushalt, der sich nur 
dadurch auszeichnet, dass man kürzt und streicht, 
ist nicht solide. Das hat auch nichts mit Sparen zu 
tun. 

(Beifall von der SPD) 

Die andere Welt, die dem gegenübersteht – es tut 
mir leid, das sagen zu müssen –, ist Opposition 
light. Das ist die Teilnahme von der beheizten Tri-
büne, regensicher untergebracht 

(Zurufe von der CDU und der FDP: Oh!) 

und mit schönen Hinweisen dazu, wie auf dem 
Spielfeld agiert werden soll. 

(Michele Marsching [PIRATEN]: Das ist unse-
re Aufgabe!) 

– So ist das auf der Tribüne. Die rufen auch immer. 

(Michele Marsching [PIRATEN]: Das ist unse-
re Aufgabe!) 

Das ist also der beste Beweis dafür. 

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

– Falls Sie Interesse haben, sich auf die Rednerliste 
setzen zu lassen, dann ist das kein Problem. Ich 
glaube, die Zeit ist aber abgelaufen. Das wäre das 
einzige Problem. 

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

Auf der einen Seite steht zweifellos ein ausgewoge-
ner Umgang mit einer guten Konjunkturlage, und 
zwar für zweierlei, nämlich für eine nachhaltige 
Senkung der Kreditaufnahme und gleichzeitig die 
Sicherstellung, dass die Aufgaben weiter erledigt 
werden können. Es geht nicht, dass man auf der 
einen Seite vom Sparen redet und den Menschen 
mit diesem positiv besetzten Begriff etwas vorgau-
kelt und auf der anderen Seite ein vollkommen kon-
zeptloses Streichen und Kürzen meint, zu dem man 
nicht einmal steht, wenn es darum geht, selbst zu 
sagen, wo das im Einzelnen der Fall sein soll. 

Weil es da mit Sicherheit auch wieder Unmutsäuße-
rungen der Opposition gibt, bringe ich einfach ein-
mal ein paar Beispiele. Ist es nicht seltsam, dass 
Ihre Sparbeiträge alle glatte Zehnermillionensum-
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men sind, weil sie ja ganz differenziert errechnet 
worden sind? 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie schlagen vor – das sei kein Problem –, 30 Milli-
onen € zu kürzen, und zwar in allen Einzelplänen. 
Warum? Weil man jährlich 2 % der Ausgaben für 
Personal einsparen könne; das Ganze werde durch 
eine produktivere Leistungserbringung aufgefangen. 
Wir können den Beamtinnen und Beamten der Lan-
desverwaltung ja einmal erzählen, dass sie eigent-
lich alle noch eine Menge mehr herauspressen 
könnten, weil das automatisch dazu führt, 30 Millio-
nen € einzusparen. 

(Ralf Witzel [FDP]: Die freuen sich über Bü-
rokratieabbau!) 

Dann haben wir weitere gute, produktive Vorschlä-
ge. Ebenfalls in allen Einzelplänen kann man 50 Mil-
lionen € einsparen, wenn man einfach ein paar 
Standards senkt. Welche Standards das sind, soll-
ten Sie uns, bitte schön, mitteilen. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Das führt zu der Summe von 50 Millionen €. 

(Christian Lindner [FDP]: LPVG! Personalver-
tretung!) 

Aber jetzt kommt das Schönste. Das ist ja das Hob-
by von Herrn Witzel. Er kann 10 Millionen € einspa-
ren, weil er Portigon-Mitarbeiter in die Landesver-
waltung holt. 

(Christian Lindner [FDP]: So ist es! – Ralf 
Witzel [FDP]: Richtig!) 

Jetzt muss man wissen: 10 Millionen € im Landes-
haushalt sind ungefähr 200 Stellen. Die Portigon hat 
aber Ende 2016 noch 174 Stellen. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Das ist ähnlich wie mit dem Bus, aus dem, wenn 
noch zehn Personen drin sitzen, 15 aussteigen 
können; und wenn hinterher fünf wieder einsteigen, 
ist der Bus leer. 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Das macht Herr Witzel mit der Portigon. Das 
Schönste ist: Die Portigon steht nicht unter der 
Fuchtel eines Landeshaushaltsgesetzgebers oder 
eines Finanzministers, sodass man den Menschen, 
die dort arbeiten, einfach sagen könnte: Ihr habt 
morgen euren Dienst in der Landesverwaltung an-
zutreten. 

Diese Qualität von Vorschlägen macht einen wirk-
lich ganz nervös, wenn man das liest, weil man sich 
immer wieder sagen muss: Mensch, warum bist du 
eigentlich vorher nicht auf solche Dinge gekom-
men? Wir hätten ja Milliarden mit einem Streich ein-
sparen können. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Christian Lindner [FDP]: So ist es!) 

Sie können bei den sächlichen Verwaltungsausga-
ben 60 Millionen € mit einem Schlag streichen, weil 
Sie sie um 1 % senken. Im Übrigen schreiben Sie 
selber darunter: inklusive der Zinsen. – Die Zinsen 
senkt man nicht durch Haushaltsbeschluss im Land-
tag. Vielmehr haben sie etwas mit dem Kapitalmarkt 
zu tun. 

Dann finde ich sehr interessant, dass 50 Millionen € 
durch ein verbessertes Einkaufsmanagement ein-
gespart werden können. Gerade in diesem Bereich 
ist die Landesverwaltung von Nordrhein-Westfalen 
vorne unter den Ländern. 

Dann kommt noch richtig etwas. Da kann man sich 
noch einmal etwas genehmigen. 135 Millionen € – 
das hat Herr Mostofizadeh schon angesprochen – 
kann man sparen, indem man einfach 3 % der Bi-
lanzsumme der Landesbetriebe als Einsparpotenzi-
al darstellt und meint, damit habe man doch schon 
etwas erreicht. 

Dann kommt natürlich – das darf bei der FDP ja 
nicht fehlen – die Entfesselung der Marktkräfte. 

(Beifall von der FDP – Christian Lindner 
[FDP]: Richtig!) 

Sie führt sofort dazu, dass 25 Millionen € zusätzlich 
reinkommen. 

(Christian Lindner [FDP]: Minimum! Mehr!) 

Stellen Sie doch einfach den Antrag, dass wir Geld 
drucken! Der ist nicht weniger seriös als das, was 
Sie ansonsten beantragt haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Bei diesem vielen Geld, das Sie jetzt mit wenigen 
Federstrichen eingespart haben, wissen wir natür-
lich auch sofort, was damit anzufangen ist – nämlich 
gar nicht Schulden senken; denn jetzt kommen die 
Ideen. 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Da hat die CDU 5 Millionen € für Dienst- und 
Schutzkleidung bei der Polizei. Sie hat 50 Millionen 
€ für die Zuweisungen an Gemeinden. 

(Zuruf von der FDP: Richtig!) 

Sie hat 17,1 Millionen € für die Qualifizierung früh-
kindlicher Bildung. Das geht mit weiteren Ansätzen 
so weiter. 

(Christian Lindner [FDP]: Das wäre ein guter 
Haushalt!) 

Dann fragt man sich: Was ist da eigentlich passiert, 
dass auf einmal die CDU diese Verstärkungen der 
frühkindlichen Bildung fordert? Dann erinnert man 
sich daran, dass am vergangenen Sonntag in der 
„WELT am SONNTAG“ ein Artikel von Herrn Stoldt 
gestanden hat. Ich darf daraus zitieren:  
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„Kaum hatte Rot-Grün beschlossen, zugunsten 
der Kitas 430 Millionen Euro zu investieren, 
schimpfte die Opposition, bei diesen Millionen 
handle es sich doch nur um vom Bund weiterge-
leitetes Geld.“ 

Herr Möbius hat das eben noch einmal bestätigt. 

„Außerdem komme es zu spät. Und zu wenig sei 
es auch. Das mag richtig sein. Verlangt aller-
dings beim Publikum nach totaler Amnesie.“  

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

„Schließlich waren es CDU und FDP, die 2008 
unter dem damaligen Familienminister und heu-
tigen CDU-Chef Armin Laschet die Misere erst 
auslösten. Sie führten die jährliche Steigerung 
der Pauschalen um nur 1,5 Prozent ein, obwohl 
schon damals Fachleute warnten, damit kämen 
die Träger niemals aus. Und es waren CDU und 
FDP, die den viel zu niedrigen Personalschlüssel 
in Kitas fixierten, den Rot-Grün nun mühsam zu 
verbessern sucht.“ 

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

„Man hätte sich damals auch gewünscht, dass 
Schwarz-Gelb das vom Bund kommende Geld 
komplett an die Kitas weiterleitet – so wie heute 
Rot-Grün.“ 

(Armin Laschet [CDU]: Lesen Sie das „Wort 
zum Sonntag“ vor?) 

„Und selbstredend investierten CDU und FDP 
damals keinen Cent aus dem eigenen Haushalt 
in die Kitas …“ 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Im Zweifel müsste das für Sie doch überzeugender 
sein, als wenn ich Ihnen das sage. Ich meine, Herr 
Stoldt ist nicht gerade eine Vorfeldorganisation des 
sozialdemokratischen Finanzministers; das kann 
man doch wohl sagen. 

(Christian Lindner [FDP]: Was ist denn Ihre 
Vorbildorganisation? Die DDR?) 

Sie haben ja auch direkt eine Idee, wie Sie noch 
weiter zu Geld kommen, damit sich das im Kitabe-
reich für junge Eltern nicht zu günstig entwickelt; 
denn Sie wollen sofort wieder 162 Millionen € ein-
nehmen bzw. die Ausgaben senken, indem die El-
tern die Kindergartenbeiträge wieder selber bezah-
len, flankiert von der FDP, die noch einmal die Stu-
diengebühren verlangt. Dazu sage ich Ihnen: Mein 
Verständnis von Einnahmenerzielung ist ein ande-
res. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich möchte es nicht von Studierenden, nicht von 
jungen Eltern, ich möchte es von denen, die durch 
Steuertricks Milliarden aus diesem Land heraus-
schleppen und dann fordern und sagen, was wir zu 
tun haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Christian Lindner [FDP]) 

– Sie können Ihre Flegeleien sein lassen. Machen 
Sie doch einfach Gebrauch davon, vom Pult zu re-
den, wenn Sie noch Zeit dafür übrig haben. 

(Christian Lindner [FDP]: Ich werde mir Zwi-
schenrufe nicht verbieten lassen! – Lutz Li-
enenkämper [CDU]: Wie gehen Sie hier mit 
den Abgeordneten um? – Weitere lebhafte 
Zurufe von der CDU und der FDP – Lebhafte 
Gegenrufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Das, was Sie hier vortragen, kann man auch als 
Motto dieser Opposition so benennen: Wasch mir 
den Pelz, aber mach mich nicht nass! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
ruf von Christian Lindner [FDP]) 

Wir sollten angesichts der Herausforderungen, vor 
denen wir stehen, weil Menschen in Not Zuflucht im 
Land Nordrhein-Westfalen suchen, auch von einer 
Opposition mehr erwarten können, als dass sie mä-
andert zwischen dem Laschet, den wir mal als ei-
nen Integrationsminister kannten, bei dem der eine 
Sozialdemokrat oder die andere Sozialdemokratin 
gesagt hat: „Der bürstet auch mal quer in der CDU 
und hat seine Positionen“, und der Weinkönigin aus 
dem südlich benachbarten Rheinland-Pfalz, 

(Heiterkeit von der CDU und der FDP) 

die jetzt unglaublich oft durchklingt und offenbar an 
einer anderen Seite fischt. 

(Armin Laschet [CDU]: Sie meinen wohl die 
Ministerpräsidentin!) 

Wegen besserer Umfrageergebnisse kommt man 
dann auf die Idee, dass man vielleicht ein bisschen 
umschwenken muss. Ich sage Ihnen eines voraus: 
Das eine und das andere zusammenzupacken, ist 
am Schluss ziemlich unglaubwürdig. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
rufe von der CDU und der FDP) 

Das Ganze wird dann garniert von den hier auch 
wieder hörbaren Äußerungen von Herrn Lindner, 
der sich offenbar im Gebrauchtwagengewerbe sehr 
gut auskennt und sehr zu Hause fühlt, obwohl er 
einer ist, vor dem ich immer diejenigen, die unbe-
darft sind und ein gebrauchtes Auto kaufen wollen, 
warnen würde: Polierter Lack wie aus dem Ei ge-
pellt, laute Hupe, aber abgefahrene Reifen, und mit 
dem Motor ist es auch nicht so richtig. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn Sie beide, Herr Laschet und Herr Lindner, mit 
Beispielen kommen, dann muss man auch ein biss-
chen aufpassen. 

(Christian Lindner [FDP]: Ja, ja, ja!) 

Herr Lindner, Sie kommen mit Gutachten zu Grab-
steinen. Wenn Sie genau hingucken, werden Sie 
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feststellen, dass wir sicherstellen wollen, dass sie 
nicht von Kindern in anderen Teilen der Welt produ-
ziert werden. Wenn Sie das nicht interessiert, 

(Christian Lindner [FDP]: Tariftreue- und 
Vergabegesetz!) 

können Sie das sagen; dann ist das in Ordnung. 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Herr Laschet, wenn Sie die Meyer-Werft erwähnen, 
dann hätten Sie vielleicht auch einmal sagen sollen, 
dass die Meyer-Werft ihren Sitz gerade nach Lu-
xemburg verlegt hat. Und warum? Weil sie dann im 
Aufsichtsrat keine Arbeitnehmer aufnehmen muss. 
Das sind ja alles wunderschöne Dinge. In ihrer poli-
tischen Bewertung haben die Niedersachsen eine 
andere Haltung dazu, als das wie hier als muster-
knabenhaft darzustellen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Armin Laschet [CDU]: Doch nicht die Werft! – 
Zurufe von Lutz Lienenkämper [CDU] und 
Christian Möbius [CDU]) 

Ich finde es wichtig, uns hier einmal darauf zu ver-
ständigen, dass wir angesichts der vor uns stehen-
den Herausforderungen gemeinsam dafür zu arbei-
ten haben und vor allen Dingen auch nach draußen 
gemeinsam zu signalisieren haben, dass wir für ei-
ne gelingende Integration die richtigen Weichen 
stellen. 

Das wird teuer. Ich gehöre selbst nicht zu denen, 
die sich da sehr naiv dem Ganzen stellen und sa-
gen: Das wird sich schon irgendwie einrenken. – Ich 
würde auch nicht einfach sagen: Wir schaffen das. – 
Vielmehr glaube ich, dass man es nur schafft, wenn 
man daran arbeitet, wenn man dafür investiert. 
Dann kann es eine große Chance sein, dass es ge-
lingt, und zwar zum Nutzen derer, die hierher kom-
men und Schutz suchen, und auch zu dem Nutzen 
derer, die hier schon leben. Die muss man in der 
Haushaltsplanung auch weiter mit im Blick halten. 

Wir haben in den letzten Jahren dafür enorme Vo-
raussetzungen geschaffen. Das gehört zwar nicht 
zu Ihrem Blick auf die Realitäten. Aber daran muss 
man Sie hin und wieder einmal erinnern. Wir haben 
seit fünf Jahren eine kontinuierliche Rückführung 
der strukturellen Kreditaufnahme. Das hat es über 
einen solchen Zeitraum noch nicht gegeben. Wir 
haben die niedrigste Kreditfinanzierungsquote seit 
Jahrzehnten. Es hat nie einen kleineren Anteil von 
nur 2,9 Cent pro ausgegebenem Euro gegeben, als 
das jetzt der Fall ist. Das sind natürlich große Zah-
len, wenn man es auf alles umrechnet, weil Nord-
rhein-Westfalen ein großes Land ist und nach dem 
Bund den zweitgrößten Haushalt von allen – Bund, 
Ländern und Gemeinden – hat. 

Wir haben eine umsichtige Planung, die dazu führt, 
dass wir dieses Ziel nicht aus dem Auge lassen wol-
len – auch angesichts der großen Probleme. Aber 
ich sage Ihnen genauso deutlich – das ist auch 

mehrfach gesagt worden –: Dabei muss eine Rolle 
spielen, dass die Konjunktur gut läuft. Dabei muss 
eine Rolle spielen, dass es irgendwann auch eine 
abschätzbare Entwicklung der Zuwanderung von 
Flüchtlingen gibt. Und es muss vor allen Dingen ei-
ne Rolle spielen, dass der Bund sich nicht für einen 
nennenswerten Anteil, den er mitbezahlt, loben 
lässt, wenn der im Hinblick auf das, was an Kosten 
aufkommt, immer kleiner wird. 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen in diesem Jahr 
einen Anteil an Zinsbelastungen am Haushalt – ich 
habe das beim letzten Mal schon gesagt – von un-
ter 5 %. Im Jahr 2010 war Nordrhein-Westfalen mit 
seiner Zinsquote die Nummer zwölf unter den Bun-
desländern, jetzt ist unser Land die Nummer sieben. 

Es liegt ein Nachhaltigkeitsbericht vor, der 2010 der 
Landesregierung bescheinigt hat, dass 2020 noch 
mit etwa 7 Milliarden € Kreditaufnahme zu rechnen 
ist. Unter Anlegung derselben Kriterien sagt der 
Nachhaltigkeitsbericht heute, dass im Jahr 2020 mit 
200 Millionen € Tilgung zu rechnen ist. 

Heute erschien im Übrigen in der „Welt“ ein Länder-
finanzbenchmarking von PwC, in dem die einzelnen 
Länder aufgelistet sind. Daraus ist zu ersehen, wie 
hoch eigentlich im Rahmen einer Standardprojekti-
on der Sparbedarf von 2015 bis 2020 ist: Wie viel 
muss da im Normalfall noch eingespart werden? 
Und wieviel muss noch eingespart werden, wenn es 
schlechtere wirtschaftliche Entwicklungen gibt?  

Wenn es normal läuft, dann müssen das Saarland, 
Sachsen-Anhalt, Bremen, Thüringen, Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen besonders einsparen – 
einige davon trotz ausgeglichenen Haushalts. Es ist 
so, dass viele Länder nicht deshalb einen ausgegli-
chenen Haushalt haben, weil sie so ganz toll wirt-
schaften, sondern deshalb – das vergessen Sie da-
bei immer –, weil ein Drittel ihrer Haushaltsmittel 
aus Zuschüssen stammt. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wenn man eine schlechte wirtschaftliche Entwick-
lung unterstellt, dann müssen auch noch Branden-
burg und Hessen zusätzliche Sparanstrengungen 
unternehmen. 

Es heißt dann weiter, Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Ber-
lin, Baden-Württemberg, Hamburg und Bayern hät-
ten in beiden Fällen einen Zusatzsparbedarf von 
null. – Das ist heute im Länderbenchmarking von 
PwC nachzulesen. 

Was machen wir? Wir legen im Rahmen einer fünf-
jährigen soliden Vorgehensweise einen Haushalt 
vor, in dem 27 Milliarden € für Bildung vorgesehen 
sind. In ihm wachsen die Ausgaben für den offenen 
Ganztag. Weiter sind in ihm zusätzliche Mittel so-
wohl für Unikliniken als auch für Krankenhäuser 
enthalten. Das sind also Mittel, die nicht nur Men-
schen zugutekommen, die zugewandert sind, son-



Landtag   16.12.2015 

Nordrhein-Westfalen 10379 Plenarprotokoll 16/100 

 

dern auch Menschen, die immer hier gelebt und ei-
nen Anspruch darauf haben, dass unser Land auch 
für sie Sorge trägt. Das bedeutet natürlich auch 
Ausgaben im Haushalt. 

Wir haben Ausgaben für „Kein Abschluss ohne An-
schluss“ vorgesehen. Weiter haben Ausgaben für 
die Digitalisierung veranschlagt. Man kann doch 
nicht einfach sagen – Herr Laschet, was ist das für 
eine Rechnung? –, man würde die Flüchtlinge quasi 
als Geisel nehmen, wenn man, wie wir das jetzt tun, 
mit 300 Millionen € Kreditaufnahme nachkorrigieren 
muss, weil der Betrag nicht an anderer Stelle her-
ausgeschnitten werden kann. 

(Zuruf von Armin Laschet [CDU]) 

Ich sage Ihnen: Ich kann Ihnen genauso wenig wie 
der Bundesfinanzminister und genauso wenig wie 
alle Länderkollegen jetzt sagen, was in den Jahren 
2016 und 2017 auf uns zukommen wird. Damit 
müssen wir umgehen. 

Ich kann Ihnen aber eines sagen: Wir werden das 
nicht alles in der Größenordnung, in der es sozusa-
gen über uns kommt, aus dem herausschneiden 
können, was an anderer Stelle ausgegeben wird. 
Denn dann macht man jemand anderen zur Geisel. 
Dann nutzt man nämlich das Gegeneinander der 
Flüchtlinge mit denen, die hier sind, aus. Das kann 
keine verantwortungsvolle Politik sein. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir geben 24 Milliarden € an die Kommunen, und 
zwar sowohl über die direkten Zuweisungen als 
auch über die kommunalen Projekte. Im U3-
Ausbau – wir haben das angesprochen – gibt es ei-
ne Versorgungsquote von 54,9 %. Sie lag im Jahr 
2010 bei 36,9 %. Die Zahl der Kitas, die als Famili-
enzentren arbeiten, hat sich – im Jahr 2010 gab es 
2.400 – bis heute um 900 erhöht. Wir haben 2010 
im offenen Ganztag 225.000 Plätze gehabt. Jetzt 
sind es 282.600. Zum Schuljahr 2016/17 werden 
305.000 Plätze bereitgestellt. 

Ich komme zur Finanzierung der Hochschulen: 
2010 hatten wir 4,14 Milliarden € zur Verfügung ge-
stellt. 2016 werden es 6,16 Milliarden € – 49 % 
mehr – sein. 

Weil die Themen Verkehr und Straßenbau ange-
sprochen worden sind, sage ich: 2010 waren für die 
Erhaltungsinvestitionen und die Baumaßnahmen 
zusammen 140 Millionen € vorgesehen. Ja, es ist 
etwas geändert worden. Das stimmt. Es hat eine 
Umschichtung hin zu mehr Erhaltung gegeben, weil 
es wichtig ist, dass wir Straßen nicht zerbröseln las-
sen. Weil wir uns nicht nur darum kümmern, dass 
neue Straßen gebaut werden. Nur ist die Summe 
dieser beiden Bestandteile deutlich größer gewor-
den als 2010. Sie beträgt jetzt 147,5 Millionen €. 

Wir haben die Struktur des kommunalen Finanz-
ausgleichs insgesamt auf den Prüfstand gestellt. 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Finanzminister, 
Entschuldigung, dass ich Sie unterbreche. Herr Kol-
lege Schemmer würde Ihnen gerne eine Frage stel-
len. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich 
würde gerne noch ein Stück weit weitermachen. Wir 
können das vielleicht am Schluss bündeln. 

Es ist ja nicht nur so, dass durch bessere Steuer-
einnahmen höhere Zuweisungen an die Kommu-
nen – Rekordzuweisungen – erfolgen, sondern die-
se machen auch einen Rekordanteil am Landes-
haushalt aus. Deswegen befanden sich 2011 auch 
144 Städte im Nothaushalt, während es 2014 nur 
noch drei waren. 

Ich will zu der Behandlung der Kommunen, bei de-
nen wir ja immer mit Bayern verglichen werden, 
noch einmal etwas sagen. Es wird immer gesagt, 
was alles in Bayern im Einzelnen bezahlt wird, wäh-
rend das in Nordrhein-Westfalen nicht der Fall sei. 
Es wird aber unterschlagen, dass Bayern eine Ver-
bundquote von 12,5 % hat. Das heißt, von den Ein-
nahmen, die das Land aus Steuern erzielt, werden 
in Nordrhein-Westfalen 23 % an die Kommunen 
weitergeleitet. In Bayern sind es 12,5 %. 

Dann gibt es noch eine kleine Fußnote: Bayern legt 
von seinen Grunderwerbsteuereinnahmen acht 
Einundzwanzigstel – also etwas mehr als ein Drit-
tel – in diesen Verbundtopf, von dem aus dann 
12,5 % weitergegeben werden. In Nordrhein-
Westfalen sind es vier Siebtel.  

Schauen sie sich jetzt einmal an, was das für eine 
Folge hat: Nordrhein-Westfalen hat bei der Grund-
erwerbsteuer zwar – das wird ja oft kritisiert – ge-
genüber Bayern einen 1,8-fach höheren Steuersatz; 
aber die Kommunen bekommen das Fünffache. 
Wenn ein Haus für 300.000 € verkauft wird, dann 
bekommt eine Kommune in Nordrhein-Westfalen 
2.500 €, während eine in Bayern 500 € bekommt. – 
Wenn wir das alles auf bayerische Verhältnisse um-
stellen wollten, könnte man auch in anderen Berei-
chen einmal über die Rosinen reden, die Sie hier 
jedes Mal zum Besten geben. 

Wir bringen – das ist jetzt oft angesprochen wor-
den – in diesem Haushalt einen erheblichen Anteil 
für die Unterbringung, Versorgung und die Betreu-
ung, aber eben auch für die Integration von Flücht-
lingen auf. Es sind 4 Milliarden € alles in allem. 
Knapp 800 Millionen € steuert der Bund bei. 2,6 Mil-
liarden € fließen vom Land an die Kommunen. 
Wenn wir die gesamten 800 Millionen € an die 
Kommunen geben – was wir tun –, gibt der Bund 
deutlich weniger als das, was wir den Kommunen 
geben. Deswegen ist die Rede von den klebrigen 
Fingern da schon ziemlich weit hergeholt.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 
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Wir haben in diesen Bereichen das Beste getan, 
was man mit dem Haushalt machen kann. Aber 
man muss eben auch feststellen: Es ist doppelt so 
viel im Haushalt 2016 wie im Haushalt 2015. Auch 
das ist eben schon angeklungen: Es ist das Zwan-
zigfache dessen, was vor zehn oder elf Jahren in 
einem Haushalt für diesen Zweck gestanden hat. 
Das kann man nicht einfach wegstecken aus einem 
anderen Bereich – auch nicht mit der Rechnung, die 
immer wieder gebetsmühlenartig wiederholt wird, 
dass 17,3 Milliarden € mehr als 2010 aufgekommen 
seien.  

Ich sage es Ihnen noch einmal: 8,9 Milliarden € da-
von sind direkt an die Kommunen geflossen. 
4,6 Milliarden € davon sind mehr Personalausgaben 
gewesen. Das heißt: Wenn man nur diese beiden 
Komponenten nimmt, wären noch 3,8 Milliarden € 
dagewesen, um die Nettokreditaufnahme zu sen-
ken. Sie ist aber um 4,8 Milliarden € gesenkt wor-
den. Wer unterstellt, in diesem Haushalt würde nicht 
sorgfältig gewirtschaftet und nicht solide mit Ausga-
ben und Einnahmen umgegangen, weiß entweder 
nicht, worüber er redet, oder er will die Menschen in 
die Irre führen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich will mich nicht mit allen einzelnen Punkten von 
Herrn Laschet und Herrn Lindner beschäftigen, aber 
ein paar sind es doch wert, sie hier anzusprechen. 
Ich nehme das Thema „Abgeltungssteuer“.  

(Christian Lindner [FDP]: Ja!) 

Wenn dieser Finanzminister sagt, dass sie system-
widrig ist – in Übereinstimmung mit dem Bundesfi-
nanzminister –, dann würde dieser Finanzminister 
laut Herrn Lindner damit sagen: Ich gehe da mal an 
die kleinen Leute ran. – Da sieht man, wie viel die 
FDP von kleinen Leuten versteht.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Bei über 14.000 € – nicht brutto, sondern zu ver-
steuerndem Einkommen – gibt es einen Grenzsteu-
ersatz von 25 % und mehr. Derjenige, der Zinsein-
künfte hat, muss dann mehr als 25 % bezahlen, 
aber nur, wenn er Zinseinkünfte über dem Sparer-
freibetrag hat.  

(Eva Voigt-Küppers [SPD]: Genau das ist der 
Punkt!) 

Wenn man im Moment davon ausgeht, dass genau 
diese Einkommensgruppe mit Sicherheit keine Re-
kordzinsen bekommt, sondern sich eventuell mit 
1 % zufriedengeben muss, müsste der, der 
14.000 € verdient, 80.000 € auf dem Konto haben, 
wenn er Single ist, oder 160.000 €, wenn er verhei-
ratet ist, damit dann aus diesen Zinseinkünften eine 
leichte Erhöhung in diesem Bereich erwachsen 
könnte. So viel dazu, was man von kleinen Leuten 
versteht, wenn man darüber redet und von der FDP 
ist.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Christian Lindner [FDP]: Was ist denn das 
durchschnittliche Vermögen der deutschen 
Mittelschicht? – Gegenrufe von Eva Voigt-
Küppers [SPD] und Jochen Ott [SPD]) 

Das können wir in anderen Dingen so weiterma-
chen. Wir können das mit der Erbschaftsteuer ma-
chen, die Sie noch stärker verfassungswidrig aus-
gestalten wollen, als sie ausgestaltet war, wofür der 
Bund eine Klatsche bekommen hat.  

(Christian Lindner [FDP]: Da geht es um Ak-
tien! – Gegenrufe von der SPD) 

Das können wir so weitermachen. Wir können auch 
über die BLB-Zinsen reden. Wie seltsam ist es, 
dass der BLB bereit ist, einen Kredit an das Land 
zurückzugeben, für den er 4,1 % Zinsen bezahlt, 
wenn er sich den auf dem Markt billiger besorgen 
kann? 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Tja!) 

Das ist natürlich echte „Trickserei“.  

(Heiterkeit und Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Deswegen auch noch einmal zu Herrn Laschet, der 
sagte,  

(Minister Johannes Remmel: Die von der 
CDU hören nicht zu!) 

ich solle nicht auf die Idee kommen, die Schulden 
mit Flüchtlingen zu begründen.  

(Minister Johannes Remmel: Die schwätzen!) 

Das hat mit Ideen nichts zu tun. Das hat einfach 
damit zu tun, dass man mit den Mitteln, die in die-
sem Landeshaushalt sind, haushalten muss. Bei 
einer solchen zusätzlichen Belastung muss man 
sich natürlich anschauen: Was kann man schieben? 
Was kann man kompensieren? Aber auch: In wel-
chem Bereich dürfen wir jetzt nicht die Fehler ma-
chen, die in anderen Ländern bei der Integration 
gemacht worden sind? Im Übrigen hatte das Fol-
gen, die wir heute erleben, etwa in den Banlieues 
von Paris oder in Molenbeek. Das wollen wir nicht.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Zu zitieren, ich hätte gesagt, ich wolle die Schulden 
gar nicht auf null bringen, ist nur die halbe Wahrheit. 
Ich habe gesagt, dass ich vor 2020 nicht die Schul-
den auf null bringe um den Preis,  

(Marc Herter [SPD]: Genau!) 

dass ich dafür an anderer Stelle wichtige Investitio-
nen dieses Landes nicht mehr tätigen kann.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Es geht um Verantwortung. Wir haben eine ganze 
Reihe von Punkten zu besprechen. Herr Laschet, 
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Sie haben auch das Thema „ÖPP“ erwähnt. Auch 
dabei bin ich der Letzte, der irgendeiner Ideologie 
folgend ÖPP falsch findet.  

Aber genau das, was Sie angesprochen haben, fin-
det statt. Wir können uns doch sicher auf Folgendes 
einigen. Wenn jemand kommt und sagt – und das 
ist im Augenblick der Fall –: „Wir haben Milliarden 
auf der hohen Kante, wollen sie irgendwo anlegen 
und bekommen so wenige Zinsen. Wir würden uns 
gern daran beteiligen, öffentliche Investitionen zu 
unterstützen“, und wenn er sein Know-how mit-
bringt, Risiko übernimmt, ein besseres Projektma-
nagement anbietet, damit sein Geld verdient und 
gleichzeitig weiß, dass er das Geld beim Staat an-
legt und dafür Zinsen wie beim Staat bekommt, so 
wie er möglicherweise auch andere Mittel beim 
Staat anlegt, dann ist es in Ordnung.  

Wenn es aber dahin geht – das erlebe ich sehr oft –, 
dass dieses Anspruchsdenken da ist: „Wir bekom-
men für das Geld keine Zinsen, und jetzt möchten 
wir, dass der Staat das mit uns macht, obwohl er es 
billiger selber machen könnte, damit er unsere 
schlechte Zinssituation mit Steuermitteln subventio-
niert“, dann geht das nicht.  

(Armin Laschet [CDU]: Der Staat kann es 
doch nicht!) 

– Der Staat kann es nicht, wenn er sich die Wege 
verstellt, wie sie selbst der Bund noch hat, nämlich 
durchaus öffentliche Investitionen mit einem Son-
dervermögen möglich zu machen.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Armin Laschet [CDU]: Er macht es doch!)  

Darüber müssen Sie dann diskutieren. Wenn man 
das nicht will, müssen wir uns in die Hände derer 
begeben, die nicht deswegen mehr Geld bekom-
men, weil sie es besser machen, sondern an die wir 
geraten, weil wir es gar nicht anders dürfen. Das 
muss man dann eben besprechen.  

(Armin Laschet [CDU]: Fahren Sie doch mal 
nach Hamburg!) 

Ich will nur noch sagen: Wir sollten ein Stück aus 
dem Streit zurückkommen und uns darauf besin-
nen, dass wir mit diesem Haushalt eine Sondersitu-
ation vor uns haben. Ich nehme für mich genauso in 
Anspruch, wie es der Bundesfinanzminister tut, ein 
Stück auf Sicht zu fahren und Flexibilität zeigen zu 
müssen; das haben Sie, Herr Lindner, auch ange-
sprochen. Ich sage Ihnen: Das ist alles andere als 
Konzeptionslosigkeit. Das haben wir in der Diskus-
sion über die WestLB immer wieder erlebt.  

(Michele Marsching [PIRATEN]: Hätten Sie 
nicht gemusst! Genau das ist es! Hätten Sie 
nicht gemusst!) 

Ich bin der Überzeugung – und ich fühle mich auch 
bestärkt in dieser Überzeugung –, dass die Kunst 
des Regierens und der Politik nicht darin besteht, 

fünf Jahre vorher genau zu wissen, was alles pas-
sieren wird. Vielmehr geht es darum, zu lernen, mit 
den Dingen umgehen zu können, die morgens, 
wenn man aufsteht, anders sind als am vorigen 
Abend, wenn man zu Bett gegangen ist und ge-
glaubt hat, dass alles geregelt ist. Das ist genau 
das, mit dem wir uns zu beschäftigen haben und 
womit wir uns mit Sicherheit in den nächsten Mona-
ten auch weiter zu beschäftigen haben. 

Vor diesem Hintergrund wünsche ich mir eigentlich 
nur ein paar Dinge. Der erste Punkt ist, dass Sie Ih-
re Oppositionsrolle ernst nehmen und das als Auf-
stellen einer Gegenposition verstehen, mit der man 
sich auseinandersetzen kann und die auf der 
Grundlage anderer Werte vielleicht zu anderen Er-
gebnissen kommt. Dann benennen Sie diese Er-
gebnisse aber bitte auch. 

(Michele Marsching [PIRATEN]: Sie haben 
sich ja nicht damit auseinandergesetzt! 
Kommentarlos!) 

Außerdem möchte ich, dass wir bei dieser Ausei-
nandersetzung den Schulterschluss der Demokra-
ten beibehalten. Denn dieser ist wichtig, damit wir 
über diese Debatte nicht Signale ins Land senden, 
die den Falschen in die Hände spielt. 

Und ich möchte, dass wir gemeinsam Augenmaß 
für das Land Nordrhein-Westfalen wahren. Denn 
hier werden wichtige und notwendige Investitionen 
sowohl für die Menschen, die kommen, als auch für 
die, die da sind, und für unsere Wirtschaft, die unser 
Rückgrat ist, vorgenommen. 

Das ist der Grund, warum ich Sie aus meiner Über-
zeugung heraus, dass wir Ihnen einen guten Ent-
wurf vorgelegt haben, bitte, dem Haushalt 2016 zu-
zustimmen. – Ganz herzlichen Dank. 

(Anhaltender lebhafter Beifall von der SPD 
und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Finanzminister. Sie wollten am Ende Ihrer Rede 
entscheiden, ob Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Schemmer, sofern er diesen Wunsch aufrechterhält, 
zulassen. Jetzt muss ich einmal Herrn Kollegen 
Schemmer anschauen. 

(Zurufe von der SPD: Nein! Hat sich erledigt!) 

– Es ist ein bisschen irritierend, Herr Schemmer. Sie 
verzichten? – Okay. Dann haben wir das geklärt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als nächster Red-
ner hat Herr Innenminister Jäger das Wort. Ich habe 
keine weiteren Wortmeldungen von Abgeordneten. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Etwas überraschend. – Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich will die aus-
stehende Zeit nutzen, um kurz auf die Regelungen 
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im Gemeindefinanzierungsgesetz einzugehen, die 
außerordentlich positiv sind. 

Wir befinden uns gerade in der Adventszeit, meine 
Damen und Herren. Alle Jahre wieder kommt das 
Gemeindefinanzierungsgesetz, und im diesjährigen 
parlamentarischen Verfahren beschäftigen wir uns 
mit diesem Gemeindefinanzierungsgesetz heute 
zum dritten Mal. Da es das dritte Mal ist, muss man 
nicht mehr auf die einzelnen Details eingehen. Nur 
so viel:  

Über 10 Milliarden € aus den eigenen Steuerein-
nahmen stellt das Land Nordrhein-Westfalen seinen 
396 Kommunen und Kreisen im nächsten Jahr zur 
Verfügung. Das ist eine Rekordsumme. Es ist die 
höchste Summe an Schlüsselzuweisungen an un-
sere Kommunen in der Geschichte des Landes 
Nordrhein-Westfalen. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich möchte kurz darauf 
eingehen, allerdings weniger auf die Inhalte des 
GFG, sondern vielmehr auf die Beiträge der Oppo-
sition auch aus der letzten Plenardebatte und ins-
besondere, Herr Lindner, auf die Vorschläge Ihrer 
Fraktion, was die Umstellung des GFGs auf einen 
völlig anderen Boden, auf ein völlig anderes Kriteri-
um angeht. 

Schon 2013 haben Sie gesagt, es fehle eine Be-
darfsorientierung in diesem Gemeindefinanzie-
rungsgesetz. Der Landtag hat dazu nach der ent-
sprechenden Beantragung eine Sachverständigen-
anhörung durchgeführt. Ergebnis: Nichts ist eindeu-
tig. Es herrschte ein großer Zwiespalt, eine große 
Meinungsvielfalt zwischen den kommunalen Spit-
zenverbänden, zwischen den Kommunen und den 
Kreisen. 

Diese Bedarfsorientierung, die Sie vorgeschlagen 
haben, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
FDP, wird beispielsweise in Sachsen-Anhalt, in Thü-
ringen und in Hessen als Systematik genutzt, aber 
Frieden mit der kommunalen Familie ist auch in die-
sen Ländern überhaupt nicht erreicht. Ganz im Ge-
genteil: Die Kommunen in diesen Bundesländern 
beklagen, dass sie von einer positiven Steuerent-
wicklung faktisch völlig abgekoppelt sind, da tat-
sächlich nur Normbedarfe bei der Ausgestaltung 
des jeweiligen Gemeindefinanzierungsgesetzes zu-
grunde gelegt werden. 

Die FDP fordert dies. Sie haben die CDU dabei an 
Ihrer Seite. Sie beide agieren nach dem Motto: 
Wasch mich, aber mach mich nicht nass. – Sie for-
dern einen höheren Steuerverbund. Das ist gene-
rös, und so ziehen Sie sich die Spendierhosen an. 
Gleichzeitig fordern Sie an anderer Stelle von der 
Landesregierung, den Gürtel enger zu schnallen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das passt nicht zu-
sammen. Allein das, was Sie hier einfordern, näm-
lich eine Erhöhung des Schlüsselsatzes, würde für 

den Landeshaushalt 450 Millionen € zusätzlich je 
Prozentpunkt im Verbundsatz bedeuten. Ich habe 
von Ihnen bisher noch keine Vorschläge gehört, wie 
Sie so etwas gegenfinanzieren wollen. Seriöse Poli-
tik, meine Damen und Herren – der Finanzminister 
hat es schon gesagt –, sieht wirklich anders aus.  

Ich glaube, wenn wir aus Sicht der Kommunen auf 
diesen Haushalt schauen, sehen wir die höchste 
Schlüsselmasse in der Geschichte des Landes 
Nordrhein-Westfalen. Präzise sind es 10,38 Milliar-
den €. 

(Vereinzelt Beifall von der SPD) 

Wenn man noch die rund 11 Milliarden € hinzurech-
net, die die Kommunen als Zweckzuweisungen au-
ßerhalb des Steuerverbundes zusätzlich vom Land 
Nordrhein-Westfalen erhalten, dann, meine Damen 
und Herren, können wir feststellen, dass 46 % der 
Steuereinnahmen des Landes Nordrhein-Westfalen 
in die Kommunen fließen. Darauf können wir stolz 
sein. Das ist eine kommunalfreundliche Politik hier 
in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Trotzdem wissen wir, dass die Lage vieler Kommu-
nen immer noch angespannt ist. Wir haben vieles 
erreicht, auch mit dem Stärkungspakt. Wir haben 
erste Erfolge: Nur noch drei Kommunen befinden 
sich im Nothaushalt. Das kann sich sehen lassen, 
meine Damen und Herren. Wir haben längst noch 
nicht alle Probleme gelöst, aber in einer solchen 
Debatte darf man auch einmal feststellen, dass wir 
erfolgreich gearbeitet haben. 

Wir werden unsere Politik, mit den Kommunen auf 
Augenhöhe und fair umzugehen und ihnen mit Res-
pekt zu begegnen, fortsetzen. Das war hier einmal 
anders. Das soll aber nicht wieder so werden. – 
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Für die Piraten hat Herr Kollege Mar-
sching jetzt noch einmal das Wort. 

Michele Marsching (PIRATEN): Vielen Dank. – 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Zuschauer auf der Tribüne und zu Hause! 
Kein einziges Wort kam zu unseren Vorschlägen; 
ich habe sehr genau zugehört. Dann aber uns bzw. 
der Opposition vorzuwerfen, zu der wir übrigens 
auch gehören – ich gebe zu, angesichts von 2 % 
bei Umfragen sind wir für Ihre Berechnungen viel-
leicht irrelevant –, wir hätten keine Vorschläge ge-
macht, passt dazu, dass die Haushaltsredner der 
Koalitionsfraktionen den Saal verlassen haben, als 
die Redner der Opposition gesprochen haben. Herr 
Mostofizadeh ist hinausgegangen und hat mir nicht 
zugehört. Er hat sich meine Vorschläge nicht ange-
hört. 
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(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das 
stimmt nicht! – Gegenruf von Nicolaus Kern 
[PIRATEN]: Natürlich stimmt das!) 

Ich frage mich, wie man sich dann ruhigen Wissens 
hier hinstellen und sagen kann: Von der Opposition 
kommt nicht ein einziger Vorschlag, den man or-
dentlich diskutieren kann. – Genauso gehen Sie 
auch mit den Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU- und der FDP-Fraktion um. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie wollen unsere Vorschläge einfach nicht hören 
und ziehen hier Ihren Schuh durch. Das nenne ich 
eine unseriöse Haushaltspolitik. 

(Beifall von den PIRATEN – Sigrid Beer 
[GRÜNE]: Herr Marsching, bevor Sie so was 
behaupten, sollten Sie sich lieber umschau-
en! Herr Mostofizadeh war im Saal! – Marc 
Olejak [PIRATEN]: Frau Beer, wenn Sie was 
sagen wollen, lassen Sie sich auf die Redner-
liste setzen!) 

Präsidentin Carina Gödecke: Danke schön, Herr 
Kollege Marsching. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Das bleibt auch so. Dann schließe ich 
an dieser Stelle die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Wir haben jetzt eine 
ganze Reihe von Abstimmungen durchzuführen. Ich 
versuche, das jetzt so zu handeln, dass wir jederzeit 
wissen, an welcher Stelle wir sind. 

Zunächst kommen wir zur Abstimmung über die 
beiden Gesetzentwürfe in dritter Lesung. Das Bera-
tungsverfahren wird hiermit abgeschlossen. Es 
handelt sich somit jeweils um eine Schlussabstim-
mung gemäß § 76 Abs. 3 der Geschäftsordnung. 

Wir kommen erstens zur Abstimmung über das Ge-
setz zur Regelung der Zuweisungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden und Ge-
meindeverbände im Haushaltsjahr 2016, also das 
Gemeindefinanzierungsgesetz 2016, und zur Ände-
rung des Stärkungspaktgesetzes.  

Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
Drucksache 16/10601, den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung – das sind die Drucksachen 16/9302 
und 16/10150 in der Fassung nach der zweiten Le-
sung – ohne weitere Änderungen anzunehmen. Wir 
stimmen damit über den Gesetzentwurf in der Fas-
sung nach der zweiten Lesung selbst und nicht über 
die Beschlussempfehlung zur dritten Lesung ab.  

Wer also dem Gesetzentwurf in der entsprechenden 
Fassung zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen. – Das sind SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer stimmt dagegen? – CDU, FDP und der 
fraktionslose Abgeordnete Schwerd. Wer enthält sich? 
– Das sind die Piraten. Damit ist mit dem festgestellten 
Abstimmungsergebnis der Gesetzentwurf – Druck-
sachen 16/9302 und 16/10150 – in dritter Lesung 

angenommen und sind das Gemeindefinanzie-
rungsgesetz 2016 und das Gesetz zur Änderung 
des Stärkungspaktgesetzes verabschiedet. 

Wir kommen zur zweiten Abstimmung. Diese be-
steht aus mehreren Teilen, weil wir jetzt über Ände-
rungsanträge der Fraktion der CDU zum Haushalts-
gesetz 2016 abstimmen. Diese sind vorhin im Ple-
narsaal verteilt worden und tragen die Drucksa-
chennummern 16/10485 bis 16/10489.  

Ich rufe den ersten Änderungsantrag mit der Druck-
sachennummer 16/10485 auf. Wer diesem Ände-
rungsantrag seine Zustimmung geben möchte, den 
bitte ich jetzt um das Handzeichen. – Das ist die 
CDU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen, die Piraten und der fraktionslose 
Abgeordnete Schwerd. Dann frage ich jetzt die Ent-
haltungen ab. – Die sind bei der FDP-Fraktion. Da-
mit ist der Änderungsantrag Drucksache 
16/10485 mit dem festgestellten Abstimmungser-
gebnis abgelehnt. 

Ich rufe den zweiten Änderungsantrag der Fraktion 
der CDU mit der Drucksachennummer 16/10486 
auf. Wer möchte diesem Änderungsantrag zustim-
men? – Das ist die CDU-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen, die FDP, 
die Piraten und der fraktionslose Abgeordnete 
Schwerd. Möchte sich jemand enthalten? – Das ist 
nicht der Fall. Dann ist der Änderungsantrag 
Drucksache 16/10486 mit dem festgestellten Ab-
stimmungsergebnis abgelehnt. 

Ich rufe den dritten Änderungsantrag der CDU-
Fraktion, Drucksache 16/10487, auf. Wer möchte 
hier zustimmen? – Das sind die CDU-Fraktion und 
die FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, die Piraten und der frakti-
onslose Abgeordnete Schwerd. Möchte sich jemand 
enthalten? – Das ist nicht der Fall. Dann ist der Än-
derungsantrag Drucksache 16/10487 mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis abgelehnt. 

Ich rufe den nächsten Änderungsantrag der Frakti-
on der CDU auf. Dieser trägt die Drucksachen-
nummer 16/10488. Wer stimmt diesem Änderungs-
antrag zu? – Das ist die CDU-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen, die Pira-
ten. Wer möchte sich enthalten? – Die FDP und der 
fraktionslose Abgeordnete Schwerd. Damit ist der 
Änderungsantrag Drucksache 16/10488 mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis abgelehnt. 

Ich rufe den letzten Änderungsantrag in diesem Zu-
sammenhang auf. Dieser trägt die Drucksachen-
nummer 16/10489. Ich frage auch hier, wer dem 
zustimmen möchte. – Das ist die CDU-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, die Piraten und der fraktionslose Abgeordnete 
Schwerd. Die Enthaltungen sind dann – bei der 
FDP-Fraktion. Damit ist auch der Änderungsan-
trag Drucksache 16/10489 mit dem festgestellten 
Abstimmungsergebnis abgelehnt worden. 
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Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung über das 
Haushaltsgesetz 2016 Drucksachen 16/9300 und 
16/10150 in der Fassung der Ergänzung. Der 
Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
Drucksache 16/10600, das Haushaltsgesetz 2016 – 
die entsprechenden Drucksachennummern habe 
ich eben genannt – in der Fassung der Beschlüsse 
des Ausschusses Drucksache 16/10600 anzuneh-
men.  

Wer dieser Beschlussempfehlung folgen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dage-
gen? – CDU, FDP, die Piraten und der fraktionslose 
Abgeordnete Schwerd. Möchte sich jemand enthal-
ten? – Das ist nicht der Fall. Dann ist mit dem ge-
nannten Abstimmungsergebnis die Beschlussemp-
fehlung Drucksache 16/10600 angenommen und 
das Haushaltsgesetz 2016 in dritter Lesung ver-
abschiedet. 

(Lebhafter Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Wir stimmen viertens über den Entschließungsan-
trag der Fraktion der Piraten ab. Dieser trägt die 
Drucksachennummer 16/10477. Wer möchte die-
sem Antrag zustimmen? – Das sind die Piraten und 
der fraktionslose Abgeordnete Schwerd. Wer stimmt 
dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU 
und FDP. Möchte sich jemand enthalten? – Das ist 
nicht der Fall. Damit ist der Entschließungsantrag 
der Fraktion der Piraten Drucksache 16/10477 mit 
dem festgestellten Abstimmungsergebnis abge-
lehnt. 

Wir kommen zur fünften Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. Dieser Entschließungsan-
trag trägt die Drucksachennummer 16/10478. Wer 
stimmt diesem Entschließungsantrag zu? – SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dage-
gen? – CDU, FDP, die Piraten und der fraktionslose 
Abgeordnete Schwerd. Möchte sich jemand enthal-
ten? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der Ent-
schließungsantrag Drucksache 16/10478 mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis angenommen.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der CDU Drucksache 
16/10479. Wer stimmt diesem Entschließungsan-
trag zu? – Die CDU. Wer stimmt dagegen? – SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und die Piraten. Wer möch-
te sich enthalten? – Die FDP-Fraktion und der frak-
tionslose Abgeordnete Schwerd. Damit ist der Ent-
schließungsantrag Drucksache 16/10479 mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis abgelehnt.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der FDP Drucksache 
16/10484. Wer möchte diesem Entschließungsan-
trag zustimmen? – Die FDP-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen, die Pira-
ten und der fraktionslose Abgeordnete Schwerd. 

Die CDU enthält sich dann. Damit ist der Ent-
schließungsantrag Drucksache 16/10484 der 
Fraktion der FDP mit dem festgestellten Abstim-
mungsergebnis abgelehnt.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion der CDU Drucksache 16/10423. Die an-
tragstellende Fraktion der CDU hat direkte Abstim-
mung beantragt. Diese führen wir jetzt durch, und 
zwar über den Inhalt des Antrags. Wer dem Inhalt 
des Antrags zustimmen möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen. – Die CDU-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen und die 
Piraten. Wer enthält sich? – Die FDP und der frakti-
onslose Abgeordnete Schwerd. Damit ist der An-
trag Drucksache 16/10423 mit dem festgestellten 
Abstimmungsergebnis abgelehnt.  

Wir kommen zur Abstimmung über das Vierte Nach-
tragshaushaltsgesetz Drucksache 16/10082. Wir 
kommen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
in der zweiten von drei Lesungen. Der Haushalts- 
und Finanzausschuss empfiehlt in Drucksache 
16/10427, den Gesetzentwurf mit der vorgenannten 
Drucksachennummer unverändert anzunehmen. 
Wir führen diese Abstimmung jetzt nicht über die 
Beschlussempfehlung, sondern über den Gesetz-
entwurf selbst durch.  

Wer dem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dage-
gen? – Die CDU, die FDP, die Piraten und der frak-
tionslose Abgeordnete Schwerd. Gibt es Enthaltun-
gen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der Gesetz-
entwurf Drucksache 16/10082 in zweiter Lesung 
angenommen.  

Wie zwischen den Fraktionen im Ältestenrat verein-
bart, kommen wir unmittelbar zur dritten Lesung. Ich 
rufe auf:  

Gesetz über die Feststellung eines Vierten Nach-
trags zum Haushaltsplan des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2015 (Viertes 
Nachtragshaushaltsgesetz 2015) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/10082 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/10427 

dritte Lesung 

Eine Rücküberweisung hat nicht stattgefunden. Der 
Haushalts- und Finanzausschuss hat seine Be-
schlussempfehlung ausdrücklich zur zweiten und 
dritten Lesung des Gesetzentwurfs abgegeben und 
mitgeteilt, dass er seine Beratungen abgeschlossen 
hat. Grundlage für unsere dritte Lesung ist daher 
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weiterhin der Gesetzentwurf in der vorgenannten 
Drucksache.  

Wir stimmen somit in der dritten Lesung über den 
Gesetzentwurf in der Fassung nach der zweiten Le-
sung ab. Da das Beratungsverfahren hiermit abge-
schlossen wird, handelt es sich um eine Schlussab-
stimmung nach § 76 Abs. 3 der Geschäftsordnung.  

Wer für die Annahme des Gesetzentwurfs in der 
Fassung nach der zweiten Lesung ist, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. – Das sind SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. – Wer stimmt dagegen? – 
CDU, FDP, die Piraten und der fraktionslose Abge-
ordnete Schwerd. Möchte sich jemand enthalten? – 
Das ist nicht der Fall. Mit dem festgestellten Ab-
stimmungsergebnis ist der Gesetzentwurf Druck-
sache 16/10082 in der Fassung nach der zweiten 
Lesung in dritter Lesung verabschiedet.  

Wir kommen zur Abstimmung über das Versor-
gungsfondsgesetz Drucksache 16/10083. Der 
Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
Drucksache 16/10428, den Gesetzentwurf unverän-
dert anzunehmen. Wir stimmen damit über den Ge-
setzentwurf und nicht über die Beschlussempfeh-
lung ab.  

Wer dem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den 
bitte ich um ein Handzeichen. – Das sind SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – 
CDU, FDP, die Piraten und der fraktionslose Abge-
ordnete Schwerd. Möchte sich jemand enthalten? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist der Gesetzentwurf 
Drucksache 16/10083 in zweiter Lesung mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis angenommen.  

Wir sind am Ende von Tagesordnungspunkt 2, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.  

(Unruhe)  

Wir dürfen nach diesem Abstimmungsmarathon alle 
einmal durchatmen. Diejenigen, die jetzt Termine im 
Haus haben, bitte ich, den Raum möglichst zügig zu 
verlassen, ohne die Geräuschkulisse zu erhöhen.  

Ich rufe auf:  

3 Sicheres Schwimmen kann Leben retten – 
Schwimmfähigkeit am Ende der Grundschul-
zeit überprüfbar definieren 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/10293 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/10481 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat 
vonseiten der antragstellenden Fraktion Herr 
Dr. Kerbein das Wort.  

Dr. Björn Kerbein (FDP): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Schwimmen zu können ist eine elementar wichtige 
Fähigkeit. Der Freizeitwert wird erhöht, die Gesund-
heit wird gefördert, und es entsteht ein ganz neues 
Körpergefühl, vor allen Dingen für Menschen mit 
Behinderungen, mit Handicap. Ganz wichtig ist na-
türlich: Leben wird dadurch sehr häufig gerettet.  

Schwimmen zu können ist ein Teil des Lehrplans 
unserer Grundschulen in NRW. Ich zitiere: 

„Jedes Kind soll am Ende der Grundschulzeit 
schwimmen können. ‚Schwimmen-Können’ 
heißt, dass es sich möglichst angstfrei ohne 
Fremdhilfe in schwimmtiefem Wasser zielgerich-
tet fortbewegen kann.“ 

Was im Lehrplan unter Schwimmen-Können ver-
standen wird, findet sich kurz und knapp in den 
Kompetenzerwartungen an unsere Schülerinnen 
und Schüler in der 4. Klasse – Zitat –: 

„Die Schülerinnen und Schüler schwimmen 25 m 
ohne Unterbrechung mit einer ausgewählten 
Schwimmtechnik in der Grobform.“ 

Ob das allein bedeutet, dass die Kinder wirklich 
schwimmen können, ist äußerst fraglich. Fakt ist in 
jedem Fall, dass wir von dem Ziel des Schwimmen-
Könnens aller Kinder am Ende der Grundschulzeit 
leider meilenweit entfernt sind; das ergeben Studien 
und viele Umfragen seitens der Fachverbände. Sie 
wissen, die Bandbreite der Kinder, die nicht 
schwimmen können, liegt zwischen 15 und 20 %. 
Leider gibt es keine genauen Erhebungen, sondern 
nur Umfragen.  

Und leider besteht immer noch Unklarheit, wie wir 
„Schwimmfähigkeit“ überhaupt definieren. – Wäh-
rend bei den Kompetenzerwartungen im Lehrplan 
das Schwimmen von 25 m bereits als ausreichend 
erachtet wird, sprechen Experten eher von acht 
Bahnen am Stück oder dem Bronzeabzeichen.  

Bedauerlich ist, dass unsere Landesregierung hier 
noch nicht einmal eigene Zahlen liefern kann. Das 
Land legt ein Ziel fest, stiehlt sich anschließend 
konsequent aus der Verantwortung, und die Grund-
schulen vor Ort werden mit der Umsetzung der Ziel-
vorgabe alleingelassen. Schlimmer noch: Offen-
sichtlich interessiert es am Ende noch nicht einmal, 
ob das Ziel erreicht wird und ob es überhaupt mög-
lich ist, das Ziel zu erreichen. 

(Beifall von der FDP) 

Anders lässt es sich nicht erklären, dass die Lan-
desregierung weder verlässliche Zahlen zur 
Schwimmfähigkeit unserer Kinder am Ende der 
Grundschulzeit liefern kann noch weiß, ob alle 
Grundschulen in NRW überhaupt einen Zugang zu 
einem Lehrschwimmbecken haben. 

Eine traurige Tatsache ist vor allem, dass wir einen 
deutlichen Rückgang bei der Schwimmfähigkeit zu 
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